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des Großherzogthums Pofen. 


Drud und Verlag der Hof-Vuchdruckerei von 


Aus den Berichten, welche dem unterzeichneten Ober-Präſidenten von meh⸗ 
reren Seiten über die in einigen Städten der Provinz unter dem Vorwande des 
herrſchenden Nothſtandes vorgekommenen Störungen der öffentlichen Ruhe zuge: 
gangen find, haben wir entnommen, daß ſich auf undegreifliche Weiſe das Ge- 
rücht verbreitet hat, die Behörden ſeien angewieſen, gegen die Ruheſtörer mit 
Milde zu verfahren, und namentlich gegen dieſelben des Gebrauchs der Waffen 
ſich zu enthalten. Wir dürfen wohl kaum verſichern, daß dieſes Gerücht völlig 
unbegründet iſt. Es ſind im Gegentheil die Vehörden veranlaßt worden, dieſem 
verbrecheriſchen Treiben mit aller Kraft und Cnergie entgegen zu treten, und, 
wo dies irgend erforderlich iſt, die Mitwirkung der Truppen in Auſpruch zu neh⸗ 
wen, welche ſtreng nach den geſetzlichen Vorſchriften verfahren, und eintretenden 
Falls mit Gewalt der Waffen die Ruhe wieder herſtellen werden, zu welchem 
Ende fie mit ſcharſer Munition verſehen find und ſämmtliche Schildwachen gela- 
den haben. Es iſt dies um ſo mehr gerechtfertigt, als ſich vielfach gezeigt hat, 
daß die Tumultuanten keinesweges die wirklich Bedürftigen geweſen find. Gleich: 
zeitig machen wir auf die Beſtimmungen der Allerhöchſten Kabinets⸗Ordte vom 
7. März v. J. aufmerkſam, wonach ein Jeder, der bewaffnet im Angriffe oder 
im Widerſtande gegen die Obrigkeit betroffen wird, ſofort vor ein Kriegsgericht 
geſtellt, und mit der Todesftrafe des Erſchießens belegt werden ſoll. 5 

Poſen, den 8. Mai 1817. 

Der kommandirende General 
von Colomb. 
— 


Inland. 


Berlin, den 7. Mai. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Geheimen Juſtiz- und Ober⸗Landesgerichts Rath Lange in Stettin, den 
Rothen Adler Orden zweiter Klaſſe mit Eichenlaub; dem Großherzoglich Mecklen— 
burg⸗Strelitzſchen Kammerherrn und Intendanten des Hof-Theaters, von D a ch⸗ 
roeden, den Rothen Adler Orden dritter Klaſſe; dem Manſionar bei der Me— 
tropolitan-Kirche in Gneſen, Franz Taillard, den Rothen Adler-Orden vierter 
Klaſſe; ſo wie dem evangeliſchen Küſter und Schullehrer Braune zu Stolpen⸗ 
hagen, Regierungs-Bezirk Potsdam, das Allgemeine Ehrenzeichen zu verleihen; 
und den bisherigen Kreis⸗Phyſikus, Sanitäts Rath Dr. Wittke in Erfurt, zum 
Regierungs⸗ und Medizinal Rath bei der dortigen Regierung; und den bisherigen 


Preußiſchen Vice⸗Konſul Kempe in St. Petersburg, zum Konſul daſelbſt zu 
ernennen. 


Der Ober-Präſident 
von Beurmann. 


(Zur Verſtändigung über die Forderungen zur Abhilfe der 
Lebensmittelnoth.) Von Tag zu Tag häufen ſich die Nachrichten über den 
Mangel der allernothwendigſten Lebensbedürfniſſe; was noch auf den Markt ge⸗ 
langt, wird nur zu ſolchen Preiſen feilgeboten, welche fuͤr den Armen im Durch⸗ 
ſchnitt unerſchwinglich find ſeltene Früchte und doch blos Aepfel für den Tantu⸗ 
lus. Aus den Seehäfen kommen günſtige Nachrichten, die Preiſe ſeien im Sin⸗ 
ten; gern glaubt ſie der Menſchenfreund, gern ruft er ſie den Bedrängten zu, 
aber ſtets fort ſteigen die Preiſe des Brodtes. Wer hat, ſofern er ſein Herz nicht 
mitreden läßt, die Zuverſicht, ein allmäliges oder raſches Herabgehen der ganz 
außerordentlichen Preiſe für die nächſte Zukunft mit einiger Sicherheit in Ausſicht 
ſtellen zu können ? Hunderttauſende unſerer Brüder verlaſſen und verließen den 
heimathlichen Boden, machten Platz für die nächiten Anwohner, welche raſch in 
die leergelaſſenen Stätten eindringen — wer merkt noch, daß Menſchen hier weg- 
zogen, — einer dem andern zur Laſi zu leben ſcheint und im Wege ſteht. Laſſet 
immerhin die Arbeitskräfte über die See wandern, ſprechen manche der Zurückge⸗ 
bliebenen, wir haben deren noch genng und — es find jetzt wenigere, welche mit 
uns aus der nämlichen Schüſſel eſſen; laßt ſie Geldeapitalien immerhin mit ſich 
ſchleppen, die Ländereien müſſen fie hier laſſen, die Ländereien, welche Brodt 
wachſen laſſen und — es ſind wenigere, welche mit uns aus der nämlichen Schüſ— 
ſel eſſen. Das Eine, die Noth des Lebens, hat die Dictatur in Beſitz genom⸗ 
men; nicht blos der Abziehende wird theilnahmlos gegen den Schmerz der Tren⸗ 
nung von Allem, was frühere Generationen mit unauflöslichen Banden feſſelte, 
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ler. 


auch der Daheimbleibende hat ein anderes Raiſonnement lernen müſſen. Das 
Gefühl der Noth hat Herz und Sinn gefangen genommen — es hält auch, wie 
ſich zeigen wird, ſogar den Verſtand gefangen. Hier iſt Schweigen, Vertuſchen, 
Bemänteln: Verrath und Gegenwart und Zukunft; es iſt heiligſte Pflicht, gegen 
das Volk wie gegen ſeine Häupter die Wunde offen zu legen, damit Heilung über⸗ 
haupt ermöglicht werden kann. Wir haben in unſerer Zeit in ſchlimmer Geſtalt 
die Noth kennen gelernt, vergeſſen wir nicht, daß wir auch erlebt haben, wie die 
edelſten Blüthen, welche echte Menſchlichkeit und reine Religioſität hervorbringen 
können, herrliche Früchte haben erſcheinen laſſen. Regierungen wie Privatleute 
haben Auſtrengungen gemacht, zu den ſich aus früheren Zeiten ſchwer Analogien 
finden laſſen. Männer wie Frauen, Reiche wie ſolche, welche kaum für ſich 
ſelbſt genug haben, haben eine Mildthätigkeit bewieſen, welche ein verſöhnli⸗ 
ches Licht über fo herbe, harte Verhältniſſe wirft; die Preſſe in faſt allen ihren 
Organen weiſt immer wieder auf dieſen Schwerpunkt aller unſerer Verhältniſſe 
hin; die Poeſie verzichtet auf Wein, Weib und Geſang und trägt den Schmerz 
des Armen überall hin. Dieſelbe große Theilnahme Aller an der Noth der größ⸗ 
ten Mehrzahl hat auch bewirkt, daß man immer und immer wieder darauf dringt, 
die Regierungen konnten und müßten raſch helfen; wenn nur guter und ener⸗ 
giſcher Wille vorhanden wäre, ſo würde die Noth raſch beſeitigt werden können. 
So oder in milderer und bedingter ausgeſprochener Form tönt es von allen Seiten 
und zumeiſt in den mündlichen Beſprechungen der mittleren Klaſſen. Wir wollen 
in möglichſter Kürze einige der zumeiſt vorgebrachten Wünſche und Gutachten, 
wie der uns umgebenden Lebensnoth abgeholfen werden könne, welche bald bes 
folgt, bald außer Acht gelaſſen worden find, hier etwas näher beleuchten und nach⸗ 
ſehen, in wiefern ſich von ihnen in Wahrheit der erſehnte Erfolg erwarten läßt. 
Wir wollen vor allem Uebrigen den Punkt beſprechen, welcher zur Erläuterung 
unſerer Aufforderung zu ruhiger Ueberlegung und gemäßigter, beſonnener Beur⸗ 
theilung der Verhältniſſe inſofern der ſchwierigſte zu fein ſcheint, als das Publi⸗ 
kum längſt über ihn faſt allſeitig und einſtimmig ſich erklärt hat. Wir meinen 
die allerwärts her ſolicitirten Maßregeln der Regierungen gegen den 
Wucher. Wer will und wird bezweifeln, daß der Wucher mit den allernoth⸗ 
wendigſten Lebensmitteln der Armen das ſcheußlichſte Mittel, ſich zu bereichern, 
ſei; daß hier dieſer Egoismus, dieſer Krebsſchaden der Menſchheit, in ſeiner wi⸗ 
derlichſten Geſtalt auftrete. Einſtimmig erhebt ſich die Stimme Aller gegen die 
Wucherer. Hin und wieder iſt eingeſchritten worden, doch noch nirgends beſtimmt 
durchgreifend. Wir wollen weder auch nur ein Wörtchen zu Gunſten des herz⸗ 
loſen Wucherers reden, noch die Regierungsmaßregeln tadeln, welche ſich gegen 
den Wucher wenden; es kommt hier nur darauf an, zu zeigen, daß, wo letztere 
nicht erfolgt find, man nicht mit Recht ohne weiteres von Läſſigkeit u. dgl. m. 
reden kann. Jun allem politiſchen Leben, in allen politiſchen Beſtrebungen gilt 
bis zur Stunde das Princip des Rechts als dasjenige, was der feſte Boden 
für das ſtaatliche Leben der Völker ſei; alle Beſtrebungen nach politifcher Freiheit, 
ſo wie alle Zuſtände in der erlangten haben beurkundet, daß zum Weſen derſelben 
der unbedingte Gebrauch des Eigenthums, die un verkümmerte 
Geltendmachung des Eigenthumsrechts gehöre; das bezeugen dle 
Theorien wie die geſchichtlichen Erfahrungen. Von dieſem Rechte macht auch der 
Wucherer Gebrauch in ſeinem mit Recht verhaßten Handwerk; er ſteht aber in 
ver That auf demſelben Rechtsboden, handelt mit derſelben Befugniß und, den 
Artikel ſelbſt abgerechnet, ganz in derſelben Weiſe wie tauſend und tauſend Andere, 
welche auf anderem minder verhaßten Wege zu Reichthum gelangen. Das iſt ſo 
Har, daß man es blos auszuſprechen braucht, um die Sache unwiderleglich in 
dieſer Beziehung hinzuſtellen; und dies darf niemand vergeſſen, der ohne weiteres 
gegen den böfen Willen und die Lauheit der Behörden zu Felde zieht. Das freie 
lich wollen wir ſelbſt am wenigſten irgendwie in Abrede ſtellen, daß zu unſeren 
Zeiten ganz gewiß ein Wendepunkt in allen politiſchen Verhältniſſen, Fragen und 
Verhandlungen eingetreten iſt, dadurch, daß die Politik die ſoclalen Fragen nicht 
mehr aus ihrem Gebiete ausſcheiden kann und daß ſie ſich auf Bahnen bewegen 


muß, welche frühere Zeiten nicht geahndet haben. Sie find zum Theil ſchon we⸗ 
nigſtens andeutungsweiſe betreten worden, und Preußen mindeſtens hat ſchon 
vor mehreren Jahren einen Verſuch gemacht, die große Kluft zwiſchen 
Volksrecht und Juriſtenrecht auszufüllen. Als es die Frohndienſte der 
Leibeigenſchaft und die Schaarwerke aufhob, geſtand es offen und energiſch ein, 
daß es, durch die Moral gezwungen, ohnſtreitig eine große Rechtsverletzung be⸗ 
gehe. Es kann eine Regierung große Energie und guten Willen ihrerſeits haben 
und dennoch wird fie vielleicht nicht gegen den Wucher einſchreiten, weil fie am 
Rechte, an der garantirten Freiheit des Eigenthums und deſſen Verbrauchs feſt⸗ 
hält und darum der brandmarkenden Stimme der öffentlichen 
Meinung überläßt, was ſie nicht thun zu dürfen glaubt. Freilich iſt das 
Verbot des Branntweinbrennens und andere analoge Einzelerſcheinungen im all⸗ 
gemeinen nach dem nämlichen Geſichtspunkte zu beurtheilen; doch aber geſtaltet ſich 
das Verhältniß inſofern anders, als hier vorher gemachte beſtimmte Coneeſſionen 
vorliegen, welche dem Einzelnen ertheilt und wieder temporär oder für immer 
entzogen werden können, ohne daß eine Verletzung des allgemeinen Prineips vor— 
liegt. Wir konnen dieſen Artikel nicht ſchließen, ohne mit wenigen Worten die 
Behörden darauf aufmerkſam gemacht zu haben, daß, wenn Vorkehrungen, wie 
Aufkäufe von Getreide und deren Vertheilung um billige Preiſe, — Oeffnen der 
Magazine u. dgl. m. irgend welchen Erfolg haben und nicht den entgegengeſetzten 
Ausgang und Urſachen des Mißmuthes u. ſ. w. hervorrufen ſollten, es nicht ges 
nügt eine ſolche Maßregel blos zu verordnen, ſondern es muß auch die Exeku⸗ 
tion derſelben überwacht werden, es muß Sorge getragen werden, daß die Ver⸗ 
theilung ſelbſt nach Zweck und Abſicht geſchehe, denn das iſt zweifelsohne wahr, 
daß auch oft der, welcher nicht bedacht zu werden braucht, ſich mit Erfolg herans 
drängt. 


Berlin. Die Aachener Zeitung und aus ihr andere Blätter berichten, der 
Rheinländiſche Deputirte und Kaufmann Hr. Conze habe in der Sitzung vom 
15. über die Adreßdebatten ſich getrieben, das Wort zu ergreifen, aber mit jo 
heftigen Invektiven gegen die ſchlechte Preſſe begonnen, welche an allen Aufregun⸗ 
gen ſchuld ſei, daß der Laudtagsmarſchall dem Redner wegen geſchaftsordnungs⸗ 
widrigen Ableſens ſeines Vortrags das Wort entzogen. Alſo wenn der Abgeor⸗ 
dnete nicht mit „heftigen Invektiven gegen die ſchlechte Preſſe“ begonnen, wür de 
der Landtags marſchall dem Redner wegen geſchäftsordnungswidrigen A b⸗ 
lefens ſeines Vortrags das Wort nicht entzogen haben? Der Fürft Solms 
handhabt, wie jede Sitzung, die er leitet, beweiſt, das Geſchäftsreglement ſo 
gewiſſenhaft, daß er ſich das Vertrauen und die Anerkennung aller Deputirten 
ohne Ausnahme erworben hat. Dem Abgeordneten Conze wurde das Wort ein⸗ 
fach deshalb entzogen, weil er, dem Reglement entgegen, feine Rede ablas; der 
Juhalt dieſer Rede war dabei, wie jeder Vernünftige ſieht, ohne Einfluß. Es 
macht überall den beſten Eindruck, daß ſich unſer Landtag zuerſt mit dem ge⸗ 
genwärtigen Nothſtande und der Abhülfe deſſelben beſchaͤftigt. 

Hieſige und auswärtige Blätter gedenken der kürzlich geſchehenen Ausweiſung 
des Schriftſtellers Karl Grün aus Paris und Frankreich, mit dem gerüchtswei⸗ 
ſen Zuſatze, daß dieſe Ausweiſung auf Reklamation einer Deutſchen Macht erfolgt 
fein ſolle. Da Grün aus Preußen gebürtig iſt, auch bis zu ſeinem Abgange 
nach Paris ſich innerhalb Preußen aufgehalten und als ſozialiſtiſcher Schriftſteller 
bemerklich gemacht hat: fo liegt die Vermuthung nahe, man habe mit jener Deut- 
ſchen Macht die Preußiſche Regierung bezeichnen wollen. Iſt dieſe Vermuthung 
richtig, ſo kann das obige Gerücht nur für eine völlig unwahre Erfindung erklart 
werden, indem von hier aus keinerlei Schritte gegen Grün's Aufenthalt in Paris 
gethan worden find. Die Verbindung, in welcher, den öffentlichen Blattern nach, 
die Ausweiſungs Grün's mit den Maßregeln gegen die kommuniſtiſchen Arbeiter 
in Paris ſtehen ſoll, macht es überhaupt durchaus unwahrſcheinlich, daß die 
Franzöſtſche Polizei in Anſehung Grün's eines fremden Impulſes bedurft und ein 
anderes Intereſſe, als ihr eigenes, zu Rathe gezogen haben ſollte. 

le Exkommunikation des Fürſten Hatzfeldt durch den Fürſtbiſchof 
von Breslau iſt geeignet, überall das größte Aufſehen zu erregen. Man verkennt 
die Bedeutung dieſes Schrittes nicht, obgleich man auf der andern Seite ſich die 

olgen, die derſelbe haben wird, noch nicht klar machen kann. Nur Wenige ver⸗ 
10 die Zeichen der Zeit, die in allen Sphären bedeutſamen Entwickelungen 
in Ei (Rh. B.) 

erlin. — Das Verbot des Brauntweinbrennens, welches, wenn es frü⸗ 

her erlaſſen worden wäre, vielleicht viel Unheil verhütet hätte, iſt inſofern von 
beruhigender Wirkung, als man allgemein glaubt, daß ein großer Theil der noch 
im Lande vorhandenen, zum Spiritus⸗Brennen beſtimmten, bedeutenden Getreide⸗ 
und Karto el, Vorräthe nunmehr an den Markt kommen werde. Sachkundige 
Männer verſichern, daß auf vielen großen Gütern und Domainen in der Mark, 
wo das Branntweinbrennen im ausgedehuteſten Maßſtabe betrieben wird, noch 
ſolche Maſſen von Kartoffeln aufgehäuft lägen, daß ein Maugel daran bis zur 
nächſten Erndte durchaus nicht zu befürchten ſei. Eben fo ſollen auch manche 
Gutsbeſitzer noch im Beſitz großer Getreidevorräthe ſeyn. — Schon am 5. Mai 
find einige Schi sladungen des erwarteten Getreldes hier eingetroffen und es wer⸗ 
den bald mehrere nachſolgen. 

Stettin. (Börſ.⸗N. d. O.) Die Roggenladung des aus dem Seegrunde 
emporgehobenen Schiffes Elwine iſt gerichtlich beſichtigt und von der Beſchaffen⸗ 
heit befunden worden, daß der Verkauf ſofort ſtattfinden müſſe. Dieſer hat denn 
auch begonnen, 


en 
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ſten aller Art nicht erholt. 


Königsberg. (K. Z.) Unſere Stadt ift bel den jetzigen Theutungs⸗Untt⸗ 
hen ruhig geblieben. Der flüchtige Weinhändler Tobias iſt in Hamburg von der 
Polizei angehalten worden. Unterdeſſen iſt bereits wieder ein anderer Betrüger 
davongelaufen. Ein hieſiger Getreidehaͤndler hatte mit ein Franz. Handlungs⸗ 
hauſe auf bedeutende Getreide-Lieferungen a 2 Geld genommen, 
aber kein Getreide gekauft. Der Chef des nz. Haufez erſchien und wollte 
feine Schätze beſehen und der Getreidehändler > ihn nach dem gefüllten Spei⸗ 
cher eines andern Kaufmanns. Der Franzoſe freute ſich des fchönen Geſchäfts 
und wollte ſein Korn verſichern, da kam der Betrug u Tage „ und als er ſich bei 
dem Betrüger näher erkundigen wollte, war dieſer bereits u ber alle Berge. — Der 
Schiffer Stantin, welcher ſich bei dem Unfall, der Se. den Kaiſer von Ruß⸗ 
land traf, hilfreich erwies, hat ein Kaiferh Geſchent von 120 Thlr. erhalten. — 
Aus Tilſit meldet man, daß die Durchfuhr von Getreide aus Rußland fortdauert. 
Es ſind bereits 14 Wittinnen, größtentheils mit Roggen beladen, in Tilſil ange- 


langt, darunter 3 für Rechnung der Regierung, von denen eine e in Tilſit 


bleibt. 

Magdeburg, den 8. Mai. 
ſtattgefunden. 

Aus der Provinz Sachſen. (Aach. Z.) Florencourt, der, in Folge 
der Angriffe, welche er in der Biedermann'ſchen Monotsſchrift gegen den alten 
Jahn losgelaſſen, ſich eine fiskaliſche Unterſuchung zugezogen hatte, iſt dieſer 
Tage vom Ober-Landesgericht zu Naumburg in erſter Inſtanz zu einer vierwö⸗ 
cheutlichen Freiheitsſtrafe oder zu 50 Thlr. verurtheilt worden. Er ſowohl als 
Jahn gedenken dieſen Prozeß der Oeffentlichkeit zu übergeben; v. Florencourt ver⸗ 
weilt übrigens ſeit einigen Wochen nicht mehr in Naumburg, er lebt jetzt in Dres⸗ 
den, wo er den bekannten „Verfaſſungsfreund“ redigirt. 

Elbgegend bei Mühlberg den 3. Mai. Noch haben ſich die Bewoh⸗ 
ner der Elb⸗Niederungen von den für ſie im Jahre 1845 fo ſchweren Elb-Ueber⸗ 
ſchwemmungen, den damit verbundenen Dammbrüchen, Verſandungen und Verlu⸗ 
Immer wird der Ausfall der vorjährigen Erute fühl⸗ 
barer, fo daß der Getreidemangel die größten Beſorgniſſe bis zur nächſten Ernte 
erregt. So ſtrömen jetzt unerwartet, in Folge von Gewittern und den dadurch 
veranlaßten ſchuellen Schmelzen der Schneemaſſen in den Hochgebirgen, ſolche 
Waſſermaſſen ſeit dieſem Morgen heran, daß bereits binnen wenigen Stunden 
größtentheils die Feldfluren der Rittergüter Landeck, Plathow, Droſchkau, Mühl 
berg und der längſt der Elbe hin liegenden Oriſchoften unter Waſſer geſetzt ſind, 
und wenn nicht baldiges Fallen eintritt, eine anderweitige Beſamung der ſchon 
allenthalben beſtellten Felder nothwendig werden wird, wodurch der ohnehin ſchon 
ſo ſehr geſteigerte Mangel noch vergrößert und der Nothſtand noch fühlbarer wer⸗ 
den wird. 


Auch in Zeitz haben Theurungs-Unruhen 


Dir 

Stuttgart. Auch in Ulm haben die hohen Preiſe der Lebensmittel am 1. 
Mai zu ernftlichen Unruhen Anlaß gegeben. Die Ulmer Shnellpoſt meldet 
darüber Folgendes: „In den Vormittagsſtunden ſchon war der Viktualienmarkt 
außerordentlich belebt, Käufer und Verkäufer ſtrömten in Maſſe herbei, beſonders 
zahlreich aber waren bie Kartoffelhändler erſchienen; hierbei entwickelte die Polizei, 
an ihrer Spitze Herr Stadtſchultheiß Schuſter, eine Energie und Thätigkeit, die 
wirklich alles Lob verdient. Beſonders kraͤftig wirkte die Verordnung, daß von 
den zu Markt gebrachten Produkten nichts wieder fortgeführt werden dürfe. In 
der 10. Vormittagsſtunde nahm der Tumult feinen Anfang. Auf dem Kartof⸗ 
ſelmarkte ſoll nämlich ein Händler für das Simri 2 Gulden gefordert, ein Käufer 
ihm aber etwas weniger geboten haben, und auf des Erſteren ſtrafbare Antwort 
(er ſoll erwiedert haben: „eher feine Wanze ins Waſſer zu werfen, als fo zu ver⸗ 
kaufen!“) thatſächlich an demſelben ſich zu rächen und mit Gewalt der Kartoffeln 
fi) zu bemächtigen verſucht haben. Nachdem der herbeigeeilte Stadtſchultheiß 
Alles zur Schlichtung des Streites — durch die grobe Hartnaͤckigkeit des Händlers 
jedoch vergebens — verfucht, riß den Umſtehenden die Geduld, und in zahlrei⸗ 
cher Maſſe ſtürzten ſie nun über die Verkäufer her — das Volt war zügellos, 
und wer nicht billig verkaufen wollte, der mußte der Gewalt weichen; Viele zogen 
— und zwar zu ihrem Vortheil — Erſteres vor. Waren die Exzeſſe hier roh 
und ſtrafbar, fo ſollten wir es doch noch ärger, noch ſkandalöſer und ſogar ver⸗ 
brecheriſcher erleben. Die Maſſe, einmal aufgeregt und zu Gewaltthaten hinge⸗ 
riſſen, drängte ſich, von Einigen dazu aufgefordert, in zahlloſen Haufen lärmend 
und tobend durch die Straßen der Stadt vor das Etabliſſement des Kunfimüllers 
Wieland, welcher ſchon in den Morgenſtunden unter dem Fruchthauſe jämmerlich 
gemißhandelt wurde, und hier nun begannen Scenen, die jeden Ordnungslieben⸗ 
den aufs äußerſte empötren mußten. Unter Wüthen und Schreien wurde gegen 
dieſe Gebäude ein Bombardement gerichtet, das Alles zertrümmerte; im Sturm 
drang man in das Innere, und unter wildem Frohlocken fielen die Ercedenten 
über das Eigenthum des Beſitzers her. Die anweſende Polizei und Gendarmerie 
vermochte nichts. In ihrer Gegenwart wurden die prächtigen Möbel zerſchlagen, 
Geld und Prätiofen ausgeſchüttet und zerſtreut, und als ſelbſt die requirirte In⸗ 
fanterig erſchieu, war man nicht im Stande, die Wuth der Tumultuanten zu 
ſtillen; ungehindert wurden noch jetzt die größten Quantitäten Mehl hinwegge⸗ 
ſchleppt, hauptſächlich war es das weibliche Geschlecht, welches ſich hervorthat; 
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beſonders groß aber wird der Schaden daburch, daß von den Geſchäfts⸗Dokumenten 
außer Einem Buche nichts den Tumultuanten entriſſen werden konnte. 
anrückende Militair verſuchte, in die Sebäulichkeiten zu rücken, wurde es von den 
Haufen mit Steinregen empfangen und zurückgeworfen, und auch die erſte Abthei⸗ 
lung von den Kavalletie-Piquets wurde in gleicher Weiſe begrüßt. 15 dieſes 
Etabliſſement gänzlich ruinirt war (ſogar die Dachrinnen wurden abgeriſſen ), zog 
die Menge vor den Hafen, und eben fo, wie in dem erjteren Ciabliſſement, wur⸗ 
den hier alle Etagen zu Grunde gerichtet; Bierfaſſer, Wirthshausgerächſchaften, 
Schmuck und Möbel, ja ſogar die Effekten der Dienſtleute eutgingen der graßlichen 
Wuth des Haufens nicht. Der Schaden, welcher hier angerichtet wurde, iſt in 
der That ſehr bedeutend. Es erſchienen größere Kolonnen Militair; in Bataillon⸗ 
und Schwadronzügen rückte Zufanterie und Kavallerie heran, die Tumultuauten 
wurden zerſtreut, von der Reiterei die Straßen beſetzt und durchzogen, die Jufau⸗ 
terie ſchloß die Gegend des Tumults ebenfalls ein, und auf allen Straßen und 
Plätzen kantoniren Truppen⸗Abtheilungen; ebenſo wurde das Schraunenhaus und 
die Zugänge zu der Wohnung eines anderen Kunſtmühl⸗Beſitzers beſetzt, an wel⸗ 
chen die Reihe alsbald gekommen wäre. Gegen 2 Uhr ward es ruhig. Durch 
polizeilichen Ausruf wurde bekannt gemacht, daß heute Abend um 5 Uhr das 
Bürger⸗Militalr anzutreten habe; eben fo wurde durch Plakat-Auſchlag zur Oef— 
fentlichkeit gebracht: „daß heute Abend die Polizeiſtunde mit 10 Uhr eintritt und 
mit dem Schlag 10 Uhr alle Wirthshauſer zu ſchließen find; ferner, daß unter 
Hinweiſung auf die geſetztichen Strafen das Zuſammenſtehen von mehr als 8 — 10 
Perſonen auf den Straßen von 8 Uhr an verboten iſt.“ Das Benehmen des 
Militairs kaun als ein ſehr mäßiges bezeichnet werden. Bis jetzt wurde die Ruhe 
nicht wieder geſtört, und wir dürfen annehmen, daß dies auch für die Folge nicht 
geſchehen wird.“ 

München, den 1. Mai. Nach angeblich aus Paris ſtammenden Angaben 
ſoll in der jüngſten Zeit zwiſchen den Regierungen von Frankreich und England 
durch das Dazuthun des Oeſterreichiſchen Hofes eine ſolche Verſtandigung über 
die Griechiſch⸗Türkiſche Frage herbeigeführt worden ſein, daß ſie ſo gut 
als gelöſt augeſehen werden dürfte. Wir laſſen die Richtigkeit derſelben zwar noch 
bahingeſtellt fein; fo viel aber iſt gewiß, daß man hier in den höhern Regionen 
an einem unkriegeriſchen Ausgange der Sache noch keinen Augenblick gezweifelt 
hat, beſonders auch darum, weil man eben von der Einſicht und Energie des 
Hrn. Kolettis vertranensvoll die Unterdrückung jeder unzeitigen Gewaltthätigkeit 
von Griechiſcher Seite erwartet. 

Die Stadt Bremen giebt eine Ueberſicht der Anzahl der für fie beſtimmten, 
nur allein aus dem Schwarzen Meere zu erwartenden Zufuhren von Roggen. 
Hiernach haben Konftantinopel bereits paſſirt 17 Schiffe mit 3735 Laſt Gwei 
davon mit 210 Laſt find ſchon auf der Weſer angekommen.) In Odeſſa find in 
Ladung zwei Schiffe, in Eupatoria vier, in Kertzſch und Taganrog zwei, zuſam⸗ 
men acht Schiffe mit 1365 Laſt Ladung. 5 

Oe ſt erreich. 

Wien den 4. Mai. Der wegen feiner Wiederverehelichung excommunicirte 
Fürft Hatzfeld iſt hier angekommen, um die Vermittelung des päpſtlichen Nuntius 
in Anſpruch zu nehmen. 5 
- Frankreicſch. f 

Paris den 3. Mai, Der König hat vorgeſtern die Glückwünſche der beiden 
Kammern und der höchſten Staatsbehörden zu ſeinem Namenstag empfangen. 
Auf die Rede des Präſidenten der Deputirten⸗Kammer lautete die Königliche Aut⸗ 
wort: „Es iſt mir ſehr ſchmerzlich geweſen, die Leiden der arbeitenden Klaſſen zu 
ſehen, auf welche Sie hingedeutet; Ich habe aber einen großen Troſt in den Lin— 
derungen gefunden, welche denſelben fo edelmüthig geſpendet worden ſind, und 
Ich habe Ihnen zu ſagen, wie ſehr ich davon gerührt bin. Wir haben Grund 
zu hoffen, daß dieſe Leiden ſich ihrem Ende nähern. Es wird davon ein großes 
Beiſpiel zurückbleiben: daß fie keine jener politiſchen Leideuſchaften aufgeregt haben, 
die nur zu oft die öffentlichen Leiden vergifteten. Die Volksmeinung, beſſer aufs 
geklärt, hat erkannt, wie viel fie bei ſolchen Aufregungen zu verlieren hat, ohne 
daß davon irgend etwas zu hoffen wäre Dem Himmel ſei Dank, die glückliche 
Eintracht, welche unter uns herrſcht, laßt uns von unſeren Einrichtungen nicht 
ſagen: 

„Erſtaunt ſehn drei Gewalten 

Das Band, das fie verknüpft. 8 
Heute ſehen wir in unſerer Mitte dieſe drei Gewalten vereint durch das Vertrauen, 
welches fie ſich gegenfeitig elnſtoßen, ſtart durch den Beiſtand, den fie ſich gewah⸗ 
zen, und durch die Gewißheit, daß feine von ihnen die andere angreifen will, 
ſondern daß fie im Gegentheil in dieſer Eintracht, in dieſem Vertrauen die Stärke 
finden, die ihnen nöͤthig iſt, um frei ihre verſaſſungsmäßigen Rechte und Befug⸗ 
niſſe auszunden. Wir ſehen ſie, ohne alle Eiferſucht, nur in dem Beſtreben 
wetteifern, die Freiheit zu gewährleiſten, die öffentliche Sicherheit und die Na⸗ 
tional⸗Wohlfahrt gegen jene Erſchütterungen zu ſichern, welche die menſchlichen 
Leidenſchaften nur zu oft zu erregen ſuchen. (Hier wurde der König von lebhaften 
Acclamationen unterbrochen.) Vermöge Ihrer mächtigen Unterſtuͤtzung, vermöge 
dieſer kostbaren Eintracht ward es Mir gegeben, die erſten Worte ſich verwirklichen 
geſehen zu haben, die Ich als General⸗Statthalter des Königreichs an Frankreich 
richtete: Die Charte wird fortan eine Wahrheit ſein. (Reue, lange anhaltende 
Acelamationen erhoben ſich bei dieſer Stelle, wie der Moniteur meldet, von 
allen Seiten. Der König fehritt, lebhaft bewegt, in die Mitte der ſich um ihn 
drängenden Deputirten und ſchloß mit den Worten): Ich bin tief gerührt von 


Als das 


dieſen Acclamationen und von den Geſinnungen, mit welchen Ste Meine Famllle 


und Mich umgeben; glauben Sie, daß ſie Mir zu Herzen gehen, und daß Ich 
davon durchdrungen bin.“ (Neuer Ruf: Es lebe der König! folgte dem Schluß 
der Rede.) 

Die Feſtlichkeiten, welche in Paris zur Feier des Tages in gewohnter Weiſe 
ſtattfanden, ſind ohne Störungen vorübergegangen. Als der König und die Kö⸗ 
nigliche Familie Abends während des Konzerts im Tuilerieen-Garten auf dem 
großen Balkon erſchienen, wurden fie von der Menge mit Vitvatruf begrüßt. 

Die Antwort Sr. Majeſtät des Königs von Preußen auf die Adreſſe der 
Stände giebt heute dem Journal des Debats wieder Anlaß zu Betrachtun⸗ 
gen über die Entwickelung der Geſetze vom 3. Febr. Es ſcheint dieſes Franzö⸗ 
ſiſche Blatt auch allmälig zu einem bemeſſeneren Urtheil über die Berhältniffe des 
Nachbarlandes, über Weſen und Geiſt der Preußiſchen Monarchie zu gelangen. 
„Man muß“, ſagt es heute unter Anderem, „die Antwort König Friedrich Wil⸗ 
helms auf die Adreſſe der Stände richtig auffaſſen; man muß der Weisheit und 
Hochherzigkeit des Fuͤrſten ebenſo danken, wie zu gleicher Zeit nochmals dem 
Landtage zu der Beſonnenheit Glück wünſchen, womit er die Pforten zu allen 
ehrenvollen Aus kunftsmitteln offen gelaſſen. Dank dieſer glücklichen Mäßigung, 
Dank vor Allem den reinen Abſichten, welche das Herz des Königs erfüllen, 
ſcheint es jetzt, daß es Preußen ohne allzu harte Prüfungen in die große Bahn 
der Freiheiten unſerer Zeit einzutreten beſchieden iſt. Nichts vermag beſſer jene 
von uns fo gerechter Weiſe gepriefene Geradheit des Charakters ans Licht zu ſtel⸗ 
len, nichts zeigt deutlicher die politiſche Rechtlichkeit des Herrſchers, als die loyale 
Willfahrigkeit, womit er ſeinem jungen Parlamente neue Bedingungen der Exi⸗ 
ſtenz gewährt. Nicht als hätte der König in feiner Antwort vom 22. April vor 
den Ständen zurückweichen wollen; nicht als Hätte er ſeine Fahne verborgen: 
Jeder weiß, wie der König denkt, und man erwartete nicht, daß er von einer 
Rede zur anderen feine Grundſätze ändern würde. Man hoffte nur, und dieſe 
Hoffnung iſt nicht getäuſcht worden, daß er, einmal von der Macht überzeugt, 
welche andere Anſichten, als die ſeinigen, über ernſte Meinungen gewonnen, 
dieſen anderen Anſichten eine weitere Bahn, ein geſicherteres Feld der Prüfung 
einräumen werde. Es war eines der Geſetze des lair play, dieſes Kampfes mit 
gleichen Waffen, welchen Jeder, der Glauben hat, ſo gern annimmt. Der 
Landtag wollte im Grunde nur Eines; er wollte, wie der König ſagt, „die in⸗ 
nige Vereinigung der Krone mit den Ständen auf dem Rechtsboden begründen“, 
und der König ſelbſt erklärt dies für den „ſchönen Beruf der Stände.“ Der Koͤ⸗ 
nig ſelbſt bekräftigt das Wort „verfaſſungsmäßig“, und eine weitere Entwickelung 
für das Anſehen der Stände wird von ihm im voraus als rechtmäßig zugegeben.“ 

Der Sud de Marſeille meldet vom 28. April, daß Bu Maſa nicht 
nach Paris, ſondern zunächſt nach Chateau Pomerpi in den Pyrenäen gebracht 
werde, daß ihm zum Aufenthalt angewieſen ſei. j 

Die Unterwerfung der Kabylen ift eine vollſtändige. Außer Ben Salem 
hat ſich auch Bell Kaſſem, der bisher eine feindliche Haltung inne gehalten, un⸗ 
terworfen und iſt ſelbſt nach Algier gekommen, wo er mit den feinem Range ge» 
bührenden Ehren empfangen wurde. Eine halbe Schwadron Jäger ging ihm 
entgegen, und der Marſchall empfing ihn und feine Begleiter, als ſie vom Pferde 
ſtiegen. Nahern Mittheilungen zufolge unterwarf ſich Bu Maſa, nachdem fein 
letzter Anhänger im Kampfe gefallen und er ermüdet auf der Flucht kaum zu ent⸗ 
kommen gedachte. Aus feinen eigenen Geſtändniſſen ſoll hervorgehen, daß er 
von der mächtigen Sekte der Mulin Abd el Kader, einer geheimen Geſellſchaft 
in Marokko, zum heiligen Kriege gegen die Chriften ausgeſendet wurde, und 
daß der Kaiſer von Marokko ſelbſt feiner Miſſion nicht fremd war. Der Con⸗ 
ſtitutiounel bemerkt, dies ſei ein intereſſanter Beitrag zum Traktat von Tan⸗ 
ger und laſſe über die Geſinnungen des Maroltaniſchen Sultans keinem Zweifel 
mehr Raum. 21705 

0 Spanien j 

Madrid den 27. April. Diejenigen Deputirten, welche der ultramoberir⸗ 
ten Partei angehören, hielten vorgeſtern Abend eine Verſammlung, um über die 
Mittel zu berathſchlagen, durch deren Anwendung der Sturz des gegenwärtigen 
Miniſteriums erreicht werden könnte. Einige ſechzig Perſonen, unter ihnen die 
Herren Martinez de la Roſa, Mon, Pidal, Gonzalez Bravo, Donoſo Cortes, 
ſtellten ſich in dieſer Verſammlung ein und erklarten, daß noch dreißig bis vierzig 
andere Deputirte bereit wären, den Beſchlüſſen der Mehrheit beizutreten. Nach⸗ 
dem Martinez de la Roſo, Gonzalez Bravo, Mon und andere Perſonen, die ſich 
von jeher als die feſteſten Stützen des Thrones und der Ordnung ausgaben, 
durchaus revolutionaire, den Ungehorſam gegen die Regierung predigende Reden 
gehalten hatten, faßte die Verſammlung einſtimmig den Beſchluß, das Miniſte⸗ 
rium auf Tod und Leben zu bekämpfen, ohne ſich darum zu bekümmern, durch 
welche Leute es erſetzt werden würde. Darauf wurde ein aus den Herren Marti⸗ 
nez de la Roſa, Gonzalez Bravo und Mon beſtehender Ausſchuß Niedergefept, 
der den gegen das Miniſterium zu eröffnenden Feldzug leiten ſoll. 2 

Gegenwärtig haben 220 Deputirte im Kongreß ihren Sitz genommen. Von 
ihnen gehören 96 der moderirten Oppoſition, 50 den Propreſſiſten, 66 bem 
Miniſterium an. Die wenigen übrigen Stimmen ſchwanken. Da nun die Pros 
greſſiſten ebenfalls dem Kabinet Pacheco den Krieg erklären, fo ermangelt dieſes 
jeder parlamentariſchen Stütze. Herr Salamanca iſt mit feinen Finanz⸗Entwür⸗ 
fen in den Kommiſſionen völlig durchgefallen, und der von den Miniſtern vorge⸗ 
legte Entwurf eines neuen Preßgeſetzes wird von den Progreſſiſten mit Unwillen 
zurückgewieſen. d ar 
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Unter dieſen Umſtänden bleibt den Miniftern nur übrig, entweder ihren 
Stellen zu entſagen oder zur Auflöſung des Kongreſſes zu ſchreiten. Längſt habe 
ich vorausgeſagt, daß die wahren Urheber des revolutionairen Zuſtandes des 
Landes, an deren Spitze Martinez de la Roſa und Donoſo Cortes ſtehen, die 
den Umſtänden nach vorgenommene Larve des Konſervatismus wieder able— 
gen würden. 

1 Die Miniſter hielten in voriger Nacht eine mehrſtündige Berathung und ha⸗ 
ben dieſen Morgen dem General Narvaez anbefohlen, ohne Aufſchub ſich nach 
Paris auf ſeinen Poſten zu begeben. 

Dreizehn der entſchiedenſten Progreſſiſten und Ayueuchos find zu Senatoren 
ernannt worden. N 

Geſtern wohnte die Königin, nur von ihrem Schwiegervater und deſſen Toch— 
ter begleitet, abermals dem Stiergefechte bei. Dann fuhr ſie nach dem Prado, 
ſtieg aus und begrüßte den General Serrauo ſehr freundlich. Am 6. Mai will 
die Königin ſich nach Aranjuez begeben und einige Zeit dort verweilen. Der 
Engliſche Geſandte hat ſchon ſeit acht Tagen ſeinen Aufenthalt dorthin verlegt. 

Heute iſt der Geburtstag der Königin Chriſtine, der bisher immer mit gros 
ßem Gepränge gefeiert wurde. Auf Allerllöchſten Befehl unterblieb diesmal die 
Feier. Der Ausſage des von Paris zurückgekehrten Generals Concha zufolge, 
beklagt die Königin Chriſtine nicht ſowohl ihre Entfernung aus Spanien, als die 
kalte Aufnahme, welche ihr jetzt bei den Perſonen, denen ſie als Heirathsſtifterin 
ſich am meiſten verpflichtet zu haben glaubte, zu Theil geworden wäre. 

Aus dem ſo eben erſchienenen Staats-Kalender geht hervor, daß ſeit der 
Einſetzung der proviſoriſchen Regierung im Jahre 1843 bis Ende 1846 nicht 
weniger als 3 Feldmarſchälle, 30 General-Lieutenants, 76 General-Majore 
und 132 Brigadiers ernannt wurden. (Das Spaniſche Heer zählt jetzt im Gan— 
zen 656 Generale.) Während deſſelben Zeitraumes wurdru 84 Großkreuze 
Karls III., 128 Iſabellen's der Katholiſchen, 13 des S. Fetnando-Ordens und 
75 Bänder Marie Louiſens vertheilt. 

Großbritannien und Irland. 

London den 1. Mai. Nachdem ſchon vor einigen Tagen eine ſehr bedeu⸗ 
tende Lebensmittel⸗Sendung für Irland auf der mit einer Mannſchaft von Frei⸗ 
willigen bemannten Kriegs⸗Fregatte „Jamestown“ aus den Vereinigten Staaten 
in Cork angekommen iſt und ähnliche Sendungen in Ausſicht geſtellt worden ſind, 
hat nun auch die Stadt New⸗Orleans durch den Amerikaniſchen Geſandten, Hru. 
Baucroft, 10,000 Dollars dem Irländiſchen Hülfs⸗Vereine übermacht. 

Seit ſechs Monaten nimmt die Baumwolleneinfuhr aus den Vereinten Staa⸗ 
ten nach England in dem Grade ab, daß der Werth dieſer Abnahme ſich heute 
ſchon auf ungefähr 45 Mill. Pfd. Sterl. beläuft. Dieſer für die Engliſchen Dias 
nuſaturen recht bedenkliche Umſtand wird zum Theil der beſondern Thätigkeit in 
Handel und Ausfuhr von Cerealien beigemeſſen; es ſcheint jedoch, daß auch der 
Ausfall der Baumwollenernte in Nordamerika nicht ohne Einwirkung iſt. 

Der „Morning Chronicle“ führt als interejjante Thatſache in dem Getreide⸗ 
handel dieſes Jahres au, daß Mainz ſeit kurzem große Ankäufe auf den Engli⸗ 
ſchen Märkten effectuirt, während der Fruchtmarkt dieſer Stadt immer an Eng⸗ 
land bis zu 100,000 Quarters jährlich geliefert habe. a 

Nach dem Korreſpondent des Expreß aus Malta vom 12. April haben die 

Streitigkeiten der dortigen Geiſtlichkeit die öffentliche Aufmerkſamkeit erregt. Dies 
ſelbe theilt ſich in Jeſuiten und Jefwitenfreunde, und deren Gegner. Die Er⸗ 
fieren ſandten an den Papſt einen Bericht ein, worin fie baten, es möge dem 
90jährigen Biſchof in der Perſon des Biſchofs von Larada, Dublins Saul, ein 
Coadjutor geſetzt werden. Dublins Saul iſt ein Jeſuitenfreund; eben deshalb 
iſt ihm ein anderer Theil des Klerus entgegen. Der Papſt hat einen Geiſtlichen, 
Dr. Engliſh, nach der Inſel geſandt, damit er den Stand der Angelegenheiten 
unterſuche und unparteliſch berichte. 
gewinnen laſſen, ſo werden energiſche Proteſte an den Papſt vorbereitet, zumal 
die Ernennung des Coadjntors ohne Genehmigung der Britiſchen Regierung er⸗ 
folgt fein ſoll. 
Die Berichte aus den Provinzen von Irland kaun man nicht leſen, ohne 
auf das lebhafteſte ergriffen zu werden. Sogar in Diſtrikten, wo die Noth bisher 
nicht ſo groß war, ſind nunmehr verheerende Seuchen eingebrochen. Reiche und 
Arme werden hingerafft. Die Evening Mail fordert die Geiſtlichen dringend 
auf, nicht erſt eine „ſpezielle Weiſung“ des Biſchofs abzuwarten, ſondern in ihrer 
Eigenſchaft, als Diener der Kirche das für die Zeiten herrſchender Krankheit und 
Peſt angeordnete Gebet zu verrichten. Die Fieberbill, welche eben durch das 
Parlament geht, wird zwar, fo hofft man, Mittel au die Hand geben, der 
weiteren Verbreitung der Seuche wirkſam zu begegnen; aber alles wird wenig 
helfen, wenn das Land nicht mit den nöthigſten Lebensmitteln hinreichend verſehen 
wird. Zu Halifax richtet das Fieber große Verheerung an. 

Die Doppelbeilage der Times vom 23. April enthält 2062 Ankündigungen 
und Inſerate, wovon die Abgabe 4 13 Schill. allein 154 Pf. St. 13 Schill. 
ausmacht. Die Brigthon Gazette ſchlagt die tägliche Auflage der Times auf 
25,000 Exemplare au, wozu letztere anmerkt „daß dieſe Annahme um einige 
Tauſend zu gering genommen fei. 

Von Mauritius wird über die Ausſichten der Wiederaufnahme des Ver⸗ 
tehrs nit Madagaskar gemeldet, daß noch immer alle daſelbſt beſindlichen 
Europäer auf das ſchärſſte überwacht würden und daß ein Beamter der Königin, 
welcher ſich der Herſtellung des Handels mit den Europäern (vermuthlich Englän⸗ 
der oder Franzoſen, da die Beziehungen mit den Holländern fortbeſtehen) günſtig 
zeigte, zum Feuertode verurtheilt worden ſei. 


Da er ſich aber ganz von den Jeſuiten habe 


Schweiz. ö ! 

Das Kriminalgericht von Luzern hat abermals zwölf flüchtige Theilnehmer 
am Frelſcharenzuge verurtheilt. Bis jetzt find 735 Strafurtel wegen polis 
ſcher Verbrechen durch das Kriminalgericht erlaſſen worden. Dazu geſellen ſich 
circa 70 Urtel des Kriegsgerichts. 

Dem Nürnberger Korrefpondenten werden aus der Schweiz vom 27ſten 
April aus durchaus zuverläſſiger Quelle ſolgende Daten über die projectirte neue 
Geſtaltung der Hochſchule in Bern mitgetheilt. Der Plan geht dahin, die 
Erforderniſſe zum Eintritt in die Univerſität auf Kenntniß der Deutſchen und Frau⸗— 
zöſiſchen Sprache, etwas Geſchichte und Geographie und etwas Arithmetik zu be> 
ſchränken. Die Maturitätsprüfungen werden gänzlich abgeſchafft. Die Studen⸗ 
ten ſollen unter die Tutel einzelner Profeſſoren, die ihr wiſſenſchaftliches und 
ſittliches Leben zu überwachen haben, geſtellt werden. Jeder Student kann ſich 
ſeinen Patron ſelbſt wählen. Jeder Profeſſor darf aber nicht weniger als ſechs 
Clienten haben. Die vier Fakultäten werden künftig in ſieben getheilt werden. 
Die einzelnen Fakultäten werden nicht mehr direkt mit dem Direktor der Erziehung 
correſpondiren dürfen, ſondern auch ihre particularſten Angelegenheiten müſſen 
um vor den Director zu gelangen, vom geſammten Senate verhandelt werden. 
Die Senatsſitzungen werden unbedingt öffentlich fein; auch den Studenten iſt der 
Zutritt geſtattet. Zwiſchen den Director der Erziehung und den Senat wird eine 
ſogenannte „Schulkommiſſion“ geſtellt, welche „den Senat und die Fakultät zu 
überwachen hat“. Dieſe Kommiſſion ſoll theilweiſe aus Profeſſoren beſtehen, die 
alſo ihre eigenen Herren Kollegen zu beaufſichtigen haben. 8 

Jet ahi e m 

Rom, den 23. April. Die Hoffnungen auf eine gute Erndte wurden 
für dieſes Jahr in unſern Gegenden während der verfloſſenen Woche mit den Kei⸗ 
men der jungen Frühlingsvegetation durch heftige Stürme, ungewöhnliche Kälte, 
Regen und Hagelſchlag geknickt, und die heiter geglaubte Zukunft hat ſich ſomit 
für die Ausſicht vieler Tauſende aufs neue umwölkt. In der Latiniſchen Ebene 
ſetzte das Unwetter den blühenden Fruchtbäumen beſonders zu, während in den 
nahen Gebirgen die ſproſſenden Reben mehr als man fürchtete gelitten haben. So 
hören wir aus Velletri (der etwa 6 deutſche Meilen von hier auf dem Wege nach 
Neapel entlegene Ort verhandelt jährlich über eine Million Thaler der beſten Roth⸗ 
weine), daß die Rebeupflanzungen gerade der fruchtbarſten Hügel der ganzen Um⸗ 
gegend dergeſtalt raſirt ſind, daß man kaum noch die Spur der Blätter und 
Fruchtknospen aufzufinden vermag, die Verwüſtungen mit Einem Worte allge⸗ 
meiner und größer waren als im Jahre 1843. Die Nahrungsmittelnoth hat 
ſich in unſerer Stadt und in den nächſten Umgebungen, für den Augenblick wenig⸗ 
ſtens, in eine unter den gegebenen Umſtänden erträgliche Theuerung verwandelt, 
da aus Konſtantinopel bedeutende Getteideladungen durch Anconitaniſche Schiffe 
meiſt über Civitavecchia fort und fort zu uns gelangen. Dagegen leiden noch 
immer mehre nordöſtliche Gegenden des Kirchenſtaats an Getreidemangel, weil 
ihre ärmern Einwohner die von den Verkäufern geſtellten Preiſe nicht bezahlen 
können oder wollen. . 6 

Ein gewiſſer Peloſi aus Lucca, ein Abgeſandter der revolutionären Propa⸗ 
ganda in London und Paris, ward hier von der Polizei ausgewieſen. Einige 
150 junge Leute, die aber nicht Revolutionäre genannt ſein wollen, haben die⸗ 
ſem Mann das Geleit gegeben. 

Rom, den 24. April. (N. K.) Geſtern Abend iſt Kardinal Polidori im 
69ſten Lebensjahre mit Tode abgegangen. Er war ſeit 1834 mit dem Purpur 
bekeidet. f 
Der Tessineo von Bologna meldet in feiner Nummer vom 22. April: 
„Wenn die Mittheilungen, welche wir aus Toscana erhalten, genau find, fo iſt 
die Großherzogliche Regierung, dem Beiſpiele Pius des IX. folgend, entſchloſſen, 
ein liberales Syſtem anzunehmen und die Bahn des Fortſchritts zu betreten. Es 
heißt, daß ſich die Toscaniſche Regierung mit zwei wichtigen Geſetzen beſchäftigt; 
das eine würde die Präventiveenſur der Preſſe mildern, das andere einen Staats⸗ 
rath einführen, welchen der Fürſt in allen wichtigen Angelegenheiten conſultiren 
würde.“ 

W ktün e ; 

Konſtantinopel, den 18. April. Nebſt der einfachen Unterbrechung der 
diplomatiſchen Beziehungen zu Griechenland werden in Kurzem, wenn die 
Bemühungen der wahren Freunde Griechenlands zu keinem günftigen Ergebniſſe 
gelangen, weitere Maßregeln vom Divan ausgehen, die theils bloße Gehäſſigkeit, 
theils aber auch eutſchiedene Feindſeligkeit gegen die Griechen zum Grunde haben. 
Dieſe ſind: eine ſtrengere Handhabung des Verbots, welches den Griechen die 
Betreibung einiger Gewerbe unterſagt, die durch die Geſetze den Türken vorbehal⸗ 
ten ſind. Dies droht, eine nicht unbedeutende Anzahl von Griechiſchen Gewerbs⸗ 
leuten erwerblos zu machen. Ferner: Sperrung der beiden Meerengen für die 
Griechiſche Handelsmarine, eine Maßregel die dem Griechiſchen Handel einen 
empfindlichen Stoß beibringen würde. Endlich: Zuſendung der Päſſe an den 
hieſigen Griechiſchen Gejchäftsträger, Hrn. Argyropoulos. Reſchid⸗Paſcha, der 
nun wieder ganz Türke geworden, beſprach die Sache vor einigen Tagen mit Hrn. 
Wellesley in einer laͤngern Kanferenz. Der Britiſche Reptäſentant widerrieth ſo⸗ 
wohl die Sperrung der Meerengen als die Rückſendung der Paſſe, wenigſtens 
für den Augenblick, und machte den Großvezier darauf aufmerkſam, daß es der 
gegenwärtigen Lage am angemeſſenſten ſein dürfte, jeden weitern Schritt bis auf 
das Eintreffen der von den fünf Großmaͤchten erwarteten Erwiederung auf das 
Memorandum der Pforte zu vertagen. (A. 3.) 

(Hierzu vier Beilagen.) 
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Griechenland. i 

Athen den 18. April. (A. Z.) Unſer Verhältniß zur Pforte 
bat ſich auf eine Weiſe verſchlimmert, daß deſſen Loͤſung auf 
friedlichem Wege kaum mehr abzuſehen iſt Seit auch der Antrag 
der Sendung eines eigenen Geſandten nach Konſtantinopel keine beſſere Aufnahme 
als früher der Brief des Königs faud, iſt es allen klar, daß die Pforte über die 
Rolle, die mau fie ſpielen laßt, nicht zur Einſicht kommen konnte oder wollte. 
Sie leiht die Hand zu fremden Zwecken und ſetzt demnach ihre Mäßkgung darein, 
an die ⸗Griechiſche Regierung Forderungen zu ſtellen, von denen ſie weiß, daß ſie 
unerfüllbar ſind. Wir erfahren ſo eben, daß die Regierung auf die Engliſche 
Note in einem friedlichen, aber feſten und würdigen Tone geantwortet hat. 


— 


Vermiſchte Nachrichten. 

Berlin. Am Freitage der vergangenen Woche iſt vor dem Criminalſenat 

des Kammergerichts der Rechnungsrath M. eines Kaſſenvergeheus angeklagt und 
ſchuldig erkärt, zur Entſetzung vom Amte und ſechs Monaten Feſtungshaft ver⸗ 
urtheilt; bei der zweiten Kammer deſſelben Gerichtshofes unter dem Vorſitze des 
Kammergerichtsrathes Nikolovius aber der Kreisphyſikus F. und der Kaufmann 
K., beide der Brandſtiftung und des Meineides angeklagt, in Anſehung ſämmt⸗ 
licher gegen ſie erhobenen ſchweren Beſchuldigungen völlig freigeſprochen. Die 
letztere Verhandlung hatte in Gegenwart einer ſehr zahlreichen Zuhörerſchaft von 
9 Uhr Morgens bis 7 Uhr Abends gedauert. Als Vertheidiger ſtanden den An⸗ 
geklagten der Advokatauwalt Volkmar und der Referendar Stieber zur Seite. — 
Einer der angeklagten, der Kaufmann K., war in Folge der Verhältniſſe unſeres 
früheren ſchriftlichen Unterſuchungsprozeſſes ſechszehn Monat hindurch in Unter⸗ 
ſuchungshaft geweſen; fein Vertheidiger, der Referendar Stieber, nahm daher 
Veranlaſſung, in ſeiner Vertheidigungsrede hervorzuheben: wie auch hier wieder 
das neue Unterſuchungsverfahren einen glänzenden Triumph über das frühere 
ſeiere, indem wenige Stunden einer freien und offenen Verhandlung hingereicht, 
alle die ſcheinbaren Verdachtsgründe zu zerſtreuen. 
Galaez. Einer amtlichen Anzeige zufolge, iſt am Cordon zu Alt-Orſowo 
ſowohl gegen die Walachei als gegen Serbien und Bulgarien eine 48ſtündige 
Coutumazperiode verfügt worden, und zwar in Folge der Privatnachricht, daß 
in Widdin und Calafat, ſo wie in der Umgegend beider Orte unter den Menſchen 
eine durch Halsgeſchwüre ſich äußernde bösartige Krankheit ausgebrochen ſei, wel⸗ 
che öfter ſchon nach 24 Stunden den Tod herbeiführe. Die Viehſeuche ift im 
Weichbilde und Diſtriet von Galaez gänzlich erloſchen. 

Kürzlich wurde in Preaux sur Dametal, einem kleinen Orte Frankreichs, Je⸗ 
mand von einer Frau, welche ihr Kind nicht mehr ernähren konnte, beauftragt, 
daſſelbe ius General ⸗Hoſpital zu tragen. Er übernahm es für eine gewiſſe Ver, 
gütigung, beging aber ſtatt deſſen die Frevelthat, das arme Kind in einen Fluß 
zu werfen. Der elende Verbrecher iſt eingezogen. Bei ſeiner Vernehmung be⸗ 
zeigte er keine Reue und meinte, er habe ſich ja einer überflüſſigen Laſt entledigt. 

Auf der Inſel Madeira war, wie man aus Funchal meldet, große Noth 
um die dringendſten Lebensmittel und eine wirkliche Hungersnoth eingetreten. Man 
ſah mit größter Sehnſucht der Ankunft einer von London erwarteten Ladung Reis 
entgegen. Von Weizen, Mais, Hafer, Gerſte und anderem Getreide war fo 
gut als nichts mehr vorhanden. 

In Aberdeen (Schottland) werden die Straßen täglich gefegt, was 1400 
Pfd. St. jährlich koſtet. Dagegen löſ't man für den ſo gewonnenen Kehricht 
2000 Pfd. St. In dem benachbarten Perth koſtet das Gaſſenfegen 1300 Pfd. 
St. Der daraus gewonnene Dung bringt dagegen eine Einnahme von 1730 
Pfd. St. 

Nach Engliſchen Blättern ſoll der Sclavenhandel an der Weſtküſte Afrika's 
gegenwärtig mehr als je blühen und ſollen beſonders Schiffe dazu verwandt wer⸗ 
den, welche in den Verein. Staaten gebaut und durch deren Flagge geſchützt ſind. 
Als Kommentar hierzu kaun die Notiz dienen, welche ein Weſtindiſches Blatt, der 
Barbadoes Liberal, liefert. Daſſelbe berichtet „daß ber „Eygnet“, ein Britiſcher 
Kreuzer, neulich eine Braſilianiſche Brigg gekapert, die 556 Selaven an Bord 
hatte und berechnet, daß, wenn dies Schiff glücklich in Braſillen angekommen 
wäre, die Unternehmer einen Gewinn aus der Ladung von 11,689 Pfd. St. ge⸗ 
zogen haben würden. 02 

Ju Weimar hat der Magifirat verordnet, daß kein Bäcker einen Laib Schwarz⸗ 
brod verkaufen darf, der nicht wenigſtens 24 Stunden alt iſt, bei Strafe von 
1 Thaler. f 

Das Rotterdamer Schiff „Maasſtirom“ ſoll auf der Reiſe nach Amerika mit 
200 Auswanderern an Bord gönzlich verunglückt ſeyn. 

Die bekannte Mad. Welß wäre in Boſton beinahe ein Opfer der Lyuch-Ju⸗ 
ſtiz geworden. Sie hatte daſelbſt ſehr viel Geld gewonnen und ihre 48 kleinen 
Wiener Tänzerinnen waren die Löwinnen des Tages. Ein großer Maskenzug 
fand zu Ende des Carnevals gar, und die Feſtordner beſchloſſen, die 48 Tänze: 
rinnen auf einem prächtigen von 8 Pferden gezogenen Schlitten dabei paradiren 
zu laſſen. Mad. Weiß weigerte ſich, ihre Kinder fo umſonſt dem Publikum zu 
zeigen und ſchlug die Schlittenpartle aus. Hierdurch beleidigte Ne eine große An⸗ 
zahl einflußreicher Perſonen, und ein foͤrmlicher Krieg ward gegen ſie orgauiſirt. 
Bald etveulirten dunkle Gerüchte über ſchlechte Behandlung der Kinder, denen an⸗ 
dere noch ſchrecklichere folgten; zuletzt erklaͤrte ein Journal: Mad. Weiß habe die 


Erſte Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. 


den 10. Mai 1847. 


Kinder nur deswegen nicht bei der Schlittenpartie figuriren laſſen, weil die Kinder 
in Lumpen gehüllt ſeien, Hunger, Durſt, Kälte litten und ihr Erſcheinen bei 
Tage die Spuren der fürchterlichſten Mißhandlungen zeigen würde. Dieſer Jour⸗ 
nal⸗ Artikel reichte hin, um die ganze Bevölkerung von Boſton in Aufregung zu 
bringen; eine ungeheure Menſchenmenge verſammelte ſich vor der Wohnung der 
Mad. Weiß, mit dem feſten Vorſatze, die Kinder aus den Händen ihrer tyranni⸗ 
ſchen Pflegemutter zu befreien; die Verwegenſten verlangten, daß man Mad. 
Weiß nackt ausziehen, mit Theer beſtreichen, dann in Federn wälzen und ſo le⸗ 
bendig verbrennen ſolle; ein ſehr beliebter Modus der Lynch-⸗Juſtiz. Schon was 
ren alle Feuſter von Steinwürfen zertrümmert, das Haus wurde geſtürmt und die 
größte Gefahr drohte der guten Wiener Sklavenhändlerin, als die Behörden mit 
Conſtables und Soldaten kamen und mit großer Mühe und Ueberredung die Volks⸗ 
menge von ihrem Vorhaben abſtehen machten, wogegen die Behörden verſprachen, 
ſich der Mad Weiß zu verſichern und eine ftrenge Unterſuchung anzuordnen. Dies 
ſes wirkte, die Menge verlief ſich und die Unterſuchung ward eingeleitet; aber 
Mad. Weiß machte, daß fie nach Neu-Pork zurückkam, und hat ihr Vorhaben, 
die ſüdlichen Staaten der Union zu beſuchen, ganz aufgegeben. 

Paris. — Eine Anzahl hieſiger Fabrikanten begab ſich vorgeſtern zu dem 
Ruſſiſchen Geſchäftsträger, Herrn v. Kiſſelew, um ihn zu befragen, ob Rußland 
wohl auf ein Begehren wegen Ermäßigung der Ruſſiſchen Zölle gegen Frankreich 
eingehen würde? Es ſcheint, daß Herrn v. Kifjelews Antwort aufmunternd war, 
denn es iſt eine Bittſchriſt zu Stande gekommen, die Herrn C. Perier, dem De⸗ 
putirten des erſten Pariſer Wahlbezirks übergeben worden iſt, um fie der Kam⸗ 
mer zu überreichen. Man begehrt eine gegenſeitige Annäherung. Rußland ver⸗ 
langt für feine Zugeſtändniſſe eine Ermäßigung der Zölle auf Talg ic. 7 


Berichtigung. 

In dem Bericht über die letzte Stadtverordneten⸗Verſammlung iſt der verzögerten 
Brunnen⸗Anlage auf St. Martin erwähnt worden. Wie Nef. ſeitdem aus verläßli⸗ 
cher Quelle erfahren, liegt die Schuld dieſer Verzögerung an dem Projekt, am Ende 
der Berliner Straße, neben dem Trägerſchen Hauſe, ein großes, der Stadt zur 
Zierde gereichendes Gebäude, aufzuführen, deſſen Plan erſt entworfen und approbirt 
werden mußte, bevor die Stelle genau ermittelt werden konnte, wo der Brunnen 
anzulegen iſt. Letzteres iſt nunmehr geſchehen, und ſo darf die Ausführung baldigſt 
erwartet werden. Die Feſtungsban- Direktion trifft bei dieſer Verzögerung demnach 
nicht der geringſte Vorwurf. 


Theater. 
Herr Profeffor Dobler, der ſich ſchon ſeit Jahren eines Europaͤiſchen 
Rufes erfreut, indem feine unvergleichlich ſchoͤnen Nebelbilder an der Seine und 


Themſe nicht geringere Bewunderung erregt haben, als an der Spree und Dos 


nau, hat das Ungſuͤck gehabt, hier in Poſen einen unmittelbaren Vorgaͤnger zu 
finden, der das Publikum gegen derartige Kunſtwerke nur mißtrauiſch machen 
konnte; um ſo mehr iſt es Pflicht, alle Freunde des wahrhaft Schoͤnen und 
Ausgezeichneten auf die Leiſtungen Doͤbter's aufmerkſam zu machen, die in 
der That Alles weit hinter ſich zuruͤcklaſſen, was man in der Art bisher geſehen 
hat. Klarheit, Schärfe, Farbenpracht und Sauberkeit der Ausführung, dann 
das zauberhafte Ineinanderſchwimmen der Bilder, das trotz der een 
Aufmerkſamkeit uns das Entſtehen des einzelnen Tableaux zum Raͤthſel macht, 
Alles iſt geeignet, den Zuſchauer in das hoͤchſte Staunen zu verſetzen. Von 
gleich wunderbarer Wirkung iſt das unbegreifliche Farben- und Linienſpiel, in dem 
eine Pracht der Farben und Mannichfaltigkeit der Formen ſich entwickelt, die 
in der That ans Zauberhafte grenzen, fo wie die hoͤchſt ergoͤtzliche Figurenbewe⸗ 
gung durch bloßen Lichteindruck. Genug, Hr. Prof. Doͤbler hat ſeinen großen 
Ruf auch bei uns glaͤnzend gerechtfertigt, und er wurde an jedem Abend zweimal 
gerufen; hoffentlich wird er noch eine Reihe von Vorſtellungen geben. 
Aufgeführt wurde am Freitag „die ſchͤne Müllcrin“ ein kleines Luſiſpiel 
nach Franzöſiſchem Gente, zwar etwas leichtfertig, aber voll Leben und Bewe⸗ 
gung und daher von guter Wirkung, zumal wenn es fo gut gegeben wird, wie 
bier, wo die beiden Hauptrollen an Mad. Pfiſter und Hrn Sulzer keffliche 
Darſteller fanden. Deßgleichen waren Hr. Mayer und Dem. Tantz ſehr 
brav, und fo konnte es nicht fehlen, daß das Pufifpiel lauten Veifall fand. — 
Am Sonnabend „drei Frauen und keine“ ein bier ſchon einigemal gegebenes 
kleines Luſtſpiel, deſſen wir nur darum noch befonders erwähnen, weil in der 
Hauptrolle des „Flott“ ein Gaſt, Herr Goppe aus Hamburg, auſtrat, der, 
fo weit man aus dieſer einen Rolle ſchließen darf, ein ſchönes Darſtellungstalent 
und bedeutende Bühnengewandheit beſitzt, ſo daß er für unſere Bühne eine 
wünſchenswerthe Acquiſition fein dürfte. p. 


Muſikaliſches. 
um dem druͤckenden Elende der Abgebrannten zu Op lenica einigermaßen 
abhelfen zu können, wird die in unſerer Provinz bereits rühmlichſt bekannte 
Concertſaͤngerin, Fraͤulein Bertha Bruns aus Lubeck, die Güte haben, 
Sonntag den 16ten Mal ein Concert in Graͤtz zu veranſtalten, deſſen ganze 
Einnahme den Verungluͤckten beſtimmt iſt. Sowohl der milde Zweck des Con⸗ 
certs, als die trefflichen Leiſtungen und die aufopfernde Vereitwilligkeit der Con 
certgeberin laſſen erwarten, daß das Publikum mit Freuden die Gelegenheit er; 
greifen wird, von ſeinem Ueberfluß den Armen zu ſpenden und feinen nothlei⸗ 
denden Brüdern mit Gaben der Liebe wohlzuthun, zumal da ihm außerdem ein 
fo großer muſikaliſcher Genuß dargeboten wird. Zum Vortrag kommen folgende 
Geſangspiecen: Arte aus der Schöpfung: „Nun beut die Flur 26”, Recitativo 
und Arie aus Norma: „Casta diva“, Duett aus derfelben Oper zwiſchen 
Norma und Adalgiſa, Duett aus Agneſe von Paer: „Quel sepolcro“ und 
einige Lieder von Mendelſohn Bartholdi und Franz Schubert. B. 


(Eingefandt.) h 
Polniſch-Deutſche und Deutſch-Pelniſche Kericograpbie — 
In einer Zeit, wo die Kenutniß der Polnischen Sprache für Deuiſche falt eben 
fo zum Vedürſniß geworden, als die gründliche Erlernung der Deutſchen für 
Polen ſeit einer langen Reihe von Jahren unentbehrlich iſt, muß die Erſchei⸗ 
nung eines jeden Werkes erwünſcht ſeyn, das den Zweck hat, den cinen ſowohl 
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als den andern die Erlangung diefer fo nothwendigen Kenntniß zu erleichtern. 
Eine ſolche willkommene Erſcheinung iſt das im J. 1842 angefangene und un⸗ 
längſt beendigte ausführliche Deutſch-Polniſche Wörterbuch von J K. Troſanski. 

Ji. K. Tro ianski gab im J. 1835 — 6, alſo faſt gleichzeitig mit Mron⸗ 
govius, ein ausführliches Polniſch-Deutſches Wörterbuch heraus, welches aus 
dem Standpunkte der jetzigen Lexicographie betrachtet wohl ausgezeichnet zu nen— 
nen iſt, wie es denn auch als ſolches allgemein anerkannt worden iſt und den 
Wunſch hervorgerufen hat, ein nach denſelben Grundſätzen ausgearbeitetes Pol⸗ 
niſch-Deutſches Wörterbuch zu erhalten. Der Verf. unterzog ſich dieſer Arbeit 
und gab im J. 1842 — 7 daſſelbe heraus. Keines von beiden führt auf dem 
Titelblatte das viel verſprechende „kritiſch bearbeitete“; doch glauben wir, daß 
ſelbſt die ſtrengſte Kritik beiden dieſe Eigenſchaſt nicht abſprechen wird. Er hat 
ſich zur Aufgabe gemacht, die Bedeutungen eines jeden Wortes, von der allges 
meinſten und eigentlichſten anfangend, bis auf die feinften Nüancen geneliſch 
durchzuführen, durch paſſende Beiſpiele zu erläutern, den richtigen Gebrauch 
eines jeden anzugeben, ſo wie auf die Eigenheiten dieſes Gebrauchs auſmerkſam 


ben.) Sich damit nicht begnügend, das Richtige an die Hand zu geben, warnt 
er vor allen Fehlern im Gebrauch der Wörter und Redensarten, wie dies eine 
Menge von Anmerkungen und Uwagi beweifen. (S. z. V. Godzina, Koszyk, 
Musiee, Nadrukdanie, Nic; Begegnen, Hangen, Ihr). Auch iſt es ein we⸗ 
ſentlicher Vorzug, daß der Verf. ſich der Kürze befleißigend, Alles, was der 
Grammatik ausſchließlich angehört, ſo wie auch alles rein Techniſche, und daher 
zum allgemeinen Wörterbuche nicht gehörende, ausgeſondert hat. Mit der Sy⸗ 
nonymik konnte er ſich natürlich nicht befaſſen, doch hat er die Bedeutungen eines 
jeden Wortes fo genau angegeben und erklärt, daß der Unterſchied der finnvers 
wandten von ſelbſt in die Augen fällt. (S. z. B. Musiec, Mysl, Myslie, 
Schuldigkeit, Denken, Leib u. a. m.) 

Der Herr Verleger hat auch ſeinerſeits durch Ausſtattung des Werkes zur 
Erhöhung des Werthes deſſelben nicht wenig beigetragen. Der Druck iſt gefäls 
lig, das Papier ſchön und feſt. Der Polniſch-Deutſche Theil zeichnet ſich auch 
durch Korrektheit aus (was bei einem Wörterbuche kein kleines Verdienſt iſt); 


zu machen, und hat dieſe Aufgabe trefflich gelöſt. (Man ſ. z. B. Mieé und Ha⸗ 


. Stadttheater in Poſen. 

Dienſtag den 11. Mai: 4te optiſche Vorſtellung 
des Herrn Profeſſor Döbler. — Vorher: Der 
Vetter; Luſtſpiel in 3 Aufzügen von Roderich Ve⸗ 
aedir. (Preisſtück.) 


gechrten Publikums. 


Dies bringen wir hierdurch zur Kenntniß des hoch 
Grätz, den 7. Mai 1847. b 
Die Brauerei-Beſitzer 
H. Bibrowicz. Kloſe und Bähniſch. 


Die heute; Vormittag 11 Uhr erfolgte glückliche 
Entbindung meiner Frau, Mathilde geb. Wen⸗ 
gel, von einem geſunden Mädchen, erlaube ich mir 
ſtatt jeder beſondern Meldung hierdurch ergebenſt 
anzuzeigen. 

Poſen, den 7. Mai 1847. 

Emrich, Lehrer. 


Unſere heute vollzogene eheliche Verbindung beeh— 
ren wir uns, ſtatt beſonderer Meldung, hierdurch 
ergebenſt anzuzeigen. 

Poſen, den 6. Mai 1847. 
i Frhr. v. d. Horſt, Oberſt und Komman⸗ 
deur des Igten Inf.-Regts. 
Romana v. d. Horſt, geb. von Kurz 
cewska. 


Ein tüchtiger, durch glaubhafte Atteſte als ſolcher 
empfohlener Oekonom, ſucht von Johanni c. ab ein 
Unterkommen. Näheres im Comptoir Breiteſtraße 
No. 5. Uſte Etage. 5 1 


Auf den Wunſch des Herrn Gelbgießermeiſter Selke 
(am alten Markte No. 10. hierſelbſt wohnhaft) bringe 
ich hiermit zur Kenntniß meiner Kollegen, daß mir 
derſelbe die durch Einführung der neuen Landes⸗ 
Pharmacopöe nöthig gewordenen Dampf- und Des 
ſtillir⸗Apparate zu meiner vollſtändigen Zufriedenheit 
geliefert hat, ſo daß ich ihn als einen intelligenten 
und geſchickten Arbeiter mit voller Ueberzeugung em⸗ 
pfehlen kann. 

N. Körber, Apotheker in Poſen. 


Als Bildhauer in allen Steinen, fo wie 
als Stuccateur empfiehlt ſich dem hohen Adel und 
verehrungswürdigen Publikum 

Leon von Tymezewski aus Breslau, 
wohnhaft in Poſen auf der Venetianerſtraße No. 1. 


Breiteſtraße No. 12 ift ein Laden nebſt Wohnung 
von Johanni oder auch von Michaeli ab zu ver⸗ 
miethen. Nähere Auskunft ertheitt 

Rudolph Rehfeld, 
Seifenſieder. 


In dem Eckhauſe Wronker- und Krämerſtraßen⸗ 
Ecke No. 320. iſt ein Keller von drei Abtheilungen 
fofort, der Laden und eine Remiſe vom Iſten Okto- 
ber d. J. ab zu vermiethen. Das Nähere iſt bei 
dem Eigenthümer No. 2. Wronkerſtraße zu erfragen. 


Breslauerſtraße No. 4. 
iſt ein großer ſo wie ein kleiner Laden nebſt den dazu 
gehörigen Wohnungen und Bel-Etage von Michaeli 
ab zu vermiethen. C. Blau. 


Am Neuſtädtſchen Markt sub No. 3. iſt außer 
andern kleinen, zum Theil möblirten Wohnungen 
das bisher zur Reftanration benutzte Souterrain⸗ 
Lokal zu vermiethen; daſſelbe kann mit dem anſto⸗ 
ßenden Laden zu anderweitigem Geſchäftsbetriebe in 
Verbindung gebracht werden. Hierauf Reſlektirende 
haben ſich an den Eigenthümer zu wenden. 

A. E. Schlarbaum. 


Preiserhöhung des Grätzer Bieres. 
Bei den täglich ſteigenden Preiſen des Weizens 
können wir von heute ab, ohne Rückſicht darauf, 
daß ſchon früher Beſtellungen darauf gemacht ſind, 
die Tonne des hieſigen 
Gräter Bieres 
an Ort und Stelle nur für 5 Thaler liefern. 


Zur gefälligen Beachtung eines hochgeehr⸗ 
ten Publikums empfehlen wir unſere von 
der Leipziger Meſſe empfangenen Neubei⸗ 
ten in Kleiderzeugen, Long⸗Shawls, 
Umſchlagetüchern; letztere für die jetzige Sai⸗ 
ſon in großer Auswahl, Modells 
in Seide und Wolle, wie überhaupt alle 
Modceſachen vollſtändig aſſortirt, zu den bil⸗ 
ligſten Preiſen. 

Mehrere Hundert Ellen Seidenzeuge in 
ſchönſten Zuſammenſtellungen, & 
16 Sgr., zurüdgefeste Waaren für die 
2 Hälfte des Preiſes werden beſonders empfoh- 


5 
; 


Y 


len, um damit baldigſt zu räumen. 
Poſen, den 7. Mai 1847. 


Hirſchfeld C Wongrowitz, 
0 Markt 38. 
LAN NN 


Wollsackdrillich 


und 


Wollsackleinwand 


ift zu billigen Preiſen in großer Auswahl vorräthig 


Nd 


in der 
Leinwandhandlung 


von 
J. A. Löwinsohn, 
Markt No. 84. 


Wollniederla gen, 
wie auch mehrere trockene Remiſen emp fichlt 
J. M. Pietrowski, 
Hötel à la ville de Rome Breslauerſtraße. 


Hotel „Zum Bairiſchen Hof“ 
in Berlin, 
Charlottenſtraße No. 44., 
neben Hotel de Rome an den Linden. 
Ein Zimmer mit Bett in der Bel-Etage. „ 15 Sgr. 


dto. dto. „ „ en 12 

dto. dto. „ mn „ ee 
deo mit 1 Beit mehrt 10 „ 
dto. mit Kabinet mehhh rh Ne 


Ein mäßiges Trinkgeld wird in Rechnung gebracht. 
Große Katharinenpflaumen, 


— a 4 Sgr. pro Pfund, 


friſche fette Sahnkäſe, à 4 Sgr. pro Stück 
empfiehlt Iſidor Appel jun., 
Waſſerſtraße Nro. 26. 


8 Den zweiten Transport ſchöner 
Meſſinger Apfelſinen und Citronen 
empfiehlt ſowohl im Einzelnen als in 100 und Ki⸗ 
ſtenweiſe billig Appel, 
Wilhelmsſtr. Poflfeite No. 9. 


Bitte nicht zu überſehen. 
Beſten Weſer⸗Lachs verkauft jetzt aD Sgr. 
pro Pfund 


B. L. Präger, 


Waſſerſtraße im Luiſengebäude No. 30. 


weniger aber der Deutſch-Polniſche, welcher zu ſpät einen guten Setzer und einen 
geübten Korrektor erhalten zu haben ſcheint.) Dr. M. 


— Meſſinager Apfelfinen und Citronen ſchön⸗ 
ſter Qualität empfiehlt im einzelnen und Kiſtenweiſe 


billigſt 
Iſidor Appel jun., Waſſerſtraße No. 26. 


EEK TER e 
Friſchen Maitrank 205 
aus fo eben direct vom Rhein bezogenen Y. 
friſchen Kräutern, ſowie fein aufs Neue! 
Wlaſſortirtes Lager der beliebteſten Rhein⸗ und 2 
i Mofelweine empfiehlt & 
= 


Fr. Klingenburg, 
Breslauer-Straße No. 37. 

6 e 0 c 88 

Die Mitglieder des geſelligen Vereins in den Ges 

ſellſchafts⸗Lokalen des Logenhauſes werden hierdurch 

benachrichtigt, daß am Dienſtag den IIten Mai c. 
Nachmittags 5 Uhr Garten-Konzert ſeyn wird. 


Einladung. 
Montag den 10. Mai c. findet das erſte diesjährige 

Garten = Konzert 
in dem ehemaligen Kubickiſchen Garten ſtatt. Für 
gut beſetzte Muſik, gute Speiſen und Getränke, fo 
wie die prompteſte Bedienung iſt beſtens geſorgt wor⸗ 
den. Entree für Herren (mit Einſchluß einer Dame) 
23 Sgr. Anfang 4 Uhr Nachmittags, wozu ergebenſt 
einladet Friedrich Zander. 


Börse von Berlin. 
Amtlicher Fonds- und @eld - Cours - Zettel. 


vo 


——— jb — vLt4 
3 - | Zins-| Preus.Cour 
Den 6. Mai 1847. 1 rief TGell. 
Staats-Schuldscheine . . 33 93} 924 
Präm.-Scheine d. Seehdl. à 50 T. — 9572 9517 
Kur.- u. Neum. Schuldverschr . | 33 | 904 — 
Berliner Stadt- Obligationen st 922. | 924 
W estpreussische Pfandbriefe. — 927 
Grossherz. Posensche Pfandbr. . | 4 — [1014 
dito diio dito 3 | — [9% 
Ostpreussische dito 31 96 — 
Pommersche dito 314 — 934 
Kur- u. Neumärkische dito 33 95195 
Schlesische 1 t'o 311 — 964 
dito v. Staat. g. Lt. 3. 34 — — 
Friedrichsd'err 138 
Andere Goldmünzen à 5 Thlr. — | 12 111 
Disconto rt re — 4 5 
Actien. 

Berl, Anh. Eisenbahn Lit. A. . | — 1101 [1094 
dto dito. Prior, Oblig,..:| 4 | — — 
Berlin-Hamburger ....:- +» 4 | 1084 1074 

do. Priorität. | 44 971 _ 
Berlin- Potsd,-Magdeb, .. - - » 4 891 
dio. Prior. Oblig. 4 — 907 
dto. dio. dtoo 5 102 1014 
Brl.-Stet. E. Lt. A. und 3.Q — 1074 — 
Bonn Kölner Eisenbahn A 5 — — 
Bresl.-Schweid.-Freibg.-Eisenb. 4 993 987 
dito. dito. Prior, Oblig .. 4 > SE 
Köln Mimd. vo e 4 — 00% 
Düss. Elb. Eisenbahn ......| — | — [107 
dito. dto. Prior, Oblie..... 4 er 9 
Magdeb-.Halberstädter Eisenb. 4 1134 |112%4 
Magd, Leipz. Eisenbahn — — ur 
dto. dto. Prior. Oblig. - - 4 — — 
Niederschl.-Märk, . 4 87 
do. Priorität 4 — 914 
do. Priorität 5 — 11014 
Nied.- Mr. Zugb ... 44634 | 62% 
do- Priorität 4| — — 
Ob.- Schles. Eisenbahn Lt. A. 4 — 11023 
do, do. Prior.-Obl...» - 4 3 = 
do. do. Lt. B. — — 964 
Rhein. Eisenbahn .. -- ++ — 1288 85 
do. Stamm-Prior. (volleingez.)| 4 894 — 
dito. dte, Prior. Oblig.,...| 4 9114 — 
dto. vom Staat garant. 34 —— 
Thüringer. .| 4 — | 94 
Wilh.-B. 0.) „ „ — 4 88 87 
Prinz Wilh. (Steele-Voh.) | 4 82 81 


107. 


Zweite Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. 


den 10. Mai 1847. 


Landtags Angelegenheiten. 


Sitzung des Vereinigten Landtages am 1. Mai. 
5 Kurie der drei Stände. 
f (Schluß) 5 

Kriegs⸗Miniſter v. Boyen (fährt fort): Den zweiten Punkt anlangend, 
wenn nämlich grobe Vergehen, die eine Kriminalgerichtsſtraſe zur Folge haben, 
vor das Ehrengericht kommen, und ein Entfernen aus dem Ofſizierſtande für un⸗ 
erläßlich erklärt wird, ſo glaube ich, daß auch gegen dieſe Anwendung des 
Ehrengerichtsſpruchs wohl wenig Bedenken ſtattſinden können. Es find aber 
noch zwei andere Punkte, in denen fie angewendet werden, und bei denen 
es leicht möglich iſt, wenn man nicht immer den Standpunkt des Kriegers 
und ſeine Pflicht, die er gegen das Vaterland hat, im Auge behält, daß fie 
anderweitig gedeutet werden können. Das Eine iſt bei muthwilliger und 
wiederholter Verte kalſgrnen ſeiner obliegenden Dienſtpflichten, das Zweite 
bei trotzigem Auftre en gegen die beſtehenden Geſetze, hauptſächlich dadurch 
ausgeſprochen, daß ein Individuum glaubt, ſeine Anſicht über die beſtehenden 
Geſetze erheben zu können, wenn ein ſolcher Mann, dem dieſes erwieſen wor⸗ 
den „ von feinen Standesgenoſſen aus dem Ofſtzierſtande entfernt iſt, dann 
will ich es der Prüfung eines jeden Mitgliedes der hohen Verſamm⸗ 
lung überlaſſen, welche Sympathien für ihn in feiner Vruſt ſchlagen können. 
Bei der Unparteilichkeit, die ich meinem Vortrage zu geben wünſche, gebe 
ich gern zu, daß auf dieſem Wege einzelne Urtheile der Ehrengerichte erfol⸗ 
gen können, denen die öffentliche Meinung eine größere Härte beilegt, als 
fie erwartet hat. Dieſe Verſchiedenheit der Meinungen entſteht größtentheils 
dadurch, daß man nur einen Theil der Geſetze und ſeiner Pflichten ins Auge 
faßt, andererſeits ein großes Gewicht in das frühere Leben und die Familien⸗ 
verhältniſſe des Veſchuldigten legt, aber nichtsdeſtoweniger iſt es ein Urtheils⸗ 
ſpruch, und ich frage Jeden hier, ſind wir nicht harten Urtheilsprüchen im 
Leben ſchon oft begegnet und werden ihnen noch oft begegnen? Sie ſind 
ausgegangen von geſchloſſenen Richter: Kollegien, von Geſchwornengerichten, 
was, im Vorbeigehen geſagt, dieſe Ehrengerichte auch find. Sind ſolche Ur⸗ 
theilsſprüche nicht vorgekommen, und müſſen fie nicht vorkommen, weil die 
Menſchen unvollkommen ſind, und wenn die Richter ſich auch mit der größ⸗ 
ten Anſtrengung bemühten, einen gerechten Urtheilsſpruch zu fällen, ſo iſt 
doch der Menſch immer Irrthümern und ſehlern unterworfen. Man wird 
aber bei genauer Prüfung und beim Rückblick der Daten, die ich mir er⸗ 
laube hier anzuführen, nicht finden, daß dies bei Ehrengerichten häufiger oder 
übler vorgekommen iſt. Wenn aber ein ſolcher Urtheilsſpruch auch vielleicht 
durch zu ernſtes Sinbliden auf den bürgerlichen Stand der Geſetze vorgekom⸗ 
men, iſt da keine Remedur möglich? Iſt der Betroffene, bis er in ſeinem 
Grabe vermodert hier zum Unglück verdammt? Nein, wir haben ganz voll⸗ 
ſtändige Praxis, die ein Jeder anwenden kann. Das eine iſt, wenn ihm der 
Spruch des Ehrengerichts vor der Veſtätigung von Sr. Majeſtät dem Könige 
bekannt gemacht iſt, daß er fein Unrecht einſieht und ſich erklärt, künftig den 
Geſetzen und Vorſchriften gemäß leben zu wollen. Zweitens wenn er nach 
erfolgter Verurtheilung durch eine Reihe von Jahren durch fein Leben gezeigt 
hat, daß er einer Remedur würdig iſt. Auf dieſem Wege werden noch alle 
Jahre Soldaten, welche die Nationalkokarde und mit ihr das bürgerliche 
Recht verloren haben, immer rehabilitirt und treten dann in ihre bürgerli— 
chen Rechte wieder ein. Ich habe aus früheren Mittheilungen erfahren, daß 
man in Hinſicht der Meinungsverſchiedenheit bei Zweikämpfen glaubt, daß 
eine ungewöhnliche und große Härte entfichen könne, Mir ift Alles bekannt, 
was für und wider das Beſtehen des Duells geſagt iſt, und ich habe nicht 
die Abſicht, mich hier in einen Streit für und wider einzulaſſen. Aber ich 
muß doch fragen, wie iſt der Standpunkt des Oſſiziers zu diefen ‚befichenden 
Geſetzen, ſowohl des Linien⸗ als des Landwehr-Offiziers? Der Linien-Ofſi⸗ 
zier geht aus freier Wahl eine Verpflichtung ein, die ihm Ehre, erhöhtes 
Gehalt und für fein Alter Lebens-Unterhalt geben ſoll; der Landwehr-Ofſizier 
ſcheint, aber er ſcheint nur, auf einer anderen Stufe zu ſtehen. Ich bin 
überzeugt, daß der größte Theil unſerer Landwehr⸗Oſſiztere, auch aus dem 
Gefühl des Patriotismus getrieben, ſich dieſer Verpflichtung unterzieht, daß 
er es als ein Opfer anſteht, was er dem Vaterlande, dem Staate bringt. 
Es können auch Einige fein, die es vorziehen, als Offiziere Andere zu befch- 
ligen, als mit Taſche und Gewehr Uebungen durchzumachen. Aber es ſind 
frei eingegangene Verpflichtungen; wer gegen dieſe ſo handelt, daß feine Ge= 
noſſen einer ferneren Bekleidung der Stelle ihn unwürdig halten, hat gegen 
das Geſetz gefrevelt, doppelt gefrevelt, weil er einen freiwilligen Kontrakt ge⸗ 
brochen hat. Ich begreife es wohl, daß der Privatmann, der in feinem Kör⸗ 
per rheumatiſche Anlagen hat, feine Geſchäfte fo ordnet, daß er, wenn es 
regnet, nicht ausgeht. Was würden wir von einem Offiziere ſagen, der ſei⸗ 
nen Stand behält und ſich jeden Tag, wenn es regnet, vom Exerzieren ent⸗ 
ſchuldigen ließe? Kann man dieſe Vorurtheile nicht theilen, nun, dann muß 
man auf geſetzlichem Wege ſuchen, ſich einem Stande zu entziehen, der un⸗ 
glücklicherweiſe mit dem Gewiſſen des Individuums nicht übereinſtimmt. So 
lange er aber die Annehmlichkeiten des Standes genießen will, muß er ſich 
den Geſetzen fügen, ſonſt iſt das eine uflehnun$argen alle bürgerliche Ord—⸗ 
nung, und es würde kein Staat beſtehen, der die Geſetze des Landes nach 
nbididuellen Anſichten modeln wollte Der Gedanke iſt mir durchaus fremd, 
170 bei den Ofſtzierpflichten die bürgerlichen Pflichten in Kolliſton kommen 
önnten. Stehen die Staatspflichten nicht höher und müſſen fie nicht höher 
ſtehen? Ich weiß nicht, wie ich mir das denken ſoll, wie ich über die Stan⸗ 
desverhältniſſe mich h nüperheben ſollte. Es iſt ein Veiſpiel, was mir ein⸗ 
fällt, was dies vollſtändiger erläutern wird. Ich ſehe, das Unterordnen muß 
ich voranſchicken unter dieſe Geſetze, fie mögen nützlich fein oder auch nur 
Vorurtheile regeln wollen. Ich ſehe ſie als ein Opfer an, das man dem 
Staate bringt. Kommt das aber nicht in allen anderen Lebensverhältniſſen 
ſehr häufig vor? Es kann ein Geſchäftsmann, wenn es ihm erlaubt wird, 
während des Krieges dem Feinde Waffenvorräthe zuzuführen, reich dabei 
werden. Iſt es nicht feine Pflicht, dieſen Gewinn auf den Altar des Vater⸗ 
landes niederzulegen? Das ſind die kleinen Notizen, die ich mir erlauben 
wollte, einer hohen Verſammlung zu ihrer weiteren Berathung vorzulegen. 
Marſchall: Zu dieſer Beſtimmung des Gefeg-Entwurfs find verſchie⸗ 


dene Amendements gemacht worden. Das eine geht dahin, die ganze Be⸗ 
ſtimmung zu verwerfen; zwei andere Amendements gehen auf Modifikationen. 
Dasfenige, welches auf Verwerfung des ganzen Artikels geht, iſt vom Herrn 
num Delius gemacht worden; ich erſuche daher diefen Herrn, es zu 
entwickeln. 

Abg. Delius: Meine Herren, ich habe den Antrag geſtellt, daß die hohe 
Verſammlung Nr. 2. des §. 1. des Geſetzes verwerfen möge, und ich hoffe, 
indem ich es verſuche, einen triftigen Grund dafür anzuführen, daß dieſer 
auch von den Gegnern meine Anſicht als ehrenhaft werde anerkannt werden. 
Die weiteren Gründe und was ſich ſonſt zur Begründung meines Antrages 
ſagen ließe, iſt im Weſentlichen geſtern ſchon von dieſer Stelle aus und beſſer, 
als ich es vermöchte, angeführt worden. Wegen der hohen Wichtigkeit die⸗ 
ſes Geſetzes ſowohl im Allgemeinen, als insbeſondere für viele Staatsbürger, 
welche iu der Landwehr dienen, muß ich kurz die große Wichtigkeit hervor⸗ 
heben. Sie wiſſen, daß die Landwehr-Offiziere gleich den Offizieren des ſte⸗ 
henden Heeres dem Ehrengerichte unterliegen. Die Ehrengerichte erkennen 
Strafen nicht für Verbrechen, ſondern für Handlungen, welche nach den Ge⸗ 
fegen in folgender Weiſe bezeichnet werden. Sie befinden ſich in der Ver⸗ 
ordnung vom 20. Juli 1843. (Er lieſt dieſelbe vor.) Ich frage alſo, ob 
für Handlungen der Art nach den Beſtimmungen unferes Geſetz⸗Entwurfes 
erkannt werden ſoll? Soll die Ehrloſigkeit den Verluſt der politiſchen Rechte, 
den politiſchen Tod zur Folge haben? und dieſe Strafen, ich wiederhole es 
und bitte Sie, darauf zu achten, ſie werden erkannt, nicht für Verbrechen, 
ſondern für Handlungen, die in keinem Geſetz als ſtrafbar bezeichnet ſindz 
alſo die ſchwerſte Strafe ſoll eintreten für Handlungen, die nicht als ſtrafbar 
anerkannt ſind. Die Ehrloſigkeit kann ihrer Natur nach nur die Folge von 
Verbrechen und ehrloſen Handlungen ſein. Wir Alle haben wohl dem Heere 
eine kurze Zeit gedient, unfere Sohne dienen noch darin oder werden einmal 
darin dienen; wer ſind damit einverſtanden, es kann für uns nur genug⸗ 
thuend ſein. Daß ſie aber beſcholten ſein ſollen, daß ſie alle ihre politiſchen 
Rechte verlieren und dadurch unglücklich für ihr ganzes Leben ſein ſollen, und 
zwar für Handlungen, wie Pflichtverletzung oder Mangel an Rückſichten, 
die durch Standesverhältniſſe geboten ſind, damit kann die Verſammlung un⸗ 
möglich einverftanden fein. Es iſt uns geſtern von dem Miniſter⸗Tiſche ge⸗ 
fagt worden, daß die gute Abſicht dieſe Beſtimmung diktirt habe. Das er⸗ 
kennt gewiß die Verſammlung mit Freuden an; aber ich glaube, es bedarf 
dieſes Geſetzes nicht, um den Zweck zu erreichen, es ſcheint mir noch einen 
beſſeren Weg zu geben, dies ift: die öffentliche Meinung und die Verſamm⸗ 
lung ſelbſt. Die öffentliche Meinung, die Quelle und Baſts aller Ehre, 
wird Mürge fein, daß dieſe Verſammlung immer lauter bleibe; das Volk 
ſelbſt wird darüber wachen, daß das Recht ſeiner Vertretung nur reinen 
Händen anvertraut werde. Deshalb trage ich darauf an, den Paſſus sub 2. 
fallen zu laſſen. 

Marſchall: Ein zweites Amendement geht dahin, eine Modifikation 
eintreten zu laſſen. Es iſt von dem Herrn Abg. v. Lavergne-Peguilhen aus 
Kunzkeim geſtellt worden. > 

Abg. v. Lavergne-Peguilhen aus Kunzkeim: Es war urſprünglich 
meine Abſicht; der hohen Verſammlung zu proponiren, daß die ehrengerichtli⸗ 
chen Entſcheidungen zur Beftätigung den ſtändiſchen Verſammlungen beg 
legt werden follen. Nach dem Vortrage, den der Kriegs⸗Miniſter gehalten hat, 
bin ich ſo durchdrungen davon, daß wir eine Scheidung in dieſer Beziehung 
treffen müſſen. Der Entwurf zum allgemeinen Geſetzbuche, welcher den Pro⸗ 
vinzial⸗Landtagen zur Verathung vorgelegen hat, unkerſcheidet ſehr ſcharf die⸗ 
jenigen Verbrechen, welche aus ehrloſen Handlungen hervorgehen, und die, 
die ein anderes Motiv haben. Was nun die ehrengerichtlichen Erkenntniſſe 
über ſolche Vergehungen anbetrifft, die aus einer ehrloſen Geſinnung her⸗ 
vorgehen, ſo bin ich der Meinung, daß dieſe ohne Weiteres auch den Ver⸗ 
luſt der ſtändiſchen Rechte nach ſich ziehen müſſen, und es iſt nicht die Rede 
davon geweſen, daß in dieſer Beziehung blos dieſe hohe Verſammlung gerei⸗ 
nigt werde, ſondern auch den Kreisſtänden, in welche Rittergutsbeſitzer und 
Juriſten eintreten, muß vor allen Dingen eine ſolche Reinigung vorangehen. 
Was die Erkenntniſſe anbetrifft, die aus einer Handlung hervorgehen, denen 
keine ehrloſe Geſinnung zu Grunde liegt, ſo glaube ich, daß dieſe den ſtän⸗ 
diſchen Verſammlungen mitgetheilt werden müſſen und da eine Beſtätigung 
nöthig werde. Mein Antrag geht daher dahin, daß §. 2 dahin geändert wer⸗ 
de, daß dergleichen Erkenniniſſe zur Beſtätigung den ſtändiſchen Verſamm⸗ 
lungen vorgelegt werden. Mein Amendement geht auch zugleich dahin, dieſe 
Beſtimmung auch auf § 6. auszudehnen, wo die ſtändiſchen Geſetze 1 5 
ſollen, infofern eine Kuratel- oder Kriminal- Unterſuchung eingeleitet werden 
fol. Ich würde daher dafür ſtimmen, daß, wenn über eine aus ehrloſer Ge⸗ 
finnung entſprungene Handlung das Erkenntniß gefällt wird, da das Geſetz 
aufrecht erhalten werde, wo aber andere Motive zum Grunde liegen, die Be⸗ 
ſtätigung der ſtändiſchen Verſammlungen nöthig ſei. Pe 

dem Abg. v. Werde 


Marſchall: Das dritte Amendement ift von 
eingebracht worden. Bel 

Abg. v. Werdeck: Ich werde die hohe Verſammlung nicht mit dem 
ermüden, was ich mir vorgenommen hatte, zu ſagen, was aber bereits ſeitens 
der Verwaltung bemerkt worden iſt. Im Weſentlichen ſchließe ich mich übri⸗ 
gens demjenigen an, was das verehrte Mitglied aus Preußen ſo eben bemerkt 
hat, und es wird mir nur noch zu entwickeln übrig bleiben, welche praktiſche 
Anwendung ich in Beziehung auf den vorliegenden Geſetz-Entwurf zu machen 
gedenke. Mein Vorſchlag geht dahin, in dem Geſetz-Entwurf im zweiten Pas 
ragraphen des erſten Hauptartikels zu ſetzen, anftatt der Litt. b. bis e., Litt. 
c. bis e. Ich glaube, wir müſſen allerdings auf das Urtheil der Wehrgenoſ⸗ 
fen hören? wir müſſen aber auch dem Urtheile der Wehrgenoſſen folgen und 
da, wo unſere Ehre nicht angetaſtet war und das Erkennkniß nur ausſpiicht, 
daß er nicht mehr im Stande iſt, dem Königl. Dienſte Vortheil zu bringen, 
müffen wir die Ehre beſtehen laſſen. Wenn aber das Ofſizier⸗Corps den Mann 
nicht mehr für fähig hält, die Uniform oder, wie ein geehrter Abg. geſagt 
hat, des Königs Rock zu tragen, dann können auch wir ihn als Mitglied 
nicht mehr in unſerer Mitte dulden und müſſen das Urtheil ehren. Daß iſt 
das, was ich zu bemerken hatte, und mein Antrag geht dahin, flatt Lill. b. 
bis e., Litt. c. bis e. zu ſetzen. Ä 

Abg. v. Maffow: Ich habe geſtern von diefem Platze geſagt, daß ich 
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den vorliegenden Geſetzentwurf gerade deshalb lobend anerkenne und ihm bei⸗ 
ſtimme, weil wir als Männer des Vertrauens unſerer Mitſtände vor Allem 
gegen uns ſelbſt ſtreng fein müſſen ja ſtrenger als in gewöhnlichen Verhält⸗ 
niſſen. Ich habe daher den Geſetz-Entwuf freudig begrüßt, weil dieſer Grund- 
ſatz die Grundlage des ganzen Geſetzes zu ſein ſcheint. Die Gegner deſſelben 
und darunter ein geehrter Redner, der zu gleicher Zeit eine hohe Stelle in 
der Armee bekleidet, hat auf eine Bedenklichkeit aufmerkſam gemacht, die ich 
anerkenne, und da es mein Grundſatz iſt, begründete Belehrung gern anzu- 
nehmen, ſo will ich dies nicht allein hier ausſprechen, ſondern ich erlaube mir 
ſelbſt einen Vorſchlag in dieſer Beziehung zu machen. Der §. 2. der Verord- 
nung vom 20. Juli 1843. lautet alſo (lieſt denfelben vor). Zu den nicht 
vorzugsweiſe angeführten Handlungen und Unterlaſſungen gehört bekanntlich, 
und iſt auch heute beſtätigt worden, die Verweigerung des Zweikampfes. Je⸗ 
ner geehrte Redner, den ich angeführt habe, hat uns geſagt, er erkenne voll— 
kommen an, daß man ein Ehrenmann ſein könne und bleiben könne, wenn 
man unverſchuldet beleidigt wird, wenn man aber aus feiner Gewiſſensüber⸗ 
zeugung und aus einem religiöſen Gefühle den Zweikampf verweigert. Ich 
ehre es eben ſo, daß in dem Militairſtande, im Offizierſtande es Gründe 
giebt, daß ein ſolcher Offizier nicht in ihrer Mitte bleibe, ich erkenne es voll— 
kommen als richtig an, nach meiner Meberzeuguug. Aber eben fo trete ich der 
Meinung bei, die geſtern hier ausgeſprochen iſt, daß ein ſolcher Mann, der, 
ohne ſein Verſchulden beleidigt, aus religiöſem Gefühle den Zweikampf ver⸗ 
weigert, dennoch ein Ehrenmann ſein und bleiben kann; ich kann ihn nicht 
für beſcholten eracheen. Aus dieſen Gründen erlaube ich mir der hohen Ver— 
ſammlung den ganz gehorfamften Vorſchlag zu machen, zu dem §. I. Nr. 2. 
den Zuſatz zu machen — keine Aenderung, ſondern einen Zuſatz — »jedoch 
mit der Ausnahme, wenn die ehrengerichtliche Strafe (zu §. 4b. der Verord- 
nung vom Jahre 1843) aus dem Grunde zuerkannt worden iſt, weil der 
betheiligte Dffizier einen Zweikampf verweigert hat.« Dieſe alleinige Aus⸗ 
nahme iſt es, die ich wünſche, und der ich das Wort rede, während mir ſonſt 
viel daran gelegen iſt, daß dieſer Paragraph ſtehen bleibe. 
Kriegs-Miniſter v. Boden: Ich glaube darauf bemerken zu müſſen, 
daß, wenn wir eine ſolche Spaltung in dem Dffizier- Corps herbeiführen 
würden, wie fie in dieſem Vorſchlage lag, es nicht abzuſehen wäre, welche 
nachtheilige Folgen es hervorbringen könnte, und es iſt genügend vorgeſehen, 
daß ein Mann, der dieſe Anſichten und Gewiſſensbiſſe hat, die ich vollſtändig 
ehre, nicht warte, bis ein ſolcher Fall vorkommt, ſondern erkläre, ich kann 
mit dieſen Geſetzen nicht einverſtanden ſein und will ausſcheiden. Ich möchte 
noch einen Fall, den ich vorher vergeſſen habe, der hier offenbar hergehört, 
erwähnen. Es iſt nicht allein das Vorurtheil des Zweikampfes, wie Sie es 
nennen wollen, ſondern es giebt noch umfaſſendere Verhältniſſe in der Art, 
welche die Kriegs- und Staats-Geſetzgebung berückſichtigen muß. Es giebt 
ſehr ehrenwerthe religiöſe Sekten, die nicht blos den Zweikampf, ſondern auch 
den Krieg für verderblich, für nachtheilig halten. Ich frage aber einen jeden 
Staat, ob er auf dieſem Prinzip, wenn er ihnen auch Duldung zugewendet 
hat, ein Staats⸗Syſtem gründen könne, weil dann im Augenblick des Aus— 
bruches eines Krieges vielleicht ſehr viele kommen würden und ſagen, es iſt 
gegen mein Gewiſſen, Krieg zu führen. Das iſt das einzige, was ich anzu⸗ 
führen habe. 

Abg. v. Wedell: Es iſt bei dem Paragraph, der jetzt zur Berathung 
vorliegt, in Zweifel gezogen, ob der Verluſt der Standesehre nach dem Ur⸗ 
theile der Standesgenoſſen ſofort den Verluſt der ſtändiſchen Rechte nach ſich 
ziehen könne. Die Standesehre finden wir in allen Verhältniſſen, mag ſie 
auch auf Vorurtheilen und auf Zeitanſichten beruhen, der Verluſt dieſer Ehre 
iſt für Jeden ſchlimm und ſpricht nicht für den, der fie verliert. Der Offi⸗ 
zierſtand betrachtet das Duell als ein Zeichen des Muthes, der Ehrenhaftig— 
keit; ſchlägt der Offizier das Duell aus, fo giebt er dadurch zu erkennen, daß 
er dieſe Anſicht nicht achte, daß er nichts darauf giebt, ob er von dem Stande 
geachtet werde. Meiner Erfahrung nach, haben in der Regel die, welche auf 
Standesanſichten und Standeschre kein Gewicht gelegt haben, die ſich nichts 
daraus gemacht haben, ob ſie von ihren Standesgenoſſen geehrt werden, eine 
niedrige Geſinnung auch in anderen Verhältniſſen bekundet. Ich lege deshalb 
ungeheuer viel auf das Urtheil der Standesgenoſſen, und ich würde Beden— 
ken tragen, wenn ich auch von dem Gerichte freigeſprochen wäre, meine Stan— 
desgenoſſen wieſen aber mit Fingern auf mich, in dieſer Verſammlung zu er⸗ 
ſcheinen. Das Ehrengericht, welches über einen Linien-Offizier urtheilt, beſteht 
aus Linien⸗Ofſizieren, das Ehrengericht, welches über einen Landwehr-Offizier 
urtheilt, beſteht aus Landwehr-Offizieren. Sie urtheilen nach dem abgeleitie- 
ten Eide frei, ob der Mann noch würdig iſt, zu ihrem Stande zu gehören. 
Das Erkenntniß wird nach einer ſorgfältigen Prüfung von Sr. Majeſtät 
dem Könige beſtätigt. Ich erkläre mich deshalb gegen jedes Amendement und 
nehme an, daß derjenige, der aus dem Dffizierftande entfernt iſt, der nicht 
mehr fähig if, die Uniform des Militairs zu tragen, wenn feine Entfernung 
durchaus deshalb geſchehen iſt, weil er einen unpaſſenden Umgang geſucht hat, 
auch nicht fähig iſt, in dieſer Verſammlung zu erſcheinen, denn meine Anſicht 
iſt, daß wir mit der größten Strenge darauf halten müſſen, daß Niemand 
in dieſer hohen Verſammlung iſt, der auch nur den geringſten Verdacht gegen 
ſich hat. Das find wir uns ſelbſt, das find wir dem ganzen Lande ſchuldig. 

Abg. v. Beckerath: Ich folge zwar dem vorigen Redner auf die Tri⸗ 
büne, aber nicht auf feinen Standpunkt. Es ſei mir erlaubt, zur Beſtäti⸗ 
gung deſſen, was ich bereits geſtern gegen die jetzt zur Berathung geſtellte 
Beſtimmung vorbrachte, auf die Motive eines mir bekannt gewordenen ehren— 
gerichtlichen Erkenntniſſes hinzuweiſen. In dieſen Motiven heißt es, daß ſchon 
durch die Anſicht, welche der Offizier über das Duell ausgeſprochen hatte, 
eine Anſicht nämlich, welche dahin ging, daß das Duell nicht als eine für 
den Dffizierfiand nothwendige und zu achtende Inſtitution, ſondern als ein 
Standes⸗Vorurtheil zu betrachten ſei, daß ſchon durch dieſe Anſicht der Be— 
treffende ſich mit einem Grundpfeiler des Ofſtzierſtandes in Widerſpruch ge⸗ 
ſetzt und die Baſts deſſelben verlaſſen habe, obgleich, wie es ausdrücklich darin 
weiter heißt, dieſe Anſicht keinesweges aus Feigheit oder aus unchrenhafter 
Geſinnung, ſondern lediglich aus den Zeit-Ideen bei ihm hervorgehe, obgleich, 
wie ferner geſagt wird, dem Offiziere das Anerkenntniß wiſſenſchaftlicher Bil⸗ 
dung, erprobter Charakterfeſtigkeit und guter moraliſcher Führung nicht ver⸗ 
ſagt werden könne. 
niſterbank hat uns auf den geheiligten Boden unſerer großen nationalen 


Meine Herren, ein hochgeehrter Redner von der Mi⸗ 


Erinnerungen geführt. Wir find ihm dahin gern gefolgt, denn diefer Boden 


iſt wie eine ewig grünende Erde umweht von der Luft der Vaterlandsliebe, 
die uns Kraft giebt zu den edelſten Veſtrebungen. Wir find ihm gern ge⸗ 
ſolgt, weil der Redner einer derjenigen Männer iſt, auf die das Volk 
mit Verehrung hinblickt, weil ſie in jener Zeit die große Miſſton, die ihnen 
übertragen war, mit Hingebung erfüllten. Gewiß wird Jeder von uns es 
ſich zum Glücke rechnen, Zeuge davon zu ſein, wie dieſer Mann, der den 
erſten 3. Februar glorreich zum Ziele führen half, auch noch felbft thätig mit⸗ 
wirkt, daß der zweite 3. Februar ebenfalls zum ſegensreichen Reſultat gelange. 
Wir ſind ihm ferner gern in jene Zeit gefolgt, weil es ſich damals glänzend 
herausſtellte, wie das Kriegsheer und das Volk nicht zweierlei, ſondern eine 
lebendige Einheit ſind; es zeigte ſich damals, daß in jeder Bruſt, von welcher 
Farbe auch der Rock fein mochte, der fie bedeckte, nur ein Herz ſchlug, das 
Herz für König und Vaterland! Eine Acußerung aus ſolchem Munde, eine 
Hinweiſung von ſolcher Stelle auf die großen Grumdfäge jener Zeit muß uns 
die gerechte Hoffnung einflößen, daß niemals in unſerem Vaterlande dahin 
gewirkt werde, daß eine Kluft zwiſchen dieſen beiden großen Theilen der Na= 
tion entſtehe. Aber auch unſere Pflicht iſt es, dahin zu wirken; unſere Pflicht 
iſt es, darauf aufmerkſam zu machen, wenn man eine Richtung einzuſchlagen 
ſcheint, welche dahin führen könnte, eine ſolche Kluft entſtehen zu laſſen. 
Wenn das Duell als ein Grundpfeiler des Ofſtzierſtandes erklärt wird 
ſo frage ich Sie, kann eine Uebereinſtimmung des Militair- und Bürgfrftan- 
des dadurch befördert werden? Können wir das Duell auch als Grundpfei- 
ler des Bürgerſtandes betrachten? Der Grundpfeiler des Bürgerſtandes iſt 
die Achtung gegen das Geſetz, das Geſetz aber ſagt: Du ſollſt nicht tödten. 
Es iſt früher die Bemerkung gemacht worden, daß die vorliegende Beſtimmung 
deshalb eine nöthige ſei, weil es ſich auch von den Kreisſtänden handle, und 
weil in dieſen auch Mitglieder Sitz hätten aus eigenem Recht, uicht durch 
Wahl. Ich erlaube mir die Verichtigung, daß die kreisſtändiſche Verfaſſung 
mehrerer Provinzen bereits Fürſorge getroffen hat, daß in denjenigen Fällen 
wo eines ihrer Mitglieder ſich unwürdige Handlungen hat zu Schulden kom⸗ 
men laſſen, die Verſammlung darüber zu entſcheiden hat, ob er aus derſelben 
auszuſchließen ei. Mit der Einführung dieſes Verfahrens in alle Provinzen 
uns zu beſchäftigen, das eben iſt gegenwärtig die uns vorliegende Aufgabe. 
Ich habe ſchließlich darauf hinzuweiſen, daß wir nicht allein berufen find 
das Rechtsbewußtſein des Volkes zu vertreten, ſondern auch kräftig und 
belebend auf daſſelbe einzuwirken. Wir würden aber dieſe Beſtimmung 
unverkennbar hintanſetzen, wenn wir unfere Zuſtimmung dazu geben, daß ein 
Mann der politifben Rechte verluftig erklärt wird, dem die Kriterien, welche 
ich ſo eben angegeben habe, zur Seite ſtehen, dem in demſelben Erkenntniß 
welches die Entlaſſung aus dem Offizierftande ausspricht, zugleich das Zeug⸗ 
niß gegeben wird, daß es ein Mann von wiſſenſchaftlicher Bildung, von er⸗ 
probter Charakterfeſtigkeit und von moraliſch guter Führung fei. Ich frage 
Sie, wenn wir En ſolchen Mann für unwürdig erklären, feinen Sig unter 
uns zu nehmen, ob wir dann unſere Pflicht erfüllen, d = im 
des Volkes zu e ung, zu ae el 2 . 

Abg. v. Gaffron: Das preußiſche Heer, wie ſchon mehrfach er 

worden, iſt mit dem Volke identiſch, es iſt aus ihm HN 110 ieder fan 
Mitglilder tritt nach vollbrachter Waffenpflicht wieder zurück in ſeinen frü⸗ 
heren Stand. Die Ehre des Soldaten kann von der bürgerlichen nicht unter⸗ 
ſchieden werden. Wenn aber der Krieger nicht in einzelnen Sphären wirkt, 
ſondern ein Glied einer großen Genoſſenſchaft iſt, ſo iſt es natürlich, wenn 
nicht Alles in ſich ſelbſt zerfallen, zu einer bloßen Maſchine herabgedrückt 
werden ſoll, daß dann ein Geiſt der Einheit, der Standesehre ſie durchdrin⸗ 
gen muß. Dieſe Standesehre zu bewahren, iſt die Pflicht eines jeden Krie⸗ 
gers. Wenn es Jemand mit ſeinem Gewiſſen nicht vereinbar findet ſte aus⸗ 
zuüben, ſo iſt es ſeine Pflicht, aus dem Stande anszuſcheiden. Hat er aber 
die Standespflicht verletzt, ſo muß er ſich gefallen laſſen, wenn er aus dem 
Stande entfernt wird. Wir aber, die wir von Sr. Majeſtät dem Könige 
als die erſten Stände bezeichnet ſind, die das Vertrauen ihrer Mitbürger be⸗ 
rufen hat, wir können in unſerer Mitte nicht Männer ſehen, die aus einem 
Stande deshalb ausgeſchloſſen find, weil fie die Pflichten gegen dieſen Stand 
nicht erfüllt hatten, wir würden einen Zwieſpalt zwiſchen Heer und Volk 
bringen, und das kann und darf in Preußen niemals der Fall fein. 
3 Abg. Dittrich: Die ſehr koſtbare Zeit der hohen Verſammlung will 
ich nur kurz in Anſpruch nehmen. Es ſcheint mir nöthig, daß der Verſamm⸗ 
lung dasjenige Geſetz vollſtändig bekannt ſei, welches ſich auf die jetzige Be⸗ 
ſtimmung bezieht, und ich will mir daher erlauben, den F. 2. der mehrfach 
erwähnten Verordnung über die Ehrengerichte vorzuleſen. (Lieſt vor.) Ich 
muß geſtehen, daß ich Bedenken finde, den zweiten Paſſus des Geſetz-Ent⸗ 
wurfs ſo anzunehmen, wie er jetzt ſteht, und zwar aus dem Grunde, weil 
ich die Anſicht, die der Kriegerſtand in Bezug auf den Kriegerſtand hat, für 
verſchieden erachte von der des Bürgerſtandes, um nicht mißverfianden zu 
werden: nur in Beziehung auf den kriegeriſchen Beruf. Nun ift in dem §.2 
zu c. geſagt: »In Rückſicht auf feine kriegeriſche Beſtimmung u. ſ. w. « 
(Lieſt vor.) Es ſcheint mir denn doch bedenklich zu fein, daß aus unrich⸗ 
tiger Wahl des Umganges auch nothwendigerweiſe eine Nichtehrenhaftigkeit 
folge. Es können berſchledene Anſichten hervortreten, die die Wahl eines 
Umganges für unrichtig halten, ich muß aber bemerken, daß, da keine ge⸗ 
naueren Beſtimmungen über den Sinn des Wortes „unrichtige enthalten 
find, ich ſchon deswegen, wie wegen anderer Veſtimmungen des $. 2, Beden⸗ 
ken hege, und ich trete deswegen dem Amendement unter 2 bei, welcher An⸗ 
ſicht unbeſchadet ich, wie ſich von felbft verſteht, die Mitgliedſchaft an Stände- 
Verſammlungen für die höchſte politiſche Ehre erachte. 

Abg. von Raven: Meine Herren, wenn ich mir erlaube, ein paar 
Worte zu fagen, fo muß ich vor allen Dingen etwas über das Prinzip voraus- 
ſchicken. Es haben ſich in den Vorſchlägen dreierlei Anſichten ausgeſprochen, 
fo weit ich es verſtanden habe. Einige Herren vom Rhein wollten die Be⸗ 
ſcholtenheit blos abhängig machen von dem Ausſpruch der Gerichte und von 
ſonſt gar nichts weiter. Ich glaube, daß dieſe Herren, von denen ſich einige 
geſtern ausſprachen, ihrem Gerichtsverfahren damit ein großes Kompliment 
gemacht haben. Eine zweite Anſtcht verlangte nicht blos den Ausſpruch der 
Gerichte, ſondern auch den Ausſpruch der Standesgenoſſen, und den Aus⸗ 
ſpruch der Standesgenoſſen ſtellt ſte als Prinzip auf. Sie fagen, der vor- 
liegende Geſetz-Entwurf trägt in feinen Grundzügen eben dieſes Prinzip, daß 
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die Standesgenoſſen es am beſten beurtheilen 
Anſicht durchaus anſchließen, und ich glaube, 


werden. Ich muß mich dieſer 
daß ſie auch ganz praktiſch ſein 


wird. Was den ſpeziellen Fall anlangt, ſo erlaube ich mir zu fragen, was 


werden die Standesgenoſſen thun, was find die Standesgenoſſen, warum has 
ben wir denn nöthig, ſie in vielen Paragraphen zu bemuttern? werden denn 
die Wähler ſchlechte Subjekte wählen? ich habe noch von keinem einzigen ge⸗ 
hört, daß ſie einen Menſchen, auf dem ein Makel ruht, hierhergeſchickt ha— 
ben, ſo wollen wir die Entſcheidung nur den Standesgenoſſen überlaſſen. 
Sind die Wähler ſchlecht, fo klage man das Wahl⸗Syſtem an; ſie werden 
keinen nehmen, der nicht ihr Verkrauen beſitzt. Wollten wir ſie beſchränken, 
dann werden wir auch noch 20 Paragraphen nöthig haben. Ich glaube nicht, 
daß Jemand, der wirklich beſcholten iſt, hier herein kommen werde, denn es 
iſt ja ein Tauſendſtel Prozent Beſcholtenheit noch Veſcholtenheit an ſich. Ich 
habe viele Ehrengerichte durchgemacht und liebe dies Inſtitut, weil ich weiß, 
welches große Erziehungsmittel es für die Armee geweſen iſt. Seit dem Jahre 
1809 erfreut ſich dieſes Inſtitut des beſten Erfolges, und ſeitdem iſt es nicht 
ſchlechter geworden. Man hat ſeit jener Zeit die Lattenſtrafe aufheben kön— 
nen, ein großer Beweis, daß das Ehrgefühl der Soldaten ſich gehoben hat; 
alſo, meine Herren, thun wir doch daſſelbe unter unſeren Standesgenoſſen. 
Unſere Wähler ſind ja zum größten Theil auch Soldaten geweſen. Unſere 
Armee⸗Verfaſſung, dieſes große ſchöne Andenken, welches wir Preußen aus 
unſerer ſchönſten Zeit beſitzen, iſt ja, weil es jo groß, fo volksthümlich ift, 
deswegen ſo durchaus mit dem Volke verwachſen. Ich frage Sie, meine Her— 
ren, welche Gefahr liegt denn darin warum wollen wir denn unſeren Wäh⸗ 
lern dieſes Vertrauen nicht ſchenken? Ich muß mich daher der geſtern aug- 
geſprochenen Anſicht anſchließen, welche das Prinzip feſtſtellen wollte, Aus— 
ſpruch des Gerichts und Ausſpruch der Standesgenoſſen, dann aber auch 
Alles, Paragraph und Klauſeln, ausgeſtrichen haben wollte. So, meine Her⸗ 
ren, laſſen Sie uns Vertrauen haben zu unſeren Standesgenoſſen, und fie 
werden dieſes Vertrauen auch immer mehr verdienen, ſie werden ſich eine 
Ehre daraus machen und ganz gewiß Niemanden wählen, den wir nicht une 
ter uns zu ſehen wünſchen 
Abg. v. Auerswald: Ich muß bekennen, daß es mir ſchwer wird, die 
Maſſe der verſchiedenen Betrachtungen zu bewältigen, die heute zur Sprache 
gekommen ſind. Es ſcheint mir hier wirklich gar nicht auf die Frage anzu— 
kommen, ob und inwieweit wir geneigt ſind, einen Ehrloſen unter uns auf— 
zunehmen, ſondern ganz einfach darauf, von wem das Urtheil über die Be— 
ſcholtenheit ausgehen ſoll, in Folge deſſen Jemandem die ſtändiſchen Rechte 
genommen werden können, oder nicht. Ich habe mich geſtern bereits dahin 
ausgeſprochen, daß ich es als zweckmäßig anerkenne, wenn in ſolchen Fällen, 
wie die in Rede ſtehenden, ein Ausnahmegericht eintritt, daß, wo der Arm 
des gewöhnlichen Richters nicht hinreicht, ein Ausnahmegericht zuläſſig iſt. 
Ich habe es ferner dankbar anerkannt, daß die Regierung daſſelbe in die 
Hände der Standesgenoſſen legen will. Ich habe endlich zugeſtanden, daß 
dieſes Prinzip einer Modiſication durch das Geſetz, durch das vorangegangene 
Urtheil des ordentlichen Richters nach gemeinem Geſetz erleiden darf. Dieſes 
Prinzip, wie es auch in der Denkſchrift ausgeſprochen wird, hat aber in dem 
Geſetz⸗Entwurf noch andere weſentliche Modiſicationen dadurch erlitten, daß 
außer dem gemeinen Geſetz, außer dem ordentlichen Richter und den Stans 
desgenoſſen noch einem anderen exceptlonellen Richter das Urtheil zuſtehen 
fol; ebenſo füglich könnte es dann noch zehn anderen Ausnahmerichtern zu= 
geſtanden werden. Ich habe erklärt, daß ich mir kein Urtheil über den in⸗ 
neren Werth der Ehrengerichte anmaßen will, daß ich nicht entfernt dem Ur— 
theil eines Ofſizier⸗Corps über feine Mitglieder zu nahe treten will, aber 
daß es über mein Faſſungsvermögen geht, aus welchem Grunde ein Ofſfizier⸗ 
Corps mit Recht dazu gelangen ſoll, über ſtändiſche Rechte zu entscheiden; 
denn etwas Anderes geſchieht nach dem Entwurf in der That nicht, wenn es 
auch nur implicite geſchieht. Ich habe angedeutet, daß wenigſtens aus dem⸗ 
ſelben Grunde, falls ein ſolcher überhaupt Platz greifen dürfte, ein aus kreis 
ſtändiſchen Verſammlungen ausgeſchloſſenes Mitglied eo ipso aus dem Offi— 
zier⸗Corps ausgeſtoßen werden müßte. So hohe Achtung ich auch vor unſe— 
rem Ofſtzierſtand habe, dem ich ſelbſt angehörte, fo kann ich mich unter kei— 
nen Umſtänden überzeugt erklären, daß nach den Verhältniſſen deſſelben die 
Verhältniſſe eines Landſtandes zu beurtheilen möglich wäre, und daß z. B. 
nicht jedesmal denjenigen Strafen, in deren Folge ein Landſtand aus ſeinem 
ſtändiſchen Kreiſe entfernt werden kann, Verbrechen oder Ehrloſigkeit voran- 
gegangen fein müſſe. Davon aber, daß dies im Ofſizierſtande nicht immer 
der Fall iſt, ſollen zahlreiche Beweiſe vorliegen. Ich bin zwar nicht im 
Stande, zu dieſem Ende kriegsrichterliche Erkenntniſſe ſelbſt beibringen zu 
können. Ich erwähne aber, daß nach einer Druckſchrift, die eines chrenge- 
richtlichen Urtheils gegen zwei Landwehr⸗Oſſiziere erwähnt und nicht wider— 
legt ift, in dieſem wörtlich ſteht: »Eine härtere Strafe konnte nicht verhängt 
werden, da die Angeklagten keine niederen Geſinnungen gezeigt haben.“ Dies 
beweiſt, daß man fie nicht für ehrlos gehalten haben kann. Ich muß aber 
wiederholen, daß dies Alles für mich ganz und gar nicht entſcheidend iſt. Es 
kommt nicht darauf an, ob ich das höchſte oder nur ein geringes Vertrauen 
zu einem ſolchen Ausnahmegericht habe; ich halte deſſen Anwendung über- 
haupt gegen das Prinzip; dem orden lichen Richter unterwerfe ich mich uns 
bedingt und muß in dieſer Beziehung noch anführen, daß ich unter dem 
Worte »kriminalgerichtliches Urtheil« auch die Urtheile eines Kriegsgerichtes 
verſtanden habe; ebenſo erkenne ich das Urtheil der eigenen Standesgenoſſen 
ſelbſt als wohlgeeignet an; weiter vermag ich aber nicht zu gehen und muß 
mich aus dieſen Gründen für die Fortlaſſung des §. 1, 2 wiederholt erklären. 
Bei dem Ausdruck ſolcher Geſinnung glaube ich wohl zum Schluß daran 
erinnern zu dürfen, daß unſer dahingeſchiedener Heldenkönig, der doch gewiß 
die Bedeutung von: »wehrhaft — ehrhaft« kannte, den Vorſchlag unwillig 
zurückwies, auf das Kreuz der Landwehr zu ſetzen: »wehrlos — chrlos!« 
Kriegs-Miniſter v. Boyen: Ich zweifle keinen Augenblick, daß der 
vorige geehrte Redner es mit dem Wehrflande ſehr gut meint, aber aus al⸗ 
len feinen. Worten habe ich vernommen, daß er einem Genoſſengericht nicht 
eine richtige Beurtheilung zutraut,. 
Abb. v. Auerswald: Ich muß in dieſer Beziehung bedauern, völlig 
mißverſtanden zu ſein. ö 
g W v. Boyen: Das iſt möglich, aber fo hatte ich ver 
anden. 


Abg. v. Saucken: Ich glaube entſchieden, daß das | i 
feinem Ausſpruch nicht maßgebend für uns fein kann. 8 En has 
Standrecht, jedes Kriegsrecht unbedingt auch von uns fo anerkannt werden 
muß, als jedes andere. Ich muß bemerken, daß in dem Geſetz ausdrücklich 
geſagt iſt „daß keine gemeine Verbrechen, keine ſolche, auf welche das allge⸗ 
meine Geſetz Strafe erkennt, vor das Ehrengericht kommen ſollen. Es kom⸗ 
men alſo nur ſolche im Offtzierſtande vor, wo man Bedenken trägt, ein Mit⸗ 
glied dieſes Standes in demſelben zu laſſen. Es iſt uns geſagt worden Wi⸗ 
derſtreben der Befehle, Trotz könne nicht geduldet werden. Allerdings, man 
darf ihn nicht dulden. Aber der Mann, der im Jugendeifer, einem launen⸗ 
haften Vorgeſetzten gegenüber, einmal zu weit geht, verliert dadurch ſeine Ehre 
noch nicht. Er verfällt der Strafe mit Recht, aber ſeine Ehre bleibt ihm. 
In der Geſchichte ſtehen Generale, welche wegen Dienſtvergehen Feſtungsſtrafe 
pe e Truppen zum Siege geführt haben. 
riegs-Miniſter v. Bohen (unterbrechend): 

Majeſtät dem ae begnadigt worden. e en irn 
Dierſelbe Abg. (weiter fortfahrend): Die Ehre der Perſon i 
nicht gefährdet. Ich möchte mir daher den Vorſclag dle 555 en 
ſcheidung der Chrengerichte als hier nicht zutreffend und als nicht im Geift 
der von Sr. Majeſtät erlaſſenen Geſetze in dieſer Beziehung zurückgenommen 
werden möge und alle ſolche Erkenntniſſe auf Kriegs- und Standrecht zurück⸗ 
gehen, die nach dem Geſetz unrechte und unehrenhafte Handlungen betreffen. 

Abg. Freiherr v. Vincke: Ich werde mich angelegentlich bemühen, mich 
blos auf dem praktiſchen Standpunkte zu bewegen. Ich muß mir aber die Er⸗ 
laubniß erbitten, mit wenigen Worten die Prinzipien zu berühren, denen ich 
huldige, weil ich ſonſt vielleicht nicht verſtanden würde. Ich bin damit ein⸗ 
verſtanden, daß jedes Mitglied dieſer hohen Verſammlung auch die höchſte 
Ehre im höchſten Maße beſitzen muß. Wir müſſen uns aber erſt einigen 
was Ehre heißt, denn wir haben die heterogenſten Anſichten heute und geftern 
darüber vernommen. Es iſt von abſoluter Ehre und von einer, die auf der 
Uebereinſtimmung der Handlungen mit der inneren Ueberzeugung beruht, 
die Rede geweſen. Ein verehrtes Mitglied aus meiner Provinz hat mit fo 
ſchlagenden und fiegenden Gründen die ſeltſame und ideologiſche Anſicht be⸗ 
kämpft, daß es eine allgemeine Ehre gebe, die nur auf der eigenen Ueber⸗ 
zeugung beruhe, daß ich mich außer Stande befinde, darüber etwas Neues 
und Beſſeres zu ſagen. Meiner Anſicht nach, iſt Ehre nur ein conventionel⸗ 
ler Begriff. Ehre nenne ich die Achtung der Geſellſchaft, in der ich mich be⸗ 
finde, die Anerkennung meiner Standesgenoſſen über meine Würdigkeit, ihrem 
Stande anzugehören; alſo kann ich den Begriff Ehre nicht von Standesbe⸗ 
griffen trennen. Es wird Jedermann es für unehrenhaft halten, Wucher zu 
treiben; aber das Landesgeſetz, was ſonſt nur 3 pCt. Zinſen geſtattet, erlaubt 
doch den Kaufleuten 6 und den Juden 8 pCt. Zinſen zu nehmen. (Geläch⸗ 
ter.) Daraus folgt, daß die Ehre in den verſchiedenen Ständen ganz ver⸗ 
ſchiedenen Urtheil unterliegt. — Es iſt vom Duell die Rede geweſen, und ein 
Mitglied aus der Rhein-Provinz hat darüber wunderliche Anſichten zu Markte 
gebracht. Wir befinden uns hier nicht auf dem Standpunkte der Religion, 
ſondern auf dem des Staates und ſozialer Verhältniſſe. Wenn das Geſetz 
ſagt: Du ſollſt nicht tödten, ſo iſt das eine religiöſe Vorſchrift, obgleich ich 
auch nicht zugeben kann, daß ich tödte, wenn eine unglückliche Fügung es 
will, daß mein Gegner im Duell bleibt. Wenn wir uns aber auf den Stand⸗ 
punkt der Religion verſetzen wollen, ſo würde auch Keiner von uns im Stande 
fein, Sr. Majeſtät dem Könige den Eid der Treue zu leiſten, denn es heißt 
in den Bibel: „Eure Rede fei ja, ja, nein, nein! Was darüber iſt, das iſt 
vom Uebel.“ Ich halte die Ehre für das erſte, für das höchſte Gut des uns 
abhängigen Mannes auf dieſer Erde, und ich bin überzeugt, daß alle meine 
Standesgenoſſen dem beiſtimmen. Und eben weil ſie mein höchſtes Gut iſt, 
fo kann auch für mein Gefühl kein anderer Richter darüber zu Gerichte figen, 
wenn ich fie für beeinträchtigt halte, als ich ſelbſt. Dieſem Grundfage folgten 
auch unſere Vorfahren; daß iſt der Grundſatz, der in Germanien ſeit ural⸗ 
ten Zeiten Rechtens geweſen iſt, wonach alle Nationen handeln, die germani⸗ 
ſches Blut in ihren Adern haben, es iſt namentlich die Anſicht der Englän⸗ 
der. Die großen Männer der britifhen Nation (die verſtorbenen, wie die le⸗ 
benden), For, Pitt, Canning und Peel, haben ſich nicht geſcheut, im Zwei⸗ 
kampfe ihre Ehre zu vertheidigen. Ich frage, ob die Mitglieder aus der 
Rhein-Provinz gegen ſolche Beiſpiele etwas zu erinnern haben. Ich höre 
daß geſtern ein Ausſpruch Guizot's angeführt iſt. Ich frage die Mitglieder 
aus jener Provinz, die ſich vorzugsweiſe politiſcher Bildung rühmen: Wenn 
ſie uns ihre politiſche Weisheit von Frankreich hinüberbringen, warum brin⸗ 
gen ſie nicht auch dieſe Geſinnungen mit? Hiernach glaube ich hinreichend 
dargethan zu haben, daß nur das Urtheil meiner Standesgenoſſen darüber 
entſcheiden kann, ob ich die volle Ehre beſitze für die Ausübung bürgerlicher 
und geſellſchaftlicher Rechte. Ich habe eine zu hohe Meiuung von der Ge- 
rechtigkeit, von der Unabhängigkeit und Würde dieſer hohen Verſammlung, 
als daß ich annehmen dürfte, daß ſie einem ſolchen Gericht, welches nach 
ungewöhnlichen Formen und unbekannten Normen verfährt, ein Urtheil eins 
räumen würde über die Ehre eines Mitgliedes dieſer Verſammlung, der er⸗ 
ſten und würdigſten dieſes Königreiches. Ich glaube nicht, daß fie ein leicht⸗ 
fertiges Spiel treiben werde mit der Ehre, dem höchſten irdiſchen Gute. Ich 
hoffe, Sie werden mir und Allen, die hier unter uns ſitzen, die troſtreiche 
lleberzeugung laſſen, daß dieſes höchſte Gut nicht aberkannt werden kann, es 
ſei denn durch den unabhängigen Spruch unſerer ächten, unſerer wahren 
Standesgenoſſen! 

Abg. v. Manteuffel will die Tribüne betreten. 

Viele Stimmen: Zur Abſtimmung! 

Marſchall: Wünſcht die hohe Verſammlung den Schluß der Debatte? 

(Eine Majorität erhebt ſich dafür.) N 

Landtags⸗Kommiſſar: Darf ich noch um das Wort bitten? 

Abg. Hanſemann: Wenn dem Herrn Miniſter das Wort gegeben 
wird, ſo kann ich mich nicht beruhigen, wenn ich auf daſſelbe verzichten ſoll. 

Marſchall: Wenn der Herr Kommiſſarius geſprochen hat, werde ich 
nochmals die Frage in Beziehung auf den Schluß der Debatte ſtellen. 

Landtags-Kommifſar: Ich halte es für meine Pflicht, nach der 
Rede, die wir eben gehört haben, und worin der Geſetzes⸗Vorſchlag in ſchar⸗ 
fen Worten angegriffen iſt, den Geſichtspunkt nochmals auseinanderzuſetzen, 
welcher die Verwaltung bei deſſen Abfaſſung geleitet hat. Ich habe bei Er⸗ 
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öffnung der Debatte bereits geſagt, daß dem Geſetz der Grundſatz zum 
Grunde liege, daß die Ausübung der ſtändiſchen Rechte die höchſte poli⸗ 
tiſche Ehre begreife, und daß mithin diejenigen, welchen Rechte geringerer 
Art entzogen worden, die Rechte der Standſchaft nicht ausüben können. Aus 
dieſem Grundſatz iſt auch die Beſtimmung hervorgegangen, daß Perſonen, 
welche durch ein militairiſches Ehrengericht an ihrer Ehre gekränkt ſind, nicht 
ferner Platz in einer ſtändiſchen Verſammlung nehmen können. Wenn dieſer 
ae feſtgehalten wird, glaube ich nicht, daß es darauf ankommen kann, 
zu unterſuchen, ob militairiſche Ehrengerichte in einzelnen Fällen recht oder 
unxecht erkannt haben, und leugne überdies, daß ſich die hohe Verſammlung 
in der Lage befinde, über ſolche einzelne Fälle zu urtheilen. Es find hier 
Fälle aufgezählt, über welche ſich ehrengerichtliche Erkenntniſſe erſtrecken kön⸗ 
nen, oder vielmehr diejenigen Handlungen bezeichnet, über welche das Er⸗ 
kenntniß zu erkennen habe. Darauf kommt es aber nicht an; denn es iſt im 
Geſetz⸗Entwurf nicht geſagt, daß jedes ehrengerchtliche Erkenntniß den Ver⸗ 
luſt der ſtändiſchen Ehre nach ſich ziehe, ſondern es ſind ausdrücklich nur die 
verſchiedenen Kategorieen der ehrengerichtlichen Erkenntniſſe bezeichnet, welche 
dieſe Folge haben ſollen. Sie find bezeichnet sub b. c. d. e. b enthält 
den Fall der Entlaſſung aus dem Dienſt. Ob damit jedesmal eiwe weſent⸗ 
liche Verminderung der Ehre verbunden ſei, das erachte auch ich für zweifel⸗ 
haft; und wenn bei unſerem Geſetzesvorſchlag der Punkt b. mit aufgeführt iſt, 
ſo iſt es in der Anſicht geſchehen, daß auch die Entlaſſung aus dem Dienſt, 
wenn ſie in Folge eines ehrengerichtlichen Erkenntniſſes zur Strafe geſchehen, 
immerhin die Ehre einigermaßen antaſte. Es folgt der zweite Punkt sub c., 
und das iſt der Hauptpunkt: die Entfernung aus dem Ofſizier-Stande, mit 
welcher der Verluſt des Titels, der Charge und der Unfähigkeit zur Wieder— 
Anſtellung als Offizier verbunden iſt. Ein ſolches ehrengerichtliches Erkennt⸗ 
niß, beſtätigt von Sr. Maleſtät dem König in letzter Inſtanz, 
aben wir allerdings als einen unzweifelhaften Verluſt der Ehre angeſehen, 
und wir find unbedenklich der Meinung geweſen, daß von einem Mann, 
den dieſe Strafe getroffen hat, nicht behauptet werden könne, daß er unbe⸗ 
ſcholten ſei. Deshalb glaube ich auch von dieſem Standpunkte aus in dieſer 
Beziehung keine Willfährigkeit des Gouvernements in Ausſicht ſtellen dürfen, 
in dieſem Punkt eine Aenderung eintreten zu laſſen. Wer aus dem Offizier— 
Stande ausgeſtoßen, wem das Recht genommen iſt, die Ofſizier-Uniform zu 
tragen, der iſt beſcholten, mag das Urtheil gerecht oder ungerecht geweſen 
fein. Der dritte Punkt, der Verluſt des Rechts, die Militair-Uniform zu 
tragen, als Strafe, iſt nicht weſentlich davon unterſchieden. Endlich der 
vierte Punkt, die zwangsweiſe Entfernung eines penſionirten Offiziers aus 
feinem Wohnort. Ich kann mir kaum denken, daß auf Entfernung aus ei— 
nem Wohnort anders erkannt werden könne, als in Folge einer ehrloſen 
Handlung. Ich muß aber bekennen, daß die Fälle, in welchen auf eine 
ſolche Strafe erkannt werden ſoll, nicht ganz klar bezeichnet find, und dar⸗ 
um auch sub e. gern der Beurtheilung Einer hohen Verſammlung anheim 
gegeben wird. Von Seiten des Gouvernements wird auf dieſen Punkt kein 
Gewicht gelegt. Das iſt es, was ich zur Feſtſtellung des Standpunktes der 
Regierung zur vorliegenden Frage zu ſagen hatte. 

Kriegs⸗Miniſter v. Boyen: Zur Aufklärung einiger Bemerkungen, die 

ein u Redner vorhin gemacht hat, daß es möglich wäre, daß die Leis 
denſchaft, Avancement zu haben, es dahin brächte, daß ein Mitglied des Of— 
fizierſtandes ausgeſtoßen würde, bemerke ich, daß dies wohl ſelten vorkommen 
mag. Aber dieſer Beſorgniß iſt vorgebeugt, dadurch, daß in einem ſolchen Fall 
das Geſetz feſtſteht, daß die durch Urtheil und Recht entfernten Offizieren kein 
Avancement im Regiment geben, ſondern Se. Majeſtät der König ſich vor⸗ 
behalten hat, Einſchub zu geben. Es iſt alſo der Einwand niedergeſchlagen. 
Der einzige Punkt, die Entfernung von einem Wohnorte betreffend, der mir 
vorgekommen iſt, iſt der, daß Jemand ſagt, er wiſſe nicht, wo er leben ſolle, 
und dadurch andere Verwickelungen entſtehen könnten. Hier kommt es darauf 
nicht an; denn ob ein ſolcher durch den Veſchluß der Ehrengerichte, oder durch 
die Polizei ausgewieſen wird; was ihm lieber iſt, das mag er wählen. Aber 
zu Einem muß ich noch eine Erklärung geben, die aus dem bestehenden Ges 
ſchäftsgange hervorgeht. Nicht die Urtheile beider Inſtanzen find genug, Sr. 
Majeſtät dem Könige zur Beſtätigung vorzulegen, ſondern wenn ſte eingehen, 
ſo kommen ſie an das General-Auditoriat, welches aus lauter Richtern be— 
ſteht; dieſe faſſen den Bericht ab, auf Grund deſſen dann erſt Se. Majeſtät 
die Beſtätigung giebt. i 

Marſchall: Ich frage nochmals an, ob die hohe Verſammlung den 
Schluß der Debatte wünſcht. (Einſtimmig ja!) 

Abg. v. Auerswald: Der Herr Landtags⸗Kommiſſar hat bei verſchie⸗ 
denen age geäußert, daß ſeitens des Königl. Miniſteriums gewiſſe Anträge 
Sr. Majeſtät empfohlen werden können oder nicht, und eine Mittheilung 
dieſer Art über die zu erwartende Unterſtützung des Königl. Minifteriums 
war gewiß dankbar anzunehmen. Heute iſt jedoch zweimal die Erklärung ges 
fallen: „Ich glaube nicht, daß die Regierung ihre Zuſtimmung geben wird.“ 
Ich muß bekennen, daß ich mir den Eindruck ſolcher Worte, zumal im Au⸗ 

enblick der Abſtimmung, kaum verhehlen kann und erlaube mir, den Herrn 

andtags⸗Kommiſſar zu fragen, ob er dies als ſeine perſönliche Anſicht oder 
als die Anſicht des geſammten Miniſteriums ausgeſprochen oder als Land⸗ 

tags⸗Kommiſſar im Allerhöchſten Auftrage erklärt hat. 
’ Landtags⸗Kommiſſar: Ich habe über den Punkt b, die Entlafs 
ſung aus dem Dienſte betreffend, die Erklärung abgegeben, daß das Gouver- 
nement, den Wünſchen der Verſammlung in dieſer Veziehung möglichſt zu 
folgen, bereit ſein werde, und dieſe Aeußerung wiederhole ich in meinem und 
meiner Kollegen Namen. Habe ich in Beziehung auf Punkt c das Gegen- 
theil geäußert, fo bitte ich, dies vorläufig als meine perſonliche Meinung an⸗ 
zuſehen, und will gern zugeſtehen, daß ich dieſe Worte beſſer unterdrückt hätte. 
Ich bitte aber zu beachten, daß ich hier, eben ſo wenig als andere Redner, 
die Worte nicht auf die Goldwage legen kann, daß auch ich in den Fall komme, 
zu ſprechen, wie mirs ums Herz iſt, weshalb ich bitten muß, ſich nicht an 
einzelne Worte zu hängen. (Bravo) 

Marſchall: Es wird alſo zuerſt über verſchiedene Amendements ab- 
geſtimmt werden müſſen. Es iſt vorgeſchrieben, daß die Amendements vorher 
angemeldet werden müſſen. Hier iſt ein Amendement ganz unangemeldet ge⸗ 
kommen. Ich muß alſo, ſofern daſſelbe Unterſtützung findet, die Abſtimmung 
auf die nächſte Sitzung verſchieben. Daſſelbe verlangt eine Ausnahme von 


wiederhole vor der Abſtimmung noch einmal die Frage: 


der Beſtimmung der Nummer 2 des F. 1 für den Fall, daß der Grund der 


Verurtheilung die Verweigerung eines Zweikampfes geweſen ſei. Findet das 
Amendement Unterſtützung? (Wird nicht unterſtützt.) Es iſt ohnehin nicht 
unterſtützt, kann daher nicht zur Diskuſſton kommen. Ich ſtelle jetzt die 
Frage zur Entſcheidung, nämlich: ſoll Paſſus 2 im §. 1 fegfallen, und er⸗ 
ſuche diejenigen, welche für den Wegfall ſtimmen wollen, aufzuſtehen. (Ma⸗ 
jorität für den Wegfall.) 

Abg. v. Vincke: Ich muß bemerken, daß nach dem Allerhöchſten Pa⸗ 
tent vom 3. Februar C. zwei Drittel der Stimmen zu dieſer Entſcheidung er⸗ 
forderlich ſind. (Verneinende und bejahende Stimmen durcheinander.) 

Landtags-Kommiſſar: Die Bemerkung des geehrten Deputirten 
iſt richtig (lieſt den §. 16 der Verordnung vom 3. Februar c. vor, worin es 
heißt: Wenn bei Königlichen Propoſitionen die Verſammlung ſich in der Ma⸗ 
jorität gegen die darin enthaltenen Beſtimmungen erklärt, dieſe Majorität 
aber zwei Drittel der Stimmen nicht erreicht, 0 müſſen ſowohl die Gründe 
der Majorität, als diejenigen der Minorität in dem abzuſtattenden Berichte 
aufgenommen werden.) I 

(Abg. Milde und mehrere andere Stimmen verlangen die Abſtimmung 
durch namentlichen Aufruf.) N f . 

(Der Abg. Flemming darum, damit die Majorität und Minorität 
ſich dadurch klar herausſtelle und man die dafür und dagegen Stimmenden 
genau kenne.) 

Marſchall: Treten 24 Mitglieder dem Antrage bei, daß die Abſtim⸗ 
mung durch namentlichen Aufruf erfolge? (Dies geſchieht hinreichend.) Ich 
x „Soll Paſſus 2 im 
F. 1 wegfallen?“ Und bemerke dabei, daß, wenn die Verſammlung ſich für 
den Wegfall entſcheidet, dann keine Amendements mehr möglich find. Wer 
alſo Amendements haben will, muß Nein ſagen. 

Abg. Milde: Mir ſcheint, das ſchließt nicht aus, daß, wenn man 
ſich jetzt gegen dieſe Faſſung erklärt, dann noch ein Einſchuß-Amendement 
eintreten kann, wenn alſo . 

Marſchall (unterbrechend): Die Frage iſt bereits geſtellt und erklärt; 
habe ich etwas Unrechtes gethan, ſo muß ich es vertreten. Ich habe einmal 
entſchieden und muß bitten, daß ſo abgeſtimmt wird, und wiederholen, daß 
derjenige, der auf dieſe Frage mit Ja ſtimmt, die Beſtimmungen des vorlie- 
genden Paragraphen verwirft und jedes Amendement abſchneidet; wer alſo 
Amedements haben will, muß mit Nein ſtimmen. Die Abſtimmung durch 
namentlichen Aufruf wird jetzt vor ſich gehen. (Dies geſchieht.) Ergebniß 


Vormittags 10 Uhr an.) 
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etreffend. 

Der verewigte Ober-Präſident, Freiherr von Vincke, hatte der Provinz Weſt⸗ 
falen gehörige Einquartierungs-Vergütigungsgelder, deren Spezial-Nepartition Schwie⸗ 
rigkeiten unterlag, zurückbehalten urd in Staatspapieren ſo vortheilhaft angelegt, daß 
ſie in der Zeit, als das provinzialſtändiſche Inſtitut ins Leben trat, zu einem bedeu⸗ 
tenden Kapital augewachſen waren. Die wegen deſſen Verwendung mit ihrem Gut⸗ 
achten gehörten Stände ſtimmten dafür, das Kapital unter dem Namen einer Provin⸗ 
zial⸗Hülfskaſſe zu konſerviren, welche unter ſtändiſcher Verwaltung die Veſtimmung 
erhalten ſollte, Kapitalien theils gegen halbjährige Kündigung theils auf Amortiſation 
innerhalb der Provinz auszuleihen, und zwar für folgende Zwecke; a) zu Gründung 
oder Erweiterung von Provinzial-Inſtituten; b) an Gemeinden zur Tilgung oder 
Herabſetzung des Zinsfußes ihrer Paſſiv Kapitalien, zur Verbeſſerung ihres Haushal⸗ 
tes, zu Bauten für Kirchen- und Schulzwede, Wege- Anlagen u. ſ. w., auch unter 
Umständen zur Abhülfe eines augenblicklichen Nothſtandes, z. B. zum Ankauf von Ge⸗ 
traide bei großer Theurung; e) an Beſitzer ländlicher Grundſtücke zur Ablöſung von 
Neallaſten; d) an Grundbeſitzer, behufs Urbarmachung wüſter Grundflächen und an⸗ 
derer Kultur-Verbeſſerungen; e) an Unternehmer von nützlichen Gewerb-Anlagen, in⸗ 
ſonderheit von ſolchen, die darauf berechnet ſind, ſrüher nicht vorhandene Induſtrie⸗ 
zweige in die Provinz einzuführen. 

mach mehrfachen Unterhandlungen wurden die Anträge der Stände genehmigt, und 
das Statut der weſtfaliſchen Provinzial Hülfskaſſe erhielt unter dem 26. November 
1831 die Allerhöchſte Vollziehung. g 

Außer einigen weniger weſentlichen Abänderungen dieſes Statuts, welche des Kö⸗ 
nigs Majeftät auf den Antrag der Provinzial. Stände genehmigt haben, wurde durch 
den Landtags⸗Abſchied vom 8. Juni 1839 der Provinzial⸗Hülfskaſſe infofern weſentlich 
erweitert, als dieſelbe darin die Ermächtigung erhielt, Gelder aus den Veſtaͤnden der 
Sparkaſſen und aus Provinzial-Gemeinde- und Inſtituten⸗Fonds verzinslich anzuneh⸗ 
men, wie ſich dies aus den der leichteren Ueberſicht wegen nebſt den Abänderungen 
angeſchloſſenen Statuten naher ergiebt. r ; 4 

Es hat ſich dieſes Juſtitut für die Provinz Weſiſalen ſeitdem auf das vollkom⸗ 
menſte bewährt, indem dadurch Gemeinden, Inſtituten und Privaten Gelegenheit ge⸗ 
geben wurde, Kapitalien zu mäßigen Zinſen anzuleihen, und die Wahl unter mehreren 
Amortiſations-Perioden beſonders den Gemeinden Gelegenheit bietet, bei gehöriger 
Ordnung ihres Hausaltes, die kontrahirten Schulden in beige Friſt abzubürden. 
— Auch der Fonds hat ſich, — indem anfangs die Hälfte, fpäter + zu Kapital ge- 
ſchlagen wurde, — anſehnlich vermehrt, und der Ueberreſt der Zinſen konnte inner⸗ 
halb der Provinz zu vielfältigen nützlichen Verwendungen dienen. 3 

Nach der Ueberſicht, welche die Verwaltungs-Kommiſſton unter dem 10. Februar 

1845 den Provinzial» Standen vorlegte, hatte die Kaffe am Schluſſe des Jahres 1844: 

Aus den Sparkaſſen der Provinz 82,220 Nthlr. 
zur Verzinſung empfangen; dagegen zurückbezahlt . 47,550 = 

2 — — 

fo daß die Sparkaſſen ein Guthaben hatten von 34,570 Nthlr. 

Von Inſtituten u. Gemeinden waren bei der Hülfskaſſe zius bar angelegt 93,206 


fo daß die Provinzial-Hülfskaſſe an fremdem Gelde verſchuldete .. 128,276 Nthlr. 
a (Fortſetzung in der dritten Beilage.) 


107. Dritt 


e Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. 


den 10. Mai 1847. 


a (Fortſetzung aus der zweiten Beilage.) 
Dagegen hatte dieſe Kaſſe ſeit ihrer Errichtung ausgeliehen, und zwar: 


d weck nach: 
A Tilgung von Schulden. 


1. An Gemei ur 220,082 Nthlr. 29 far. 3 pf. 
2 * nz 5 Kirchen- und Schulbauten . 204,806 i 
3. 5 zu Chauſſee und Wegebauten . 204,325 —— 
4. e zu ſonſtigen Kommunalzwecken 35,873 . 
82 2 n e 5 8259 K — 
6. = ei Brand- und Hagelſchäden - 3,2. 5 — 
7. Armen⸗Anſtalten Das 0 . 250 nee 
8 = Private zum Ablöfen 201 36,185 ra 
9. Private zu Meliorationen 10% 00 —— 

10. Private zur Schuldentilgung 40, %ũ¶ỹ᷑ ——: — — 
11. Private zu gewerblichen Zwecken 100, 000 — -— : 
12. » Provinzial-Ängtitute KR 1660 = — 2. 


— — 
896,043 Nihlr. 7 far. 6 pf. 


BB. der Verleihungsart nach: 


auf halbjährige Kündigung 117,560 Nthlr. 
1 dan Abſchlags⸗Zahlung 130.685 
133 jährige Amortiſatin . 34.905 
„ = a 214,178 
1 FORTE EEE SELFOR 40H!" 
8 5 KR een 
264 = ® has ur), d 00 
u De . ati 285% 
UL’ er 5 47,460 


896,043 Nihlr. 
Von dieſer Summe waren bis Ende 1844 getilgt worden 269,746 Nilr. * gu 
An Darlehen fanden daher am 1. Januar 1845 aus 606,297 7 for. G pf. 


und zwar g 
auf halbjährige Kündigung 
= terminliche Abſchlags Zahlung 
- Amortifation — 8 


77,810 Nthlr. 
61,840 
466,5 47 = Tfar. 6 pf. 
7 606,297 Nihlr. 7 for. 6 pf. 
Dias reine Vermögen des Inſtituts betrug am Schluſſe des Jahres 1844 
t Wehe. 
ſo daß das Stammvermögen von urſprünglich. 319,828 
fh bis zu Ende des Jahres 1844 un 76,072 Nthlr. 
ermehrt hatte. 5 BE 
: — waren aus dem Zinſengewinn der Kaffe 114,256 Nthlr. nach den Be⸗ 
fotüfien des Provinzial⸗Landtages zu gemeinnützigen Zwecken innerhalb der Provinz 
derwandt oder zu Verwendung bereit. 4 
1 Dieſe gülnſtigen Resultate und die mehrfach ausgeſprochenen Wünſche, daß auch 
in anderen Provinzen eine ähnliche wohlthätige Einrichtung getroffen werden möge, 
regten bereits im Jahre 1842. den Gedanken an, einen Theil der damals wegen 
der Zins- Reduktion der Staats⸗Schuldſcheine bei der General- Staatskaſſe ange. 
ſammelten bedeutenden Beſtände zur Dotation von Provinzial ⸗Hülfskaſſen zu ver⸗ 
wenden. Der bereits ausgearbeitete Plan dazu mußte aber aufgegeben werden, weil 
die mit ſtändiſchem Beirath gefaßten Beſchlüſſe über die Beſo derung des Eiſenbahn— 
baues jene Fonds in Anſpruch nahmen. N 5 

Seitdem ſind noch zwei andere Geſichtspunkte hervorgetreten; welche eine Neali⸗ 
firung des damals zurückgelegten Planes ſehr wünſchenswerth erſcheinen laſſen. 

Die Erweiterung des Sparkaſſenweſens wird immer mehr als ein Hauptmittel 
zur Beförderung des Wohlſtandes der mittleren und unteren Klaſſen und zur Beſei⸗ 
tigung wirklicher Noth in letzteren anerkannt. Zwar hat ſich in den letzten Dezennien 
uch in Preußen in dieſer Beziehung eine nicht unbedeutende Negſamkeit gezeigt; die 
Zahl der Sparkaſſen hat ſich weſentlich vermehrt und der Total Betrag ihrer Einlagen 
erhoht; aber es iſt doch lange nicht fo. viel geſchehen, als jur Erreichung des Zweckes 
wünſchenswerth erſcheint, und wir ſtehen, hierin gegen manche andere Staaten noch 
zurück. — Dabei ſtellt ſich als ein Haupt- Hinderniß des Aufblühens des Sparkaſſen⸗ 
weſens die Schwierigkeit heraus, die disponiblen Beſtände dieſer Kaſſen jederzeit zu 
mäßigen Zinſen ſicher und ohne zu große Belaſtigung für die hänſig unbeſoldet fungi⸗ 
renden Kuratoren unterzubringen Aus dieſer Nückſicht hatten auch die rheiniſchen 
Stände bei ihrer letzten Verſammlung beantragt, daß die Staatskaſſe angewieſen wer⸗ 
den möge, die Beſtände der Sparkaſſen gegen einen Zinsſatz von 4 pCt. anzunehmen. 
Nachdem hierauf in dem Landtags ⸗Abſchiede vom 27. Dezember 1845 ein dilatoriſcher 
Beſcheid gegeben worden, haben Verhandlungen unter den betheiligten Miniſterien 
über dieſen Gegenſtand flattgefunden: dabei find gegen den gedachten ſtandiſchen An. 
trag mehrfache Bedenken erhoben worden, während überdies geltend gemacht iſt, daß 
die Ein iehung jener Beſtände zur General⸗Staatskaſſe die Circulation der Kapitalien 
in den Bon hemmen und deren Centralifation in einer für die Provinzen mach 
theiligen Weiſe vermehren würde. Dagegen wurde die Stiftung von Provinzial 

it i . tung zur 61 tände ı 
Sa he 5er (Beſchräntünz der letzteren in anderweitiger Dispofition 
über dieſelben) zu einem entſprechenden Zinsfuße als ein Mittel anerkannt, um ganz 
dieſel Vortheile für das Sparkaſſenweſen, welche der Antrag der rheiniſchen Stande 
bezweckte, zu erreichen und überdies die anderweitigen fruchtbringenden Operationen 
der Hülfskaſſen zu erweitern. ? = 5 

Es wurde ferner erwogen, daß durch Verwendung eines Theiles des Zinſenge⸗ 
winnes der Hülfskaſſen zur direkten Beförderung der Sparkaſſen dieſen ein um ſo re⸗ 
geres Leben gegeben werde könne, wie dies die Aachener Sparkaſſe beweiſt, welche 
durch regelmäßige Ueberweiſung bedeutender Summen aus den Gewinn-Antheilen der 
Aachen⸗Münchener Feuerverſicherungs-Geſellſchaft in den. Stand geſetzt iſt, den Spa⸗ 
rern anſehnliche Prämien zu geben und dadurch zum n 

Uebperdies haben die Provinzen Schleſten und Poſen die Errichtung von Land- 
reutenbanken nachgeſucht; es it in den Landtags Abſchieden in Erwägung dieſer Ans 
träge zugeſagt — die Sache inmittelſt fo weit vorbereitet, daß den Provinzial Stän- 
den bei ihrer nächſten bung die Statuten zur Verathung werden vorgelegt 
werden, Wahrſcheinlich werden andere Provinzen mit ähnlichen Anträgen nachfolgen. 
Es bedürfen aber dergleſchen Landrentenbanken, wenigſtens für den Anfang, eines 
Betriebsfonds welchen fie in den Provinzial Hülfskaſſen finden würden. 

Alle dieſe Betrachtungen Haben die Wiederaufnahme des Projektes um fo mehr 
veranlaßt, als inzwiſchen, nach glücklich vollendeter Konſolidirung des geſammten 
Staats ſchuldenweſens, ein bedeutender Theil des Betriebsſonds der Hauptverwaltung 
der Staatsſchulden und eines von derſelben verwalteten Neſerve⸗ Fonds zu anderen 
Staatszwecken disponibel geworden it, woraus eine Summe von 2 Millionen Tha⸗ 
lern in Staatsſchuldſcheinen nebſt den Zinſen ſeit dem 1. Januar d. J. zur Dotirung 
he rovinzial⸗Hülfskaſſen, ohne Beeinträchtigung anderer Zwecke, bereitgeſtellt wer— 

en kann. N 

Außerdem wird von derjenigen Summe von 700,000 Nthlrn., welche im Jahre 
1845 dem preußiſchen Landes Unterſtützungsſonds aus der Staatskaſſe gegen 24 Pro- 
ent Zinſen und unter der Bedingung der Rückerſtattung in Naten von mindeſtens 10 

rozent jährlich vom Jahre 1848 an dargeliehen iſt, der Betrag von 500,000 Nthlrn. 
75 den Zinſen ſeit dem 1. Januar d. J. in dem Maße, wie dieſe Vorſchüſſe wie⸗ 
der eingehen, zur Verſtärkung der mit jenem Dotations-Kapital zu bildenden Prowin⸗ 

ial⸗Hülfskaſſen verwendet werden können, fo daß ſolches dadurch auf 2,500,000 

MR gebracht Ban); ER © Alle} PR 

Daß die Haupt⸗Dotationsſum Staatsſchuldſcheinen beſteht, erſcheint infofern 
unnachtheill 5 Kr die Hülfskaſſen ohnehin ihre Bes nur fucceffive zu verwenden 
im Stande Fin würden, und daher, wenn fie eine baare Dotation erhielten, ſolche 
größtentheils in Effekten umſetzen müßten. Ein regelmäßiger Verkehr mit der pren⸗ 


Annahme der disponiblen Beſtände der 


biſchen Bank wird ihnen die Baarſummen, deren ſte augenblicklich bedürfen, gewähren. 


Die fragliche Dotation dürfte den Provinzen zinsfrei zu überweiſen, dem Staate 
aber das Eigenthum daran unter der Zuſicherung vorzubehalten fein, daß eine Zurück ⸗ 
ziehung der Dotationsſumme nur dann stattfinden werde, wenn entweder die Gelder 
ihrer urſprünglichen Beſtimmung entfremdet werden ſollten, oder nachdem ſie durch 
Zinsanhäufung bis auf das alterum lantum angewachfen ap würden, und auch dann 
nur fo allmalig, daß daraus keine Verlegenheit erwachſen könne. 

Was demnächſt die Vertheilung dieſer Fonds auf die verſchiedenen Provinzen be⸗ 
trifft, ſo könnte dabei zwar zunächſt in Erwägung gezogen werden, daß einzelne der⸗ 
ſelben bereits Fonds mit gleicher oder ähnlicher Beſtimmung beſitzen, andere nicht. — 
In Beziehung auf Weſtfalen iſt dies bereits erwähnt. Da aber die Hülfskaſſe dieſer 
Provinz nicht aus Staatsmitteln fundirt iſt, fo würde es unbillig fein, dieſelbe die⸗ 
ſerhalb von der neuen Wohlthat auszuſchließen, vielmehr wird der neue Fonds den 
alten verſtarken und die reicher dotirte Kaffe ihre wohlthätige Beſtimmung für die 
Provinz um ſo vollſtändiger erfüllen können, wogegen in Beziehung auf den aus Kö⸗ 
niglicher Gnade zu gewährenden Zuſchuß die allgemeinen Bedingungen zu erfüllen fein 
werden. Demnachſt hat die Provinz Preußen aus Königlicher Gnade laut Allerhöch⸗ 
fier Ordre vom 18 Dezember 1841 eine nach und nach aus älteren Vorſchüſſen zur 
Beförderung der gutsherrlich- bäuerlichen Verhältniſſe eingehende Summe von unge 
fähr 75,000 Nthlrn. erhalten, die zur Unterſtützung kleinerer und mittlerer Gutsbe⸗ 
ſitzer durch verzinsliche Vorſchüſſe beſtimmt iſt, und iſt dieſer Fonds mit Berückſichti⸗ 
gung des durch die Mißärndte des Jahres 1844 erzeugten Nothſtandes, wie vorer⸗ 
wähnt, durch einen temporairen Vorſchuß von 700,000 Rihlrn verſtarkt. 

Für die durch Mißwachs heimgeſuchten und wegen ihrer dem Abſatz landwirth⸗ 
ſchaftlicher Produkte ungünſtigen Lage überhaupt zurückgekommenen öftlihen Kreiſe 
des kösliner Negierungs-Bezirks iſt mittelſt Allerhöchſter Ordre vom 16. Oktober 
v. J. eine Summe von 300,000 Nihlru. zur Beförderung von Meliorationen aus 
Staatskaſſen fundirt, deren Beſtände fünftig für den ganzen Bezirk verwendet wer⸗ 
den ſollen. Außerdem beſitzen aus früherer Zeit, jedoch ausſchließlich zu Landeskultur⸗ 
Verbeſſerungen auf Nittergütern beſtimmte fogenannte Meliorationsfonds: a) die 
Neumark (der frankfurter Regierungsbezirk, exkl. der 6 niederlauſitziſchen Kreiſe und 
der vormals kurmarkiſchen Theile und einſchließlich der vor der neuen Provinzial⸗ 
und Kreiseintheilung im Jahre 1815 zur Neumark gehörigen, jetzt pommerſchen Kreiſe 
Dramburg und Schievelbein und anderer einzelnen Ortſchaften); b) die Kurmark; 
e) die Provinz Pommern, mit Ausſchluß von Neuvorpommern, fo wie der vormals 
zur Neumark gehörigen, noch jetzt an deren Meliorationsfonds theilnehmenden Kreiſe 
Dramburg und Schievelbein und einiger anderen einzelnen Ortſchaften. 

Da indeſſen dieſe Fonds Beſtimmungen haben, welche mit denjenigen der künfti⸗ 
gen Provinzial Hülfskaſſen nur theilveiſe zuſammenfallen und überdies ihre Entſte⸗ 
hung ſpeziellen Bedürniſſen der betheiligten Laudestheile verdanken, fo dürfte, wenn⸗ 
gleich die Dotirung aus Königlicher Gnade entſprungen ift, auf ihre Exiſtenz beider 
Vertheilung der neuen Wohlthat nicht wefentlich zu rückſichtigen, ſondern nur bei Ab⸗ 
rundung der aus anderen Vergleichungen ſich ergebenden Summen, den früher nicht 
in ſolcher Art begnadigten Provinzen ein kleiner Vorzug zu geben ſein. Den ſpäteren 
Verhandlungen mit den einzelnen Provinzialſtänden wird es vorzubehalten ſein, ob 
und in welcher Weiſe eine Verſchmelzung der älteren und neuen Fonds ſtattfinden 
kann, ohne dadurch die Beſtimmungen der verſchiedenen Fundationen zu beeinträchtigen. 

Außerdem kommt zur Frage, ob die Vertheilung einfach nach Provinzen, oder ob 
eine weitere Vertheilung auf die kommunalſtändiſche Verbände erfolgen, und wie es 
da gehalten werden ſoll, wo die ſtändiſchen Verbände von den Provinzial Verbänden 
weſentlich abweichen. In erſterer Beziehung kann allerdings eine Subrepartition Vor- 
theile ger aa in dem die Kommunal-Verhände mehrfach getrennte Inſtitute und 

trennten Haushalt haben, wogegen auf der anderen Seite auch eine zu große Zer⸗ 
ſplitterung der Fonds den Zweck beeinträchtigen könnte. Indeſſen wird man ſich für 
jetzt füglich auf eine Vertheilung nach den Provinzen beſchränken und den Beſchluß 
über etwaige Untervertheilung auf die kommunalſtändiſchen Verbände den betreffenden 
Provinzial-Landtagen unter Allerhöchſter Beſtätigung überlaſſen können. 

In Betreff der letztbezeichneten Unterſcheidung kommt vorzugsweiſe noch die Alt⸗ 
mark in Betracht, welche, zur Provinz Sachſen gehörig, in ſtändiſcher Beziehung der 
Provinz Brandenburg zugetheilt iſt, übrigens aber einen eigenen kommunalſtändiſchen 
Verband bildet. Indeſſen wird auch hier die ganze Summe der Provinz Sachſen zu⸗ 
zutheilen und einer Veſchlußuahme des Kommunal-⸗Landtages der Altmark zu über⸗ 
laffen fein, ob derſelben ein nach der Seelenzahl in runder Summe zu bemeſſender 
Antheil zur eigenen Verwaltung zu überweifen ſei, oder ob fle, unter Organifirung 
einer entſprechenden Theilnahme an der Verwaltung, an den Fonds der Provinz Sach- 
ſen betheiligt bleiben will. 11217729 

Dies vorausgeſetzt, wird, unter Berückſichtigung der Seelenzahl, des Flächeu⸗In⸗ 
halts und des direkten Steuer- Auſkommens, die zu 2,500,000 Rthle. angenommene 
Summe in folgender Weiſe 0 vertheilen ſein: 


Preu feen 400,000 Nthlr. 
Beeren BITRRNE 206.000 25 
Branden bug 20, 8 
Poſen 430000 — 
Schleſteen 450,000 
Sachſeeen 300,000 
Weſtfalen 220,000 » 
Nhein-Provinz 400,000 


2,500,000 Rihlr. 

und zwar unter der Beſtimmung, daß ſogleich in Staatsſchuldſcheinen zu überwei⸗ 
fen wären, das letzte Fünftheil aber fuccefive, wie es aus den preußiſchen Vorſchüſſen 
einginge, nach obigem Maßſtabe an die verſchiedenen Provinzial⸗Kaſſen gelangte. 

Was ſchließlich die Verwaltung und Beſtimmung der neu zu gründenden Hülfs⸗ 
kaſſen betrifft, fo wird man ſich dieſerhalb im Weſentlichen an den bereits durch Er⸗ 
fahrung bewährten Statuten für die Provinz Weſtfalen halten können, alſo eine ftän- 
diſche Verwaltung unter Beiordnung eines beſtändigen Negierungs-Kommiſſars an⸗ 
ordnen, denſelben unter die Kontrolle des Ober: Präſidenten und unter Oberaufſicht 
des Miniſters des Innern ſtellen, die der Provinz Weſtfalen nachgelaſſene Annahme 
der disponibeln Beſtände der Sparkaſſen aber in eine Verpflichtung iche und 
war zu einem Zinsfuß von mindeſtens 33 pCt., zu verwandeln fein, Nicht minder 
önnte, wie in Weſtſalen, die Annahme von Beſtänden der Gemeinden und Eorpo- 
rationen nachgelaſſen werden. 12 e 

Zur Förderung des Sparkaffenwefens dürfe aber in Beziehung auf die Zinserträge 
zu beſtimmen ſein, daß 1) für dieſen Zweck mindeſtens die Hälfte des Zinsgewinnes 
am beiten durch Prämiirung der konſeguenten Sparer verwendet werden müſſe. S 
eine Hülfskaſſe die ihr zufließenden Sparkaſſenbeſtände höher als mit 34 PpEt. verzin⸗ 
fen, fo konnte ein ſolcher Mehrbetrag an Zinfen allenfalls auf jene Unterſtützung an⸗ 
gerechnet werden. 2) Ein Viertheil des Zinsgewinnes müßte, wie in Weſtfalen, dem 
Stamm Vermögen zu deſſen allmäliger Vermehrung, fo wie zur Ausgleichung etwaiger 


Verluſte, zugeſchlagen werden. 3) „eber das letzte Vierthell würden die tände zu 
öffentlichen Zwecken innerhalb der Provinz frei verfügen können. 
Berlin, den 4 April 1847. Das Staats- miniterium. 


Sitzung des Vereinigten Landtags am 30. April, 


Herren ⸗Kurie. 
Die Sitzung beginnt nach +11 Uhr. Das Protokoll der vorigen Sitzung 
wird verleſen und genehmigt. ; 
Marſchall: Es if. der Berfammiung anzuzeigen, daß eine Mitthei⸗ 
lung des Königl. Kommiſſars eingegangen iſt, nach welcher in Behinderungs⸗ 
fällen des Herrn Kriegs-Miniſters die Herren General-Lieutenants v. Coſel 
und v. Reyher ſeine Stelle einnehmen werden. Sodann ſind unter den An⸗ 
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trägen, die feit der letzten Sitzung eingegangen find, folgende zu nennen: 
Antrag des Grafen v. Burghaus: die Einführung einer Salzſteuer und 
und Aufhebung des Salz⸗Monopols; am füglichſten wird dieſer Antrag der 
Abtheilung für den Geſetzentwurf, die Taxation ländlicher Grundſtücke betr., 
zur Berichterſtattung zugehen können Ein weiterer Antrag des Grafen v. 
Burghaus, betr. die Aufhebung der Verpflichtung der Grund-Cigenthümer 
an Chauſſeen zum Reinigen der letzteren vom Schnee, geht an die Abtheil. 
für vermiſchte Gegenſtände zur Berichterſtattung. Antrag des Prinzen Bi⸗ 
ron, betr. die Reform der Patrimonial-Gerichtsbarkeit in mehreren Provin⸗ 
zen, geht gleichfalls an die Abtheil. für verſchiedene Gegenſtände zur Bericht⸗ 
erſtattung. Ein Antrag des Fürſten Radziwill, betr. die Eigenthumsrechte 
der Mitglieder der Vereinigten Stände an die von den Ständen eingereich— 
ten Petitionen, wird ebenfalls an die Abth. für verſchiedene Gegenſtände zur 
Berichterſtattung verwieſen. Ein Antrag des Fürſten Lychnowski, betr. 
die Reform des Zoll⸗Tarifs, geht gleichfalls an dieſelbe Abth. zur Berichter— 
ſtattung. Außerdem iſt ſeit der letzten Sitzung eine Mittheilung der anderen 
Kurie eingegangen, welche ſich auf die dort geſtellten Anträge in Bezug auf 
die Maßregeln gegen den Nothſtand bezieht. Es iſt bei der Dringlichkeit der 
Sache nicht möglich geweſen, eine Sitzung vorher abzuwarten, in welcher der 
Gegenſtand zu einer Abtheilung hätte verwieſen werden können. Ich habe 
deshalb keinen Anſtand nehmen zu müſſen geglaubt, beide einer Abtheilung 
zuzuweiſen, und zwar der Abtheilung für Taxation ländlicher Grundſtücke. 
Der Bericht iſt ſchon eingegangen, und die hohe Verſammlung wird ſich heute 

ſchon mit feiner Berathung beſchäftigen können. Es iſt außerdem anzuzeigen, 
daß der Graf v. Sierstorpf der Abtheilung für verſchiedene Gegenſtände 
hinzutritt. Wir wenden uns nun alsbald zu der Verathung der von der an⸗ 
deren Kurie eingegangenen Mittheilung, welche ich eben genannt habe. Ich 
bitte den Herrn v. Brandt, den Bericht zu erſtatten. f 

Referent v. Brandt: Es liegen hier zwei Anträge aus der anderen 
Kurie vor, von denen der eine das Ausfuhrverbot von Kartoffeln, der andere 
die Schließung der Brennereien betrifft. In der Abtheilung dieſer Kurie ſind 
dieſe Gegenſtände bereits zur Berathung gelangt, und ich habe den Auftrag 
erhalten, darüber das Referat zu übernehmen und ein Gutachten abzufaſſen. 
Das iſt geſchehen. (Verlieſt das Gutachten.) 

Marſchall: Wir haben uns, wie mir ſcheint, mit Allem, was außer⸗ 
dem noch in der anderen Kurie beantragt und zur Berathung gekommen iſt, 
nicht zu beſchäftigen, weil es nicht Gegenſtand der Mittheilung an die hohe 
Verſammlung geworden ift. Alſo nur die beiden Gegenſtände, welche das Gut— 
achten aufgenommen hat, und nicht das, was außerdem in der anderen Kurie 
vorgekommen iſt, würde Gegenſtand der Verathung ſein, und es ſcheint mir, 
wenn dem nichts entgegengeſetzt wird, füglich geſchehen zu können, daß zuerſt 
der eine Theil der beantragten Maßregel zur Verathung komme, nämlich das 
Ausfuhrverbot und ſpäterhin erſt die Aufhebung der Brennereien. 

Graf v. Weſtphalen: Ich erlaube mir die Frage an Se. Durchlaucht, 
ob beide Anträge kumulativ zur Debatte gebracht werden ſollen oder jeder einzeln? 

Marſchall: Das iſt es, von dem ich ſo eben ſprach: Es ſcheint weder 
dem einen, noch dem anderen ein erhebliches Bedenken entgegenzuſtehen. In⸗ 
deſſen halte ich es für zweckmäßiger, daß zuerſt über den einen und fpäter 
über den anderen Gegenſtand berathen wird, zunächſt alſo über das Aus- 
fuhr- Verbot. . 

Finanz⸗Miniſter v. Düesberg: In Beziehung auf das Ausfuhrverbot 
von Kartoffeln erlaube ich mir die kurze Vemerkung, daß von Seiten des 
Miniſteriums bereits bei der Berathung in der anderen Kurie dem Antrage 
auf jenes Verbot beigetreten worden iſt, und ich habe alſo nur zu wiederho- 
len, daß ich mich dem hiermit übereinſtimmenden Antrage der Abtheilung 
gleichfalls nur anſchließen kann. Auf die Gründe näher einzugehen, wird 
nicht nöthig ſein, ſie treffen im Weſentlichen mit dem zuſammen, was in dem 
Gutachten der Abtheilung angeführt worden iſt. Im Allgemeinen dürſte das 
Ausfuhrverbot nach den bisherigen Erfahrungen ſehr große Wirkungen nicht 
erwarten laſſen; indeß wird es zur Beruhigung des Landes dienen, und dies 
iſt ein weſentlicher Grund mit, weshalb von Seiten der Regierung dem Aus— 
fuhrverbote gern zugeſtimmt worden iſt. 

Graf v. Weſtphalen: Es iſt in dem Referat nur kurz bemerkt wor— 
den, daß eine Stimme in der Abtheilung gegen das Votum der andern diſ— 
ſentirt habe, und zwar aus dem Grunde, weil eine ſolche Maßregel nur als 
eine Repreſſivmaßregel angeſehen werden müſſe. Dies iſt der Grund, warum 
auch ich diſſentire. 

Graf v. Aſſeburg-Falkenſtein: Das beantragte Verbot der Aus⸗ 
fuhr und des Brennens von Kartoffeln halte ich zwar für einen Eingriff in 
die Eigenthumsrechte, indeſſen glaube ich, daß eine ſolche Maßregel durch den 
allgemeinen Nothſtand geboten wird und darin feine Entſchuldigung findet. 
Deshalb ſtimme ich dafür. 

Staatsminiſter Rother: Ich habe blos, was den Gegenſtand betrifft, 
wegen zu veranlaſſender Ankäufe von Seiten der Staatsbehörden bemerken 
wollen, daß ſchon ſeit geraumer Zeit zwiſchen dem Miniſterium des Innern, 
dem Finanzminiſterium und mir Verhandlungen gepflogen und Einleitungen 
getroffen worden find, um Ankäufe zu machen. Wir haben in dieſem Augeu— 
blicke ganz bedeutende Quantitäten an Getreide liegen, aber fie ſchwimmen 
auf dem Waſſer, und ich habe ſie wegen der Schifffahrts-Verhältniſſe noch 
nicht erhalten können. Ich habe noch keine Nachricht bekommen, daß die 
Schifffahrt offen iſt; aus St. Petersburg haben wir noch nichts erhalten. 
Von dieſer Seite allein können wir die Hülfe, die wir erwarten, erlangen. 
Es iſt aber auch eine Menge von Getreide ſchon in den übrigen Provinzen 
und in Polen angekauft worden, welches auf der Weichſel und Oder ſchwimmt. 
Die Scchandlung hat in dieſem Augenblicke hier in Berlin 2000 Wiſpel 
liegen. Es iſt dies eine Kleinigkeit für uns, aber größer ſind die Summen, 
welche auf dem Waſſer ſchwimmen und aus dem Auslande hereinkommen. 
Darüber, wie fie angekauft worden find, wo fie liegen, bitte ich mich weiterer 
Aeußerungen enthalten zu dürfen. Ich wünſche nicht, daß es in das Publi⸗ 
kum komme und dies erfahre, welche Quantitäten da find. Es iſt mit den 
Ankäufen nicht aufgehört worden. Geſtern und vorgeſtern ſind wieder Emiſ— 
faire ausgeſendet worden, um neue Ankäufe zu machen, und ich glaube, daß 
auf dieſe Weiſe von Seiten der Behörden Alles geſchehen iſt, was geſchehen 
konnte. 

Fürſt Lychnowski: Ich werde mir erlauben, die Debatte auf den Punkt 


zurückzuführen, auf den Ew. Durchlaucht die Frage geſtellt und geſchieden 

haben. Die Frage, um die es ſich handelt, hat zwei Theile. Ew. Durch⸗ 
laucht haben fie in dieſe zwei Theile geſchieden und den erſten zuerſt vorge- 
nommen. Es handelt ſich nicht um die Brennereien, auch gar nicht darum, 
welche andere Mittel noch zur Verhütung einer größeren Noth für zukünftige 
Zeiten angewendet werden können und müſſen, ſondern ich glaube, es handelt 
ſich um die Frage, ob die Herren-Kurie das mit großer Majorität in der 
anderen Kurie durchgegangene Projekt annehmen werde, die Kartoffel⸗Aus⸗ 
fuhr zu verbieten. Die zweite Kurie beſteht aus Vertretern aller Stände; 
der Ritterſchaft, die auch Kartoffeln verbrennt und verkauft, der Städte, wo 
die Maſſe der Unbemittelten und der Proletarier auf das Verzehren von 
Kartoffeln hingewieſen iſt, und der Landgemeinden, die zum Theil Kartoffeln 
zu verkaufen haben, zum Theil ſie jetzt um große Summen Geldes einkaufen 
müſſen, um das Leben nothdürftig bis zur nächſten Aerndte zu friſten. Dieſe 
drei verſchiedenen Stände finden ſich hier gleichſam vereinigt und vertreten. 
Denn wir vertreten nicht allein uns, ſondern auch jene Inſaſſen und armen 
Leute, welche auf unſeren Gütern wohnen und darben Ich halte es daher 
für ganz unmöglich, daß eine Maßregel, welche darauf hinausgeht oder hin⸗ 
auszugehen ſcheint, ein wohlfeiles Lebensmittel für die jetzige Zeit zu ſchaffen, 
nicht mit der ungeheuerſten Acclamation in dieſer Verſammiung aufgenom- 
men werde. 925 E 

Fürſt Lynar: Mit blutendem Herzen find wir Alle aus der Heimath 
abgereift wegen des großen Nothſtandes, den wir zurückgelaſſen haben; mit 
blutendem Herzen find wir auch hier verſammelt, auf die Nachrichten der 
immer ſteigenden Noth. Gegenwärtig wird uns eine Petition zugeſendet, die 
von der zweiten Kurie und auch von unſerer Abtheilung dahin bevorwortet 
iſt, daß die Brennereien geſchloſſen und die Ausfuhr von Kartoffeln verboten 
werden ſoll. Ich glaube, daß wir dieſer Maßregel nur unſere volle Zuſtim⸗ 
mung geben können. 

General-Direktor Dr. Kühne: Ich erlaube mir die Nachweiſung zu ge— 
ben, daß eine Berechnung der Ausfuhr nicht wohl möglich iſt, weil die Kar⸗ 
toffeln zu dem friſchen Gemüſe und den Gartenfrüchten gerechnet werden. 
Das Gouvernement würde ſich in der Unmöglichkeit befinden, fpeziellen Aus- 
weis darüber zu geben. Im Ganzen gehören die Kartoffeln nicht zu den 
Gegenſtänden des Handels; die Flußſchifffahrt abgerechnet, gehört es zu großen 
Ausnahmen, daß Kartoffeln weiter als 3 bis 4 Meilen transportirt werden. 
Es würde eine Maßregel ſein, die ſehr vielen Bedenken unterläge, wenn man, 
in Bezug auf den Handel mit Kartoffeln, ein Prinzip aufſtellen wollte, wel- 
ches von dem, was bisher verfolgt wurde, gänzlich abwich. Hier handelt es 
ſich um einen Fall der dringendſten Ausnahme. 

Staats-Minifter v. Düesberg: Es war bereits bei dem Staats-Mini⸗ 

ſterium zur Frage gekommen, ob es nicht nothwendig ſei, mit dem Verbote 
der Ausfuhr von Kartoffeln vorzugehen, und nach allen Ermittelungen ließ 
ſich ein ſolches Verbot rechtfertigen. Indeß da gleichzeitig der Gegenſtand 
bei der Stände-Verſammlung zur Anregung gekommen war, ſo hat das Gou⸗ 
vernement für rathſam erachtet, nicht eher mit der Maßregel vorzuſchreiten, 
als bis es die Stimme der Landes-Vertretir darüber gehört hätte. In dieſer 
hohen Verſammlung und auch in der anderen Kurie find alle Elemente ver 
einigt, die nothwendig ſind, um genaue Kunde über die Verhältniſſe des Lan⸗ 
des zu erlangen, und es konnte dem Gouvernement nur erwünſcht ſein, alle 
Stimmen darüber zu hören, ehe es dieſe etwas exceptionelle Maßregel vor⸗ 
nahm. Daß aber im Allgemeinen die Maßregel unter den gegebenen Um⸗ 
ſtänden für erſprießlich und nothwendig zu erachten ſei, darüber iſt das Gou— 
vernement nicht zweiftlhaft. Welchen Erfolg fie im Ganzen haben werde 
das läßt ſich freilich nicht beurtheilen, weil dazu eine genaue Kenntniß der 
einzelnen Verhältniſſe in den unterſten Schichten gehört, die man ſich un⸗ 
möglich hat verſchaffen können, allgemeine ſtatiſtiſche Nachrichten aber nicht 
ausreichen. Wie die Sache liegt, kann von dem Miniſterium nur die Anſicht 
ausgeſprochen werden, daß die Maßregel von Nutzen iſt. 
1 Domprobſt v. Kroſigk: Die Maßregel des Ausfuhrverbotes ift fo viel- 
ſeitig beleuchtet worden, daß ich nichts hinzuzufügen habe. Ich erlaube mir 
nur, an die Acußerung von der Miniſterbank die Vemerkung anzuknüpfen, 
ob es nicht angemeſſen erſcheinen möchte, von Seiten des Gouvernements den⸗ 
noch die bisher geſchehenen Ankäufe und die vorhandenen Veſtände öffentlich 
bekannt zu machen. Es mag eine gefährliche Maßregel ſein, aber ich bin 
überzeugt, daß durch eine Bekanntmachung der bisher erfolgten Ankäufe und 
deſſen, was bereits hier eingelaufen oder noch unterweges iſt, die Gemüther 
in dem Grade würden bernhigt werden, daß dadurch die im Lande ſelbſt vor- 
handenen Vorräthe in größeren Maſſen zum Vorſchein kommen würden, als 
man jetzt vorausſetzt; daß vielleicht gar die Maßregel des Ausfuhrverbotes da⸗ 
durch überflüſſig werden würde, obſchon ich den Gründen, die für und wider 
darüber ausgeſprochen worden find, gern Gerechtigkeit widerfahren laſſe. Mein 
Antrag geht dahin: So weit es möglich iſt, eine öffentliche Bekanntmachung 
der für Rechnung des Gouvernements erfolgten Ankäufe und der bereits vor= 
handenen Getreidebeſtände zu erlaſſen. ö 

Staats-Minifter v. Dües berg: Was die Einkäufe angeht, fo find im 
vorigen Winter ſchon Einleitungen dazu getroffen und in bedeutendem Maße 
realiſirt worden. Es find für Weſtphalen und die Rhein- Provinz ungefähr 
3000 Laſten in Holland und Bremen angekauft und der Schifffahrt überwie⸗ 
ſen worden. Die übrigen Quantitäten, die damals gekauft worden ſind, 
haben hauptſächlich angeſchafft werden müſſen, theils in den weit entlegenen 
östlichen Provinzen, wo die Schifffahrt erſt ſpäter aufgeht und wo ein Quan⸗ 
tum theilweiſe zurückgehalten werden muß, um für die Provinz ſelbſt ge⸗ 
braucht zu werden; anderentheils auch noch in. Riga und Stockholm. Die 
Vorräthe im Auslande haben wegen der Schifffahrts-Verhältniſſe noch nicht 
ankommen können, werden aber jetzt in kurzer Zeit erwartet, eben ſo iſt zu 
erwarten, daß aus Preußen Vorräthe werden herübergeſchafft werden. Die 
mittleren Provinzen hatte man weniger ins Auge gefaßt, weil nach allen 
Nachrichten, die ſelbſt bis Monat März incl. eingingen, nicht zu erwarten 
geweſen iſt, daß für dieſe Provinzen ein Mangel entſtehen würde; ſobald ſich 
aber hier die Noth kundgab, ſind die kräftigſten Maßregeln angewendet wor⸗ 
den, um Roggen anzuſchaffen. — Es ſind auch, wie vom Staats-Miniſter 
Rother bemerkt worden iſt, bereits Vorräthe angekauft und werden erwartet. 
Allein Bekanntmachungen über die Vorräthe, die man erſt erwartet, und 
über die man noch nicht mit voller Sicherheit disponiren kann, möchten be⸗ 
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denklich fein; es könnten dadurch vielfache Anforderungen hervorgerufen wer⸗ 

en, die man im Augenblick zu befriedigen nicht im Stande iſt. Daß aber 
ausgedehnte Maßregeln getroffen ſind, kann ich wiederholt verſichern, und 
ich zweifle auch nicht, daß ſie Erfolg haben werden. VER 

Graf v. Sierſtorpff: Ich erlaube mir zu bemerken, daß ein plögli- 
ches Ausfuhr-Verbot ſtets größere Theurung nach ſich zieht, weil die allge⸗ 
meine Meinung erſchreckt wird. Ich glaube daher, daß ein Ausſuhr-Verbot, 
welches nicht ein großes und bedeutendes Quantum von Kartoffeln dem Lande 
erhält, eher Nachtheil als Erfolg haben wird. 

Se. Königl. Hoheit der Prinz Friedrich von Preußen: Es iſt 
von dem moraliſchen Eindruck die Rede, den das Verbot machen würde. Da 
ich am Rhein wohne, ſo kann ich verſichern, daß ich mich überzeugt habe, 
wie das Getreide-Verbot dort nicht nur ſehr große Freude gemacht hat, ſon— 
dern es wurde auch der Wunſch danach in den Herzen aller Einwohner ge— 
hegt, und ich habe die Ueberzeugung, daß auch dieſe Maßregel den beſten 
Eindruck machen wird. 

Graf v. Arnim: Ich darf nicht wiederholen, daß mein Votum, wie 
in der Abtheilung, der ich als Vorſitzender anzugehören die Ehre habe, be— 
reits dahin gegangen iſt, dem Antrage der anderen Kurie beizutreten, näm— 
lich, die Ausfuhr der Kartoffeln bis nach beendigter Aerndte außerhalb des 
Zollvereins zu verbieten. Ich erlaube mir nur, die Aufmerkſamkeit der hohen 
Anweſenden und des betreffenden Miniſteriums darauf zu lenken, daß, wie 
ich aus den Verhandlungen der anderen Kurie erſehen habe, Fälle vorgekom— 
men ſein ſollen, wo Länder, die zum Zoll-Verein gehören, dennoch Ausfuhr— 
Verbote auch gegen Länder des Zoll-Vereins, namentlich auch gegen Preu— 
ben, erlaſſen und gerichtet haben. 

Gen.⸗Steuer⸗Direktor Kühne: Ich habe darauf Folgendes zu bemer— 
ken. Es beſteht allerdings die Beſtimmung, daß in der Regel auf keinerlei 

eiſe eine Steuer bei Ausfuhr von einem Vereinslande in das andere ſtatt— 
inden darf. Es beſteht aber die Verabredung, daß nöthigenfalls auch der 
einzelne Staat ein Ausfuhr-Verbot erlaſſen kann, mit der nothwendigen Folge, 
davon ſofort allen übrigen Vereins-Staaten Nachricht zu geben und ihnen an— 
heimzuſiellen, ob fie dieſem nur aus provinziell überwiegenden Gründen anzu⸗ 
ordnenden Verbote beitreten wollen. Treten ſie bei, ſo iſt die nothwendige 
Folge, daß der Verkehr zwiſchen den Zollvereins-Staaten frei bleibt und ſie 
nicht mit Steuern belaſtet werden können. Will aber ein anderer Staat dem 
eingeführten Partikular⸗Verbot nicht beitreten, dann hat auch der einzelne 
Bundesſtaat das Recht, gegen den anderen Bundesflaat zu ſperren. In dem 
vorliegenden Falle folgt daraus, daß wir in vertragsmäßigem Rechte ſind 
i N gsmäßig hte ſind, 
zu verlangen, daß kein zum Zollverein gehöriger Bundesſiaat gegen uns die 
Ausfuhr der Kartoffeln fperre. Deſſenungeachtet iſt es geſchehen, und zwar 
von einem der kleinſten Bundesſtaaten, von dem Fürſtenthum Schwarzburg⸗ 
Sondershauſen, und zwar nicht von dem Geſammtlande, ſondern nur von 
dem Partikel dieſes Landes, welcher am Harz und in welchem die Hauptſtadt 
liegt, während man für den anderen Partikel des Landes am Thüringer 
Walde die Ein- und Ausfuhr frei gelaſſen hat, weil ſonſt die Menſchen in 
dieſem Ländchen verhungern würden. Daß dies ein unerwarteter Fall war, 
den die Preußiſche Regierung nicht hat ahnen können, brauche ich nicht zu 
Mö Es iſt auf die erſte Nachricht davon, welche die Sache beſtätigte, 
das V 10 heute erſt die neueſte Geſetz-Sammlung zu Geſicht bekam, worin 
705 erbot ſteht, die Sache auf das dringendſte betrieben, anf das völlig 
8 ragswidrige aufmerkſam gemacht und auf das beſtimmteſte gefordert wor— 
en, daß es ſofort widerrufen werde. Nur in der beſtimmten Vorausſetzung, 
daß der Widerruf erfolgen werde, hat man ſich bis jetzt derjenigen Maßre⸗ 
geln enthalten, die eintreten müßten, wenn man dem begründeten Verlangen 
nicht nachgäbe. Und da man ſich dieſer Andeutung gegen die Schwarzbur— 
giſche Regierung enthalten hat, ſo iſt es wohl zu früh, ihrer hier zu erwähnen. 
Fürſt v. Lynowski: Die zweite Kurie beſteht aus Männern aller 
fa die an allen Grenzen des Landes wohnen und die, wenn eine Ge⸗ 
F 15 pe obſchwebte, dieſelbe gewiß nicht angeregt haben würden. Ich glaube 
Votum 7 der erſten Kurie nur eine Sache übrig bleibt, nämlich ſich dem 
Deb er zweiten Kurie vollſtändig anzuſchließen und ohne ſich in andere 
ebatten hierüber einzulaſſen. a - 
Graf v. Sandretzki: Das, was der Fürſt von Lychnowski geäußert 
hat, überhebt mich der Auseinanderſetzung, zu ſagen, daß ich den raſchen 
N = des Ausfuhr⸗Verbotes für Nothwendigkeit halte, und ich bitte aufs 
92228 0 wc 1777 Ausfuhr Verbot baldigſt verfügt und in Ausführung 
raf York: Es iſt von mehreren Rednern, auch von den beiden letz 
ten, erwähnt worden, daß die Noth fo dringend wäre, daß ein augenblickli⸗ 
ches Einſchreiten nothwendig würde. Ich möchte dieſe Noth in dem Maße 
noch nicht als vorhanden annehmen. 
Senfft v. Pilſach: Ich habe Se. Durchlaucht nicht um das Wort 
mögen bitten, weil ich glaubte, daß die Sache mit ſo großer Majorität an⸗ 
genommen werde, daß ich die Debatte nicht verlängern wollte. Wenn aber 
von einem Redner erwähnt wird, daß Noth nicht vorhanden ſei, ſo muß ich 
dem widerſprechen. Ich habe von verſchiedenen Punkten des Landes ganz 
genaue Nachrichten eingezogen und kann danach verſichern, daß eine ſo große 
Noth vorhanden iſt, daß wir jedes Mittel, welches dazu dienen kann, ihr 


babes e und womit wir überhaupt nützen können, bereitwillig anzunehmen 
en. 


Marſchall: Ich glaube, daß es jetzt an der Zeit iſt, zu ermitteln, ob 


die Vorſchläge, welche in der Verſammlung gemacht worden ſind, die Unter⸗ 
. 1 - 
KERNE von 6 Mitgliedern finden, welche nolhwendig if, um fie zur Abſtim⸗ 
mung bringen zu können. Der eine Vorſchlag iſt der des Grafen von der 
Aſſeburg, welcher dahin ging, daß eine ſtatiſtiſche Aufnahme der Beſtände 
vorgenommen werde, und der Andere Vorſchlag deſſelben geehrten Mitgliedes 
ging dahin, daß jedem Beſiger aufgegeben werde, eine gewiſſe Quantität Ge⸗ 
treide zu reſerviren und nach Befinden gegen den Marktpreis zur Dispoſition 
des Staates zu ſtellen. Es kommt nun darauf an, ob dieſe Vorſchläge die 
geſetzliche Unterſtützung finden, wonach fie zur Abſtimmung kommen würden. 
Tian ſich nicht 6 Mitglieder, ſo werden fie auch nicht zur Abſtimmung 
gelangen. 
Se. Königl. Hoheit der Prinz von Preußen: 


laube, daß der 
Vorſchlag des Grafen von der Aſſeburg ein ſolcher iſt, 3 


welcher der Prüfung 


— 


werth wäre, aber allerdings nicht in der jetzigen Sitzung, da wir gegenwärtig 
mit der vorhandenen Noth uns beſchäftigen. Dieſer muß zunächſt abgeholfen 
werden, und es iſt nothwendig, das Ausfuhrverbot ſobald als möglich hin⸗ 
ausgehen zu laſſen. Daher würde ich's wünſchen, daß der Vorſchlag des 
Grafen von der Aſſeburg einer ſpäteren Zeit vorbehalten werde, um gegenwär⸗ 
tig a der nothwendig baldigen Erlaſſung des Ausfuhrverbots keine Zeit zu 
verlieren. 

Marſchall: Ich verkenne nicht, daß es möglich wäre, heute noch zu 
einem Veſchluſſe über dieſe Vorſchläge zu kommen, ich verkenne aber eben fo 
wenig, daß die Berathung des Vorſchlags einer ſpäteren Zeit vorbehalten 
bleiben kann. Es würde in letzterem Falle dem Mitgliede zu überlaſſen ſein, 
heute oder morgen eine weitere Eingabe darüber zu machen. Eben ſo wäre 
es mit dem Vorſchlage des Domprobſtes von Kroſigk, daß die Regierung 
veranlaßt werde, diejenigen Vorräthe, welche von ihr aufgekauft worden find 
oder noch aufgekauft werden, öffentlich bekannt zu machen. 

Domprobſt v. Kroſigk: Ich halte allerdings die Bekanntmachung für 
eine höchſt wünſchenswerthe Maßregel, die am meiſten geeignet ſein dürfte, 
die Gemüther zu beruhigen und — worauf ich den Hauptwerth lege — die 
im Lande noch vorhandenen und momentan zurückgehaltenen Vorräthe her⸗ 
vorzuloden. 

Marſchall: Ich glaube, daß wir, nachdem der Herr Finanz Minifter 
noch einmal darauf geantwortet haben wird, zur Ermmitelung der Unter⸗ 
ſtützung übergehen können. 

Finanz-⸗Miniſter v. Düesberg: Ich wünſche, daß dieſe Maßregel einer 
ſeparaten Erörterung vorbehalten bleibe. Die Vorſchläge des Grafen von 
der Aſſeburg find höchſt beachtungswerth, aber fie gehen fo weit und find fo 
tief eingreifend, daß ſie eine gründliche Vorberathung erfordern. Dann halte 
ich auch für wünſchenswerth, daß die Beſchlüſſe der hohen Verſammlung mög⸗ 
lichſt bald erfolgen; ſobald aber noch Zuſätze beſchloſſen werden, müßten dieſe 
Beſchlüſſe an die andere Kurie zurückgehen, und es würde dadurch ein we= 
ſentlicher Aufenthalt entſtehen. In Sachſen iſt bereits das Ausfuhrverbot 
erlaſſen, und wir können daher unmöglich länger damit zurückhalten. Mein 
dringender Wunſch iſt der, daß lediglich über die beiden Punkte, welche in 
der anderen Kurie zur Berathung und Beſchlußfaſſung gekommen find, heute 
beſchloſſen werden möchten. Was dann weiter zu thun iſt, dürfte einer ſpä⸗ 
teren Berathung vorbehalten werden. 

Marſchall: Die beiden Mitglieder haben darauf verzichtet, daß ihre 
Vorſchläge heute zur Abſtimmung gebracht werden Wir haben uns alſo nur 
mit den beiden vorliegenden Fragen zu beſchäftigen. N 

Finanz-Miniſter v. Düesberg: Ich bemerke nur noch, daß in der 
Kurie der drei Stände das Ausfuhr-Verbot von Getreide faſt mit Stimmenein⸗ 
helligkeit abgelehnt worden iſt. Nach einigen Bemerkungen über die Stellung 
der Frage wird von dem Marſchall die Frage geſtellt: Tritt die Verſamm⸗ 
lung dem Beſchluſſe der anderen Kurie bei? (Dieſe Frage wird einſtimmig 
bejaht.) 5 

Marſchall: Wir kommen nun zu dem anderen Gegenſtande, welcher 
unſerer Berathung unterliegt, nämlich zu dem Antrage, an Se. Majeftät den 
König die Bitte zu richten, das Branntweinbrennen aus Kartoffeln vom 1. 
Mai bis zum 15. Auguſt zu unterſagen, mit dem Zuſatze, daß das Brennen 
von Branntwein aus Getreide ebenfalls unterſagt werden moge. Ich habe 
zu erwarten, welche Bemerkungen über dieſen Gegenſtand zu machen find. - 

Fürſt zu Lynar: Die Frage, welche uns jetzt vorliegt, iſt in der De⸗ 
batte über die erſte Frage ſchon erörtert worden. Ich will daher nur noch 
Weniges hinzufügen. Es liegt unſtreitig noch ein großes Quantum von Kar⸗ 
toffeln bereit, die für die Vrennereien beſtimmt ſind. Wenn die Brennereien 
geſchloſſen werden, werden die Kartoffeln einen anderen Gebrauch erhalten. 
Es iſt aber nicht allein die Conſumtion, für welche geſorgt werden muß, ſon⸗ 
dern es iſt auch die Zeit des Kartoffelſteckens, der Kartoffelſaat, auf welche 
Rückſicht zu nehmen iſt. In vielen Gegenden fangen die Kartoffeln an, ſo 
knapp zu werden, daß die ſogenannten kleinen Leute nicht einmal das nöthige 
Quantum zur Ausſaat haben. Bedenken Sie das Unglück, wenn ein großer 
Theil der kleineren Grundbeſitzer nicht einmal die Kartoffeln hätte, die er 
braucht, um das Feld zu beſtellen, dann würde der Nothſtand, den wir in 
Kai Jahre beklagen, im nächſten Jahre zum Theil wenigftens ſich wie⸗ 
derholen. 

Graf zu Dohna-Lauck: Ich muß erklären, daß ich für die Maßre⸗ 
geln im Allgemeinen bin, indem der jetzige Nothſtand eine ſolche Maßregel, 
obgleich ſie tief in die Privatrechte eingreift, fordert. 5 i 

Referent v. Brandt: Wenn behauptet worden iſt, daß durch das Ein⸗ 
ſtellen der Brennereien für viele Wirthſchaften fo große Nachtheile hervorge— 
hen würden, daß ſie ihren Viehſtand verringern müßten, fo glaube ich das 
nicht, da ein Surrogat exiſtirt, nämlich der Rappskuchen 

Graf zu Dohna-Lauck: Die find zu theuer und in manchen Gegen⸗ 
den gar nicht zu haben. - 

Referent v. Brandt: Dann ift gefagt worden, daß dennoch die Kar⸗ 
toffeln für die Konſumtion der Menſchen verloren gingen, weil ſie für die 
Erhaltung des Viehbeſtandes verwendet werden müßten. Ich glaube, daß bei 
diefer Acußerung ein Mißverſtändniß obwaltet, denn 3 rohe Kartoffeln erſez⸗ 
zen 2 Schlempe; alſo dieſer Einwurf würde ſich erledigen. 

Finanz-Miniſter v. Düesberg: Ri kann nur den Wunſch dringend 
wiederholen, daß der Vorſchlag der anderen Kurie ohne jedes Amendement 
angenommen werden möge, weil ſich ſonſt die Sache noch länger hinziehen wird. 

Fürſt Lyn ar: Wenn die Wirthſchaft einmal auf die Brennerei baſirt 
iſt, ſo dürfte es allerdings ſchwierig ſein, ſogleich und ſchnell zu einem ande⸗ 
rem Syſteme überzugehen. Ich verkenne daher nicht, daß diejenigen Landwir⸗ 
the, bei denen die Brennerei die Hauptſache iſt, in einige Verlegenheit gera⸗ 
then werden. Sie werden jedoch Mittel finden, darüber hinwegzukommen. 
Denn wer das Glück gehabt hat, Kartoffeln zu befigen und fie zu einem un⸗ 
e Preiſe zu verwerthen, kann ſich auch jetzt ein kleines Opfer gefal⸗ 
en laſſen. 

Prinz Biron: Ich kann mein Bedauern nicht verhehlen, daß nicht die 
Räthe der Krone die Initiative ergriffen haben, indem dies im Lande das 
Vertrauen bedeutend geweckt hätte. Ferner muß ich mir die Frage erlauben, 
ob nach Beendigung der Kartoffel-Aerndte keine Berichte über den Stand der 
Aerndte eingefordert worden ſind. So viel mir bekannt geworden iſt, haben 
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ſich in ſämmtlichen öffentlichen Blättern die entſchiedenſten Klagen über die 
höchſt ungünſtige Kartoffel⸗Aerndte kundgegeben. Ich glaube, daß, wenn da⸗ 
mals die vorgeſchlagene Maßregel ergriffen worden wäre, wenn man damals 
ſchon die Brennereien auf ihren eigenen Bedarf beſchränkt hätte, dann der 
Nothſtand, wie er ſich jetzt herausgeſtellt hat, nicht hätte ſtattfinden können. 
Se. Königl. Hoheit der Prinz von Preußen: In Bezug auf das, 
was gegen das Gouvernement gefagt worden ift, wollte ich bemerken, daß 
dieſe Maßregel bereits vor 14 Tagen im Staats⸗Miniſterium erörtert worden 
iſt. Als es aber zur Kenntniß des Staats⸗Miniſteriums kam, daß die Kurien 
ſich mit demſelben Gegenſtande beſchäftigen würden, hat das Staats⸗Mini⸗ 
ſterium vorgezogen, dieſen Antrag von den jetzt anweſenden Ständen ausge⸗ 
hen zu laſſen. Alſo das Gouvernement hat ſich des Lobes, was ihm hätte zu 
Theil werden können, enthalten, um es den Ständen zu überlaſſen. Ich 
wollte dies aber bemerken, theils weil es zur Aufklärung dienen kann, theils 
weil ich es für Pflicht halte, derartige Angriffe gegen das Gouvernement zu—⸗ 
rückzuweiſen. e 
inanz⸗Miniſter v. Düesberg: Vom vorigen Herbſte an ſind von den 
den Provinzial⸗Behörden genaue Nachweiſungen über den Ausfall der Aerndte 
im Allgemeinen, ſo wie insbeſondere auch über den Ausfall der Kartoffel⸗ 
Aerndte, eingefordert worden. Es iſt gefragt worden, ob es räthlich und noth⸗ 
wendig ſei, die Brennerei namentlich aus Kartoffeln zu ſiſtiren. Allein alle 
Berichte lauteten dahin, daß es nicht angerathen werden könne und noch nicht 
an der Zeit ſei, mit einem ſolchen Verbote irgend vorzugehen. Dazu kam, 
daß nach allen Nachrichten und Vorlagen gerade in den mittleren Provinzen, 


in Sachſen, Brandenburg, Pommern und zum Theil auch in Schleſten, durch⸗ 


aus nicht erwartet wurde, daß ein ſolcher Mangel ſich herausſtellen würde, 
wie er in der letzten Zeit ſich gezeigt hat. 

Freiherr v. Maſſenbach: Ich muß vorausſchicken, daß ich bei dem, 
was ich fage, durchaus kein Privat⸗Intereſſe habe. Ich habe keine Brennerei, 
ſondern habe fie aus Mäßigkeitsgründen eingehen laſſen. Ich wünſchte daher, 
daß die Brennereien überhaupt eingingen, und ſtimme ganz dafür, daß die 
Brennereien jetzt geſchloſſen werden. Aber es kann doch für Einzelne große 
Verlegenheit daraus entſtehen. Ich will den Fall annehmen, es hätte Jemand 
eine Menge Kartoffeln gekauft und hätte auf der anderen Seite ſchon Liefe- 
rungs⸗Kontrakte abgeſchloſſen. Nun würde, wenn die Brennereien geſchloſſen 
würden, der Branntwein unbedingt ſteigen und die Leute, die Spiritus von 
ihm zu empfangen haben, würden eine Entſchädigungs-Klage gegen ihn ein⸗ 
reichen. Nun möchte ich fragen, ob es uicht möglich iſt, eine Veſtimmung zu 
treffen, wonach, ſobald das Brennerei-Verbot eintritt, dergleichen Lieferungs— 
Kontrakte aufgehoben würden. Könnte dies nicht geſchehen, ſo würden große 
Verlegenheiten entſtehen, weil ich annehme, daß es Jemanden, der mitten im 
Lande wohnte, wohl nicht einmal gelingen würde, die aufgekauften Kartoffeln 
zu verkaufen. 

Graf York: Ich glaube, das kommt ſpäter in den Berichten, wenn 
entſchieden wird, daß die Brennereien geſchloſſen werden ſollen. 

Freiherr v. Maſſenbach: Es ſcheint aus den Reden derjenigen, die 
gegen den Schluß der Brennereien find, hervorzugehen, daß fie deshalb ſich 
dagegen erklären, weil ſie fürchten, daß dann Futter-Mangel entſtehen würde. 
Dies iſt ein Einwurf, den man ſehr leicht beſeitigen kann. Denn iſt man 

cht im Stande, Rappskuchen zu kaufen, wie es in vielen Gegenden nicht 
möglich iſt, fo kann man die Kartoffeln kochen und gute Suppe daraus ma⸗ 
chen, welche die Schlempe erſetzte, und da reicht ein Drittel hin. Ich 
bin ein alter Landwirth und habe die Erfahrung gemacht, daß das keine 

Schwierigkeit hat. Die Kontrakte aber ſind etwas, was manchen Einzelnen 
ſeht ſchwer treffen kann. 

Graf Stierfiorpf: Ich fühle mich gedrungen, zu erklären, daß ich 
dieſe Petition für einen ſchneidenden Eingriff in die Eigenthumsrechte des 
Privatmannes halte. Dem Einzelnen etwas nehmen, um es einer Geſammt⸗ 
heit zu geben, mag Sache der Barmherzigkeit fein, niemals der Gerechtigkeit. 
Meine Bitte geht daher dahin, daß es Einzelnen von uns vergönnt ſein möge, 
im Protokoll öffentlich auszuſprechen, daß wir die Ungerechtigkeit der Maßregel 
zwar nicht verkennen, andererſeits aber unſer Gerechtigkeitsgefühl dem Drange 
der en Noth mit Bedauern zum Opfer bringen. 

arſchall: Das liegt ohnehin und von ſelbſt im Protokoll und iſt 

Gegenſtand deſſelben. 

Fürſt Lychnowski: Ich glaube, daß Cw. Durchlaucht dieſe Debatte 
wohl bald ſchließen werden. Ich bin überzeugt, daß die Majorität auf die 
unzweideutigſte Weiſe ſich ausgedrückt hat. Ich erlaude mir daher nur noch 
auf den Rechtspunkt zurückzukommen. Es iſt vollkommen anzuerkennen und 
unzweifelhaft, daß die angeregte Maͤßregel nicht nur ein flagranter Eingriff 
in das Eigenthums⸗Recht, ſondern auch ein gefährliches Präzedens iſt. Aber 
gerade von dieſem doppelten Geſichtspunkte aus, weiß ich es der Krone und 
ihren Räthen ſehr Dank, daß fie keinen eigenmächtigen Schritt ſelbſt gethan 


hat, ſondern ihn durch die Vereinigten Stände hat unternehmen laſſen. Wenn. 


ein Eingriff hat geſchehen ſollen, wenn dieſer Eingriff durch die beiſpielloſe 
Noth, von welcher wir heimgeſucht find, auf irgend eine Weiſe — mehr läßt 
ſich nicht ſagen — beſchönigt werde, ſo iſt es ganz in der Ordnung, daß 
wir die Vertreter des preußiſchen Volkes auch in der ſchweren Zeit für un⸗ 
ſere Mandanten einzuſtehen, Hab und Gut hinzugeben, Opfer zu bringen 
haben. Daß die Krone nicht zuerſt aufgetreten iſt und — man verzeihe mir 
den trivialen Ausdruck — in unſere Beutel hineingegriffen hat, das kann ich 
der Krone nut Dank wiſſen. Ich will hier keine miniſterielle Phraſe ſagen, 
ſondern eine ſtändiſche Wahrheit, und dieſer Satz, der in der zweiten Kurie 
in Wahrheit durchgeführt worden iſt, kann unmöglich eine Phraſe in der 
Herten⸗Kurie fein. Wenn Ew. Durchlaucht dieſen Antrag nach dem, was 
bereits ausgeſprochen worden iſt, jegt zur Abſtimmung bringen wollen, fo be 
zweifle ich nicht, daß wir eine eben fo große Majorität haben und ein eben 
ſo großes Zeichen von Patriotismus geben werden, als in irgend einem an⸗ 
deren Orte des Landes gegeben worden iſt, oder noch gegeben werden wird. 

Senfft v. Pilſach: Ich glaube, daß das landwirkhſchaftliche Beden- 
ken, welches angeregt worden iſt, bereits genügende Widerlegung gefunden 
hat. Ich möchte aber noch den Rechtspunkt berühren, und hierin bin ich 
entgefegter Meinung. Ich glaube, daß es ein Eingriff in das Privatrecht iſt; 
daß wir aber im vorliegenden Falle berechtigt find, das zu thun. Er wird 
aber nicht durch die Noth beſchönigt, ſondern motivirt. Gerade wie 


klärt würden. 


mein Haus, wenn es brennt, mit Recht in die Höhe gefprengt wird, eben fo 
wird mit vollem Rechte der Eingriff in das Privatrecht durch die Noth hier 
motivirt. Die Noth iſt nicht allgemein ſo, wie geſagt worden iſt, es wäre 
aber ſchlimm, wenn die Leute nicht Kartoffeln ſatt zu eſſen hätten. Es giebt 
aber Gegenden, wo ſie dieſe nicht haben, und dieſe Noth motivirt den Eingriff. 

Finanz⸗Miniſter v. Düesberg: In Bezug auf den Rechtspunkt will 
ich bemerken, daß es keiner beſonderen Beſtimmung bedarf, ſondern der Ge⸗ 
genſtand durch die beſtehende Geſetzgebung ſich erledigt. Zwei Punkte können 
in Frage kommen, nämlich einmal: iſt der Staat verpflichtet, Entſchädigung 
zu leiſten, und dann: wie ſteht das Recht des Brennereibeſttzers gegen die, 
mit denen er Lieferungs-Verträge geſchloſſen hat? Beide Punkte ſubſumi⸗ 
ren ſich unter allgemeinen Rechtsregeln; und iſt der erſte nach den Grundſäz⸗ 
zen wegen der Verpflichtungen des Fiskus zum Erſatze eines Schadens, wel⸗ 
cher durch einen Akt der landesherrlichen Souverainetät, infonderheit der Ge⸗ 
ſetzgebung, entſteht, zu beurtheilen, der zweite aber nach den Vorſchriften, 
welche in den Geſetzen darüber ertheilt ſind: inwieweit im Falle veränderter 
Umſtände — eine dazwiſchen getretene vis major — auch auf Erfüllung eines 
Vertrages geklagt werden kann oder nicht. Ich glaube, daß hierüber im 
gegenwärtigen Falle nicht anders geurtheilt werden könne, wie bei anderen 
Maßregeln ähnlicher Art, die aus einer höheren Nothwendigkeit von dem 
Staate getroffen werden, und es bedarf in dieſer Beziehung keiner weiteren 
Beſtimmungen. Ich kann übrigens nur wieder darauf zurückkommen, daß 
von ſolchen Veſtimmungen hier ganz abgeſehen werden möge; jede Verände⸗ 
rung in dem Vorſchlage der anderen Kurie würde eine Zögerung herbeifüh⸗ 
ren, die zu vermeiden ich auf das dringendſte wüuſchen muß. Denn, wenn 
die Maßregel wirken ſoll, fo iſt es nothwendig, daß ſie ſchleunigſt und fo 
ſchnell getroffen wird, daß wir hinter den anderen Vereinsſtaaten nicht zu— 
rückbleiben. 

Marſchall: Ich möchte an die beiden geehrten Mitglieder, welche 
Amendements vorgeſchlagen haben, Grafen Dohna und Herrn v. Maſſenbach, 
die Frage ſtellen, ob ſie darauf beſtehen, daß die geſetzliche Unterſtützung ihrer 
Vorſchläge ausgemittelt werde. Falls ſie darauf verzichten, ſo werden wir 
ſie nicht vornehmen; verzichten ſie nicht darauf, ſo wird zu ermitteln ſein, 
ob ſechs Mitglieder fie unterſtützen. (Graf Dohna-Lauck und v. Maſſenbach 
erklären, daß ſie nicht darauf verzichten.) Dann werden wir dieſe Ermitte⸗ 
lung unmittelbar vornehmen. Die Geſchäftsordnung ſagt, daß, wenn ſechs 
Mitglieder einen neuen Vorſchlag unterſtützen, er dadurch fähig wird, daß 
die Verſammlung darüber abftimmt. Es kommt darauf an, und dazu for⸗ 
dere ich auf, ob ſechs Mitglieder aufſtehen, um zuerſt die Vorſchläge des 
Grafen Dohna-Lauck zu unterſtützen. 

Graf Dohna-Lauck: Vielleicht ſind die Vorſchläge nicht hinreichend 
bekannt. ü 
Marſchall: Das iſt doch anzunehmen. Ich finde fie nicht hinreichend 
unterſtützt, um ſie zur Abſtimmung zu bringen. Der Vorſchlag des Herrn 
v. Maſſenbach ging dahin, daß gleichzeitig mit dem Verbote der Brennereien 
die Lieferungs-Kontrakte, die jetzt geſchloſſen worden find, für aufgehoben er⸗ 
Auch hier kommt es darauf an, ob er die geſetzliche Unter⸗ 
ſtützung von 6 Mitgliedern findet, die durch Aufſtehen dies zu erkennen ge⸗ 
ben. (Es erfolgt ein unverſtändlicher Einwand.) Wenn man dem Vorſchlage 
beitritt, ſo wird das gar nicht die Folge haben, daß nicht über den anderen 
Beſchluß der anderen Kurie abgeſtimmt werden könnte, und es würde auch 
nicht die Folge haben können, daß man ihm nicht einſtimmig beitritt, ſon⸗ 
dern es würde die Folge haben, daß dann über dieſe zuſätzliche Beſtimmung 


mit der anderen Kurie rekommunizirt würde. 


Finanz⸗Miniſter von Düesberg: Wenn eine ſolche Beſtimmung hier 
aufgenommen wird, ſo bildet ſie eine Maßgabe, unter welcher dem Beſchluſſe 
der anderen Kurie beigetreten wird, und dann muß die Sache an die Kurie 
zurückgehen. Will man dieſen Gegenſtand aufnehmen, ſo wird er beſonders 
behandelt werden müſſen. Wenn ich nach meiner juriſtiſchen Ueberzeugung 
von der Sache ſprechen ſoll, — und ich habe die Ehre gehabt, den größten 
Theil meines Lebens dem Juriſtenſtande anzugehören, — fo bemerke ich, daß 
nach den beſtehenden Rechtsgrundſätzen die Lieferungs-Verträge im Allgemei⸗ 
nen für aufgehoben zu achten ſind. 

Frhr. v. Maſſenbach: Ich würde meinen Antrag unbedingt zurück⸗ 
nehmen, wenn ich die Ueberzeugung hätte, daß die Gerichtshöfe dieſelbe An⸗ 
ſicht ausſprechen würden, die Se. Excellenz ausgeſprochen haben. Ich glaube 
aber, daß eine große Verſchiedenheit der Anſicht darüber obwaltet. 8 

Marſchall: Es wird dann der Ausweg übrig bleiben, daß dem ver- 
ehrten Mitgliede, wie andere Mitglieder ſich vorbehalten haben, die Mög⸗ 
lichkeit gelaſſen wird, in kürzeſter Friſt einen Antrag darüber einzubringen, 
und daß in der kürzeſten Friſt die Verſammlung ihn zum Gegenſtande einer 
beſonderen Berathung macht, ohne daß die Mittheilung an die Regierung, 
die von den Vorſitzenden beider Kurien heute noch geſchehen würde, dadurch 
aufgehalten wird. 5 * 

Frhr. v. Maſſenbach: Das wünſchte ich auch nicht. 

Staats-Miniſter v. Düesberg: Es ſteht kein Hinderniß entgegen, daß 
dieſer Antrag zu einem Gegenſtande beſonderer Berathung gemacht werde, 
aber formell muß er von dem Gegenſtande der heutigen Verathung geſchieden 
werden, damit ein reiner Beitrittsbeſchluß vorhanden ſei, um die Sache als 
Beſchluß beider Kurien zu Ende zu bringen. 

Marſchall: So iſt auch meine Meinung. Nicht heute würde darüber 
weiter verhandelt und der Beſchluß gefaßt werden, ſondern es würde dem 
Mitgliede überlaffen bleiben, den Gegenſtand in Form eines Antrages einzu⸗ 
bringen, worüber dann in kürzeſter Friſt von der Abtheilung Bericht erſtat⸗ 
tet und von der Verſammlung Beſchluß gefaßt wird. 

i 9 5 v. Maſſenbach: will auf keine Weiſe dadurch den Be— 
ſchluß, daß die Brennereien geſchloſſen werden, zurückhalten. 

Graf Pork: Ich bin der Anſicht, daß, je nachdem eine Zustimmung 
oder Ablehnung des Vorſchlages erfolgt iſt, er doch noch zur Berathung kom⸗ 
men kann. Ich ſelbſt bin auch der gewiſſen Ueberzeugung, daß dem, der 
einen Kontrakt abgeſchloſſen hat, kein Recht erwächſt, aber ich glaube, von 
dem Standpunkte des Juriſten aus iſt es ſehr zweifelhaft. 

Graf zu Dohna⸗- Lauck: Ich wollte mir die Bemerkung erlauben, 
daß wir nicht die Befugniß haben, zu beſchließen, ob eingegangene Kontrakte 
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der einer Kurie bei den 
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(Fortſetzung aus der dritten Beilage.) 

aufhören ſollen oder nicht. Das unterliegt unter allen Umſtänden den allge⸗ 
meinen landrechtlichen Beſtimmungen. Wir können keinen Beſchluß darüber 
faſſen. Es müßte eine beſondere Petition eingebracht werden auf Aenderung 
dieſer ganzen Geſetzesmaterie. Sind die gemeinrechtlichen Beſtimmungen nicht 
entgegen, ſo iſt der Antrag unnütz, ſind ſie aber entgegen, ſo müßten andere 
desfallſige Geſetze gemacht werden. Das Allgemeine Landrecht behält für jetzt 
ſeine Geltung und wir könnten es nur ändern mittelſt eines durch alle geord- 
neten Inſtanzen hindurchgegangenen neuen Geſetzes. 

Finanz⸗Miniſter v. Düesberg: Es handelt ſich hier um eine Rechts- 
frage, die ich zwar für nicht ſehr zweifelhaft halte, die aber, wenn ſie Ge⸗ 
genſtand eiuer legislativen Maßregel werden fol, einer gründlichen Diskuſ⸗ 
fion bedarf; ich muß wünſchen, daß auch ſeitens der Herren Juſtiz-Miniſter 
daran Theil genommen werde, und glaube nicht, daß es Gegenſtand der heu— 
tigen Diskuſſton fein könne, darüber einen Beſchluß zu faſſen. So ſehr eilig 
iſt dies auch nicht. ey N 

Marſchall: Es bleibt alfo überlaſſen, in kurzer Friſt den Antrag 
einzubringen, und es würde derſelbe ſomit kein Gegenſtand heutiger Abſtim⸗ 
mung fein. Die Abſtimmung wird einfach dahin zu richten fein, ob die 
Verſammlung dem Beſchluſſe der anderen Kurie beiſrete. Ich ſtelle daher die 
Frage: Tritt die Verſammlung dem Beſchluſſe der anderen Kurie bei? (Wird 
gegen zwei Stimmen bejaht.) Es iſt demnach mit entſcheidender Majorität 
dem Beſchluſſe der anderen Kurie beigetreten worden. Wir kommen nun zu 
einem anderen Gegenſtande, nämlich zur Berichterſtattung und Berathung 
des Antrages des Fürſten Lychnowski, betreffend die Gegenwart der Mitglie⸗ 
Sitzungen der anderen. Ich erſuche Hrn. v. Quaſt, 
den Vericht zu erſtatten. 

Referent v. Quaſt: In der Abtheilung für verſchiedene Gegenſtände 
kam der bezeichnete Antrag des Fürſten von Lychnowski zur Berathung. Die⸗ 
ſer Gegenſtand wurde in verſchiedener Richtung beſprochen und von der Ab⸗ 
theilung in folgender Weiſe angenommen: »Die Abtheilung beſchließt: 1) 
Den Gegenſtand der Petition bei der hohen Herren-Kurie im Allgemeinen zu 
befürworten. Angenommen mit 9 gegen eine Stimme. 2) Die Abtheilung 
trägt bei der hohen Herren-Kurie darauf an, Hochdieſelbe wolle die Anfrage 
an den Königlichen Herrn Kommiſſarius richten, ob in Ermangelung einer 
Beſtimmung hierüber ſowohl im Königlichen Patente vom 3. Februar d. J., 
als auch in der Geſchäfts⸗Ordnung, den Abſichten Sr. Majeſtät des Königs 
es entgegen ſei, den Mitgliedern beider Kurten die Anhörung der Verhand⸗ 
lungen der anderen Kurie, ſo weit die Oertlichkeit nach den Beſtimmungen 
der Herren Marſchälle es erlaubt, zu geſtatten; eventuell, wenn die hohe 
Kurie dieſen Weg der Anfrage nicht angemeſſen erachten ſollte, den Gegen⸗ 
ſtand im Wege der Petition zur Erledigung zu bringen und dem Antrage 
ſich anzuſchließen. Der Antrag ad 2. ward bis zum Worte eventuell ein- 
ſtimmig von der Abtheilung angenommen, von da bis zu Ende aber mit 9 
gegen 1 Stimme. 

gez. Adolph Prinz Hohenlohe. 
gez. F. Lychnowski. E. Graf Schaffgotſch-Maywaldau. 

8 Keyſerling-RNRautenburg. von Kroſigk. 

e gane . gez. von Quaſt.« 

Der Herr Referent fährt fort: Es wurde beſonders im Laufe der 
Debatte hervorgehoben, daß es wünſchenswerth ſei, frühzeitig in genauere 
Kenntniß über Gegenſtände zu kommen, welche in der anderen Kurie vorliegen 
und in dieſer Kurie ebenfalls berathen werden ſollen, namentlich wenn die 
Sache etwa beſchleunigt werden muß; ſodann, daß es vorzuziehen ſei, den 
perſoͤnlichen Eindruck der Debatte zu haben, im Gegenſatze der gedruckten 
Verhandlungen, indem Viele mit mir es gefühlt haben werden, daß der per— 
ſönliche Eindruck der Debatten, wie namentlich jene über die Adreſſe, ein 
ganz anderer geweſen iſt, als derjenige, den man nachher aus den gedruckten 
Verhandlungen entnehmen kann Manche Rede machte dort einen bei weitem 
wichtigeren Eindruck, als wie man es etwa aus letzteren entnehmen kann, 
während umgekehrt im Drucke manche lange Rede, die überhört wurde, viel 
bedeutender hervortritt. Das wirkliche Verſtändniß wird ſich alſo bei weitem 
beſſer herſtellen, wenn man der Debatte peſönlich beiwohnt. 

Marſchall: Ich halte es für angemeſſen, vorher den Geſichtspunkt 
hinzuſtellen, von welchem, wie mir es ſcheint, die Verathung wird ausgehen 
müffen. Die Abtheilung hat beantragt, daß die Geneigtheit der Regierung 
ermittelt werden möge, dem Antrage beizuſtimmen oder nicht. Nun ange— 
nommen, dieſe Geneigtheit ſei die allergrößte, fo kommt es doch, wie es mir 
ſcheint, nur auf einen Grundſatz an und auf die Feſthaltung eines Prinzips, 
nämlich davon auszugehen, was die Oertlichkeit zuläßt. Und in dieſer Be⸗ 
ziehung erkläre ich meines Orts, daß ich, was dieſen Saal betrifft, die Sache 
für unthunlich und unausführbar halte. Es müßten geradezu die Thüren 
geöffnet bleiben, und die wenigen Abgeordneten, etwa 10 oder 12 — was 
Mitglieder der anderen Kurie — dieſe würden 
nicht anders, als zwiſchen den Thüren Platz finden können. Nun ſtellt ſich 
dieſem Saale unmöglich 


Graf 


gangen, die Geneigthei i „Kommi der des Landtags⸗Kom⸗ 
miſſars zu erforschen der Regierungs-Kommiſſare oder de ags⸗Kom 
avon ausgegangen, ter 5 
i lntrag ſich zur Petition qualiſizire, oder ob, es hinrei⸗ 
chend ſei, blos durch eine Auflagen dem Landtags⸗Kommiſſar dieſen Antrag 
zu beſeitigen oder zu erfüllen. Dies hat die Abtheilung veranlaßt, den An⸗ 
trag 10 der che dahin zu ſtellen, daß nur eine Anfrage bei dem Landtags⸗ 
Kommiſſar geſchehe. > 

Graf v. Dyhrn: Nach meiner Anſicht, jo ſehr ich auch den Raum für 
bedeutend halte, kann hier bei der Frage doch weniger die Beurtheilung, ob 
Raum da iſt, maßgebend ſein, und nach meiner Anſicht noch weniger von 
der Verneinung dieſer Frage als Prinzip ausgegangen werden. 


Fürſt Lynar: Vertrauen und Oeffentlichkeit find faſt ſynonyme Worte 
geworden. Wir wünſchen Vertrauen, ſo müſſen wir auch Oeffentlichkeit wol⸗ 
len. Das Prinzip iſt von dieſer hohen Kurie längſt anerkannt, und es kommt 
gegenwärtig nur darauf an, es auszudehnen und in größere Anwendung zu 
bringen. Ich ſtimme dem Antragſteller vollkommen bei und glaube, daß es 
die Lokalität nicht ganz unmöglich macht, den Wunſch in Erfüllung zu brin⸗ 
gen. Wir können die Thüren öffnen, und es würden viele unſerer geehrten 
Kollegen aus jener Kurie hier Platz finden können. Aus unſerer Petition 
werden ſie wenigſtens erſehen, wie erwünſcht uns ihre Gegenwart ſein wird, 
und ſie werden dann auch gern unſeren Wunſch uns geſtatten, an ihren Be⸗ 
rathungen Theil zu nehmen. ; 

Marſchall: Ich muß auf das, was ich gefagt habe, in der Weiſe 
zurückkommen, daß ich bemerke, wie auch ich keinesweges unter allen Umſtän⸗ 
den ein Freund von geſchloſſenen Thüren bin, aber wohl unter Umſtänden, 
wenn die Schließung der Thüren erforderlich iſt, theils — ich ſpreche nicht 


von Zug, aber — um Wind und Kälte abzuhalten, theils um das Hören 


wenn nicht möglich zu machen, doch wenigſtens zu erleichtern. So feſt dies 
ſteht, ſo ſeſt ſcheint mir auch ſtehen zu müſſen, daß es den Mitgliedern der 
anderen Kurie nicht erwünſcht ſein kann, zwiſchen den Thüren zu ſitzen. Zeigt 
ſich, daß fie zwiſchen den Thüren zu ſitzen allerdings Platz hätten; zeigt ſich 
aber auch, daß es für die Mitglieder der anderen Kurie nicht erwünſchl ſein 
kann, zwiſchen den Thüren zu ſitzen, ſo ſehe ich bis jetzt keinen Grund, der 
mich veranlaſſen könnte, von der Meinung, die ich anfangs für die meinige 
erklärt habe, abzugehen. Wenn mir auch vorgeworfen worden iſt, daß dieſe 
Rückſicht eine untergeordnete und eine ſolche ſei, die nicht füglich auf Beach⸗ 
tung Anſpruch zu machen habe, ſo ſcheue ich dieſen Vorwurf um ſo weniger, 
als die Erfahrung gezeigt hat, wie richtig mein Vorſchlag war, ſich an dies 
ſen Punkt zu halten. Ich glaube, daß der Antrag, wie er gemacht worden 
iſt, keine Veranlaſſung giebt, zu etwas Weiterem überzugehen, und ich glaube 
nicht, daß wir, abgeſehen von dieſem Antrage, Veranlaſſung haben, auf ir⸗ 
gend ein anderes Feld uns zu begeben, ſondern ich muß wünſchen, daß man 
bei dieſem Geſichtspunkte beharre und von keinem anderen bei der Berathung 
ausgehen moge. 

Fürſt von Lychnowski: Ew. Durchlaucht haben ſehr richtig das bemerkt, 
wovon die Disfuffion auszugehen hat. Ich fubmittire mich da der Anſicht 
des Herrn Landtags-Marſchalls, wenn Se. Mafeftät der König, unſer Aller⸗ 
durchlauchtigſter Hausherr, findet, daß der Raum nicht geeignet ſei. Wenn 
Allerhöchſtdieſelben aber finden ſollten, daß der Raum geeignet ſei, jo werde 
ich mich nicht beſcheiden und muß bitten, daß die Frage beantwortet werde. 

Landtags-Kommiſſar: Wenn es mir erlaubt iſt, bei dem in Frage 
ſtehenden Antrage einige Worte zur Beleuchtug der Frage zu ſagen, ſo iſt es 
Folgendes: Bei der innigen Vereinigung der beiden Kurien zu einem Allge⸗ 
meinen Landtage, zu einer Plenar-Verſammlung, bei der durch die Steno⸗ 
graphen vollendeten Veröffentlichung der Verhandlungen beider kann es an und 


für ſich keinem Bedenken unterliegen, die Mitglieder der einen Kurie zu den 


Berathungen der anderen Kurie zuzulaſſen, und es würde bei der Entwer⸗ 
fung des Reglements wahrſcheinlich eine ſolche Anordnung vorgeſehen wor⸗ 
den ſein, wenn man nicht in der Lokalität begründete und ſchwer zu beſeiti⸗ 
gende Hinderniſſe gefunden hätte. Der Saal, welcher zu den Plenar⸗Ver⸗ 
fammlungen dient, und in welchem die Kurie der drei Stände ihre Verſamm⸗ 
lungen hält, enthält eine Tribüne, welche hinlänglichen Raum für die ge⸗ 
ſammte Herren⸗Kurie umfaßt, und außerdem find ja die Plätze für fie in 
dem Saale ſelbſt vorhanden. Dieſer Saal dagegen, welcher für die Ver⸗ 
ſammlung der HerrensKurie beſtimmt iſt, enthält eine Tribüne, von der es 


ſehr zweifelhaft iſt, ob ſie als ein Aequivalent anzuſehen ſei, denn abgeſehen 


von ihrer Lage und Anordnung, enthält ſie nicht einmal ſo viel Raum, um 
nur eine mäßige Anzahl der Mitglieder der Kurie der drei Stände aufzu⸗ 
nehmen. Die vorgeſchlagene Oeffnung der Thüren, um dieſe Mitglieder von 
den anſtoßenden Räumen aus durch die Oeffnung der Thüren zuhören zu 
laſſen, iſt ein Ausweg, der mir nicht ganz geeignet erſcheint, und der auch 
die Zuſtimmung Sr. Majeſtät des Königs nicht finden dürfte. Sollte ein 
anderes Mittel aufzufinden fen, und ſollten beide Kurien den Wunſch des 
gegenſeitigen Beſuches ausſprechen, fo glaube ich nicht, daß ſeitens des Gou⸗ 
vernements etwas dagegen zu erinnern wäre, vorausgeſetzt jedoch, daß prak⸗ 
tiſche Schwierigkeiten es nicht verhindern, und vorausgeſetzt, daß die Kurje 
der drei Stände nicht eine Ungleichheit darin erkenne, daß die ganze Herren⸗ 
Kurie an ihren Berathungen theilnehmen kann, während nur eine unbedeu⸗ 
tende Fraction jener Kurie der drei Stände den Berathungen der Herren— 
Kurie beizuwohnen in den Stand geſetzt würde. 

Marſchall: Ich überlaſſe der Verſammlung, ſich dahin zu einigen, 
ob ſie angemeſſen erachte, den Zutritt in der Verſammlung der andern Kurie 
in Anſpruch zu nehmen, während wir nicht im Stande ſind, den Mitgliedern 
derſelben den Zutritt bei uns in irgend angemeſſener Weiſe anzubieten. 

Graf v. Solms-Varuth: Die Diskuſſton ſcheint ſich vorzugsweiſe auf 
dem Felde der Oertlichkeit bewegen zu ſollen. Rückſichtlich des Prinzips würde 
ſich aber noch mehr dagegen ſagen laſſen, obgleich bis jetzt mehr dafür ge⸗ 
ſprochen worden iſt. Die Oertlichkeit ſcheint mir auch ein weſentliches Mo⸗ 
ment zu ſein, ſie ſcheint durchaus die Zulaſſung von irgend einer beträchtli⸗ 
chen Anzahl der Mitglieder der Vereinigten Kurie ganz unmöglich zu machen, 
und dieſer andern Kurie eine Offerte zu machen, die in der Ausführung 
kaum als anſtändig zeigen dürfte, möchte ich bedenklich finden. Geichen der 
Ueberraſchung von einigen Seiten her.) Ich wiederhole es, ich finde es be⸗ 
denklich, well ich nicht für anſtändig erachten kann, daß die Mitglieder der 
anderen Kurie vor oder in den Thüren unſeren Berathungen zuhören. Die 
Lokalität ift einmal fo, und ich glaube nicht, daß der Antrag des Fürſten v. 
Lochnowski dahin gehen wird, Se. Majeftät den König zu erſuchen, uns einen 
anderen Saal einzuräumen. 

Fürſt v. Lychnowski: Ich kann mich durch das, was der Herr Land⸗ 
tags⸗Marſchall geſagt hat, eben ſo wenig, als durch die Worte des geehrten 
Mitgliedes aus Brandenburg, im geringſten in meiner Meinung irre machen 
laſſen. Was die Worte »nicht anſtändig⸗ anbetrifft, ſo werde ich mir er⸗ 
lauben, darauf anzutragen, dieſen Ausdruck als unparlamentariſch aus der 
Debatte wegzulaſſen. Ich glaube nicht, daß die Kommiſſton mit neun gegen 
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eine Stimme einen Antrag, der unanſtändig geweſen wäre, ihrer Aufmerk- 
ſamkeit würdig erachtet hätte. A 2 

Marſchall: Ich kann dieſen Ausdruck kurzweg dahin erläutern, daß 
das geehrte Mitglied geſagt hat, es halte nicht für ganz anſtändig oder nicht 
für angemeſſen, daß von hier aus der Anſpruch gemacht werde, in dem an⸗ 
deren Saale Zutritt zu haben, während die Verhältniſſe unmöglich machen, 
daß die Mitglieder der jenſeitigen Kurie in dieſem Saale einen Platz finden. 
So habe ich es verſtanden. ; 

Graf v. Solms-Baruth: Allerdings iſt es ſo. f 

Marſchall: Ich glaube, daß ſich die Frage einfach ſo ſtellt, ob die 
Verſammlung dem Vntrage des Fürſten Lychnowski beitrete? 

Se. Königl. Hoheit der Prinz von Preußen: Ich glaube bemerken 
zu müffen, daß die Frage wegen der Räumlichkeit von dem Berathungs⸗Ge⸗ 
genſtande nicht ganz getrennt werden könne, weil es ſonſt den Schein haben 
könnte, als hätten wir der anderen Kurie etwas angeboten, was wir nicht zu 
leiſten im Stande find. Ich muß gefiehen, daß ich mich gegen das Prinzip 
des gegenſeitigen Beſuches nicht erklären würde, aber bei der jetzigen Lokali⸗ 
tät müſſen wir uns hüten, daß uns nicht der Argwohn trifft, deſſen ich eben 
gedacht habe; aber ich möchte dafür ſein, daß Sr. Majeſtät dem Könige über⸗ 
laſſen werde, ob Allerhöchſtdemſelben die Lokalität ſo erſcheint, daß der An⸗ 
trag ausführbar iſt oder nicht. Wenn ſie nicht von der Art erſcheint, wird 
die andere Kurie ſich begnügen müſſen; aber die Räumlichkeit bei der gegen⸗ 
wärtigen Berathung ganz außer Augen zu laſſen, iſt nicht möglich. : 

Marſchall: Die beabſichtigte Frageſtellung, ob die Verſammlung dem 
Antrage des Fürſten Lychnowski beiſtimme, wird keinesweges ausſchliezen, 
daß man ſich in der Abſtimmung von der Rückſicht auf den Raum leiten 
laſſe. Mich würde gerade die Rückſicht auf die Räumlichkeit leiten, und ich 
glaube, daß wir nun zur Abſtimmung übergehen können. 

Fürſt v. Hohenlohe: Ich glaube, wie der Antrag des Fürſten von 
Lychnowski angenommen und zu einer Petition erhoben wird, ſo muß dieſe 
Petition an die andere Kurie verwieſen werden, um die Beiſtimung der ſelben 
zu erhalten. Es muß daher nach dem Antrage und der Anſicht der Abthei⸗ 
lung die zweite Frage zuerſt erörtert werden, ob die Sache Sr. Majeſtät 
dem Könige ohne Petition zu überlaſſen ſei. 

Marſchall: Da würde ich vorschlagen, die Worte: „ſo weit die Oert⸗ 
lichkeit nach dem Ermeſſen der Marſchälle es erlaubt,“ entweder ganz zu flrei- 
chen oder ſie zu unterſtreichen. 

Fürſt v. Lychnowski: Weglaffen! _ 

Marſchall: Unterſtrichen ſind ſie ſchon, wenn auf meine Bemer⸗ 
kungen Rückſicht genommen wird. - 

Fürſt v. Hohenlohe: Die Abtheilung wird ſich ganz fügen, fo wie 
eine Anfrage bei Sr. Majeſtät dem Könige beſchloſſen wird. 

- Fürft v. Lychnowski: Ich würde mir erlauben, vorzuſchlagen, den 
Satz auszuſchließen, den ich aus durchlauchtigſtem Munde gehört habe, näm⸗ 
lich die Worte: „ſo weit die Oertlichkeit u. ſ. w.“ 

Graf v. Dyhrn: Es ſind zwei Fragen zu ſtellen. 

Marſchall: Die erſte würde bis zu dem eventuellen Antrage gehen. 

Graf v. Dyhrn: Wird der erſte Antrag nicht angenommen, fo kommt 
der zweite daran. Nr. 2 zerfällt in zwei Punkte, und wenn einer nicht be⸗ 
liebt wird, kommt der andere Punkt zur Abſtimmung. 

Marſchall: Es handelt ſich um die an den Landtags-Kommiſſar zu 
richtende Mittheilung. Darüber hat ſich die Verſammlung zuerſt zu entſchti⸗ 
den, und das iſt der Gegenſtand der Frage, die jetzt zu ſtellen iſt, ob die Ver⸗ 
ſammlung dem Antrage ihrer Abtheilung beiſtimme? Diejenigen, welche dieſe 
Frage zu verneinen beabſichtigen, würden das durch Auffichen zu erkennen 
geben. (Die Frage wird gegen drei Stimmen bejaht.) Die Entſcheidung ift 


alfo nicht zweifelhaft, die beſchloſſene Frage wird an den Kommiſſar geſtellt 


werden, und es fällt die Veranlaſſung weg, noch weiter eine Frage zu fiel- 
len. Der Gegenſtand hat uns nun nicht weiter zu beſchäftigen, er iſt als 
erſchöpft und beendigt anzuſehen, ein weiterer liegt nicht vor, es liegt mir 
alſo nur ob, die Sitzung, wie hiermit geſchieht, zu ſchließen. 

(Schluß der Sitzung 24 Uhr Nachmittags.) 


Sitzung des vereinigten Landtags am 4. Mai. 
Kurie der drei Stände. 

Die Sitzung beginnt um 105 Uhr unter Vorſitz des Landtags-Mar⸗ 
ſchall von Rochow. ey 

Marſchall: Die Verleſung des Protokolls. (Die Verleſung erfolgt 
durch den Secretair Dittrich.) Findet ſich nichts gegen das Protokoll zu be— 
merken, ſo iſt es genehmigt. 

Abg. Graf v. Merveldt: Ich bitte um das Wort. 

Marſchall: Ich werde es noch behalten. Es ſind einige Anträge, betr. 
die Landespferdezucht, eingegangen. Da dieſes ein Gegenſtand iſt, zu dem die 
techniſche Kenntniß deſſelben nothwendig iſt, fo werde ich zur Begutachtung 
derſelben eine beſondere Abtheitung ernennen, die aus ſolchen Perſonen be⸗ 
ſteht, welche ſich für den Gegenſtand beſonders intereffiren. Die Abtheilung 
wird die neunte ſein und beſteht aus folgenden Perſonen: v. Arnim, mit 
der Bitte, das Direktorium zu übernehmen, Epping, Henſche, Bleyer, 
Allnoch, Schmidt, v. Reiche, v. Saucken und Jungbluth. Von den 
Direktoren der 4. und 8. Abth. iſt auf Verſtärkung derſelben angetragen wor⸗ 
den. Ich ernenne alſo zu der vierten Abth. den Herrn Abg. Sattig, zu der 
achten Abth. die Herren Abg. Steinbeck, v. Mylius u. Heyer. Zu der 
achten Abth. iſt von dem Herrn Abg. Kunkel ein Antrag, betr. die Verwal⸗ 
tung der Pfarrgüter, abgegeben worden. Ich hatte überſehen, daß dieſer An⸗ 
trag auf einem Antrage von den Kreisſtänden beruht, welcher dem Antrage 
beiliegt. Der Herr Vorſigende der Abth. hat mich darauf aufmerkſam ge- 
machk, daß dies dem §. 19. der Verordnung vom 3. Februar c. entgegen 
iſt. Ich werde alſo aus dieſer Urſache genöthigt ſein, den Antrag dem Herrn 
Antragſteller zurückzugeben. Folgende Petitions-Anträge werden an die Ab⸗ 
theilungen noch vertheilt. aß 

Verzeichniß 


4. Mai 1847. den verſchiedenen Abtheilungen über⸗ 
wieſenen Petitions- Anträge. 

Antrag des Abg. Appelbaum, betr. die Zurücknahme der Geſetze vom 
29. März 1844, inſoweit fie das Verfahren gegen die richterliche Perſon neu 
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beftimmen, der 5. Abth. Antrag des Abg. Germerhauſen auf Preßfrei⸗ 
heit, 5. Abth. Antrag des Abg. Siebig auf Erlaß I) eines Geſetzes über 
die Grenzen der Polizeigewalt und das Verfahren bei polizeilichen Verhaf⸗ 
tungen und Hausſuchungen. 2) einer geſetzlichen Deklaration der Verordn. 
vom 3. November 1817 ad V., 8. Abth. Antrag des Abg. Hanſemann 
auf Oeffentlichkeit des Vereinigten Landtages und der Provinzial⸗Landtage 
reſp. auf vollſtändige Veröffentlichung (mit Nennung der Namen) der pro⸗ 
vinzialſtändiſchen Verhandlungen, 4. ubth. Antrag des Abg. Hanſemann 
auf einige Abänderungen der Verordnung vom 3. Februar 1847, die Bil⸗ 
dung des Vereinigten Landtags betr., 4. Abth. Antrag des Abg. Scholz, 
betr. die legislative Abänderung des § 12 des Allerhöchſten Geſetzes vom 30. 
März 1820, die Befreiung von der Gewerbeſteuer derjenigen Profeſſioniſten, 
welche ohne ſteuerpflichtige Kräfte ihr Gewerbe betreiben, 7. Abth. Antrag 
des Abg. Germershauſen auf Vermehrung und Erweiterung der Vertre⸗ 
tung auf den Landtagen, 4. Abth. Antrag des Abg. Anwandter auf Ge⸗ 
währung vollſtändiger Gewiſſens- und Religionsfreiheit; 8 Abth. Antrag der 
Abg. Berein und Böning um Erlaß eines auf die Ablöſung der mittleren 
und niederen ſiskaliſchen Jagdberechtigungen nach beſtimmten Grundſätzen und 
unter erleichternden Bedingungen abzielenden Geſetzes, 8. Abth. Antrag des 
Abg. Ungerer wegen Vorkehrungen gegen die Wiederkehr eines allgemeinen 
Nothſtandes, 6. Abth. Antrag des Abg. v. Rothkirch⸗Trach auf Ema⸗ 
nation eines neuen Anhanges zum Allg. Landrecht, 5. Abth. Antrag der Abg. 
Grätz und Naumann, betr. die Verordnungen vom 3. Febr. d. J., 4. Ab. 
Antrag des Abg. v. Rath, die Anlage einer feſtſtehenden Brücke über den 
Rhein betr., 8. Abth. Antrag des Abg. v. Vincke auf eine Modiſikation 
der Preßbeſtimmungen, 5. Abth. Antrag deſſelben, die Vorlegung des Vor⸗ 
anſchlages der Staats⸗Einnahmen und Ausgaben, wie der Staats-Rechnun⸗ 
geu an die Stände, betr., 7. Abth. Antrag deſſelben wegen Aufhebung der 
Beſtimmung, wonach Petitionen über auswärtige Angelegenheiten dem Verei⸗ 
nigten Landtage unterſagt find, 4. Abth. Antrag des Abg. v. Wegierski 
um Einberufung des Nepomuk von Niemojewski als eigentlichen Landtags⸗ 
Abgeordneten des Adelnauer Kreiſes zum Vereinigten Landtage, 3. Abtheil. 
Antrag des Abg. Budde auf Vermehrung der Steuerſätze bei der Gewerbe⸗ 
ſteuer, 6. Abth. Antrag des Abg. Dittrich, betr die Zwangskehrbezirke der 
Schornſteinfeger, 6. Abth. Antrag des Abg. Göllner, betr. die Flurbeſchä⸗ 
digung durch Wild, 8. Abth. Antrag des Abg. Bruft auf vollfländigere 
Ueberſicht der Finanz-Verwaltung des Staates, 6. Abth. Antrag des Abg. 
L. König wegen Uebertragung des Rechts „zur Präſentation der Schulamts⸗ 
Kandidaten“ von den Grundherren auf die der Lehrer bedürftigen Gemeinden 
8. Abth. Antrag des Abg. Gries wegen Einführung von Spar- u. Hülfs⸗ 
kaſſen in allen Fabriken der Monarchie zur Abhülfe des Nothſtandes der arbei⸗ 
tenden Klafe und Verminderung der Kommunal-Armen⸗Bedürfniſſe, 6 Abth. 
Antrag des Abg. Abegg, Jebens und v. Frantzius um ein Miniſterium 
für Handel und Gewerbe, 6. Abth. Antrag des Abg. Krüger aus Grüne⸗ 
berg, betr. den Schutz des Publikums gegen die künſtlichen Preisſteigerungen 
des kleinen und großen Marktes, 6. Abth. Antrag des Abg. Hanſemann 
auf ungeſchmälertes Petitionsrecht, 4. Abth. Antrag deſſelben auf Preßfrei⸗ 
heit, 5. Abth. Antrag des Abg. Schmidt um allgemeine Einführung des 
Schiedsmanns-Inſtituts in allen Provinzen des Staats, 5. Abth. Antrag 
des Abg. Appelbaum, betr. die Freiheit der Preſſe, 5. Abth. Antrag des 
Abg. Stöpel auf Erbauung eines Ständehauſes, 4. Abth. Antrag des Abg. 
v. Puttkammer auf Declaration der betreffenden Beſtimmungen der Ge⸗ 
ſetze vom 31. Dezember 1542 wegen der Ortsangehörigkeit neu anziehender 
Individuen, 6. Abth. Antrag des Abg. Appelbaum wegen ſtaatlicher An⸗ 
erkennung der chriſtkatholiſchen Kirchen-Geſellſchaften, 8. Abth. Antrag des 
Abg. v. Puttkammer, den nächſten Provinzial-Landtagen den Entwurf 
einer auf freiſinnige Prinzipien bafirten Landgemeinde-Ordnung zur Begut⸗ 
achtung vorzulegen, 8. Abth. Antrag des Abg. Schneider aus Bunzlau 
um eine geſetzliche Veſtimmung, daß von Braunkohlen kein Zehent an den Staat 
abzuführen ſei, 6. Abth. Antrag des Abg. Meviſſen auf Oeffentlichkeit aller 
ſtändiſchen Verhandlungen und unbedingte Veröffentlichung derſelben mit Nen— 
nung der Namen, fo wie um Bau eines Ständehaufes in Berlin für die Ver- 
ſammlung des Vereinigten Landtages, 4. Abth. Antrag deſſelben, Se. Majeſtät 
den König zu bitten, beim Bundestage dahin zu wirken, daß die im Jahre 1824 be⸗ 
ſchloſſene Heimlichkeit der Vundesverhandlungen aufgehoben, daß der deutſche 
Bund durch die Oeffentlichkeit ſeiner Verhandlungen wieder fortan wie früher 
unter die ſchützende Kontrolle des deuſchen Geiſtes geſtellt werde, 5. Abth. 
Antrag deſſelben auf Freiheit der Preſſe, 5. Abth. Antrag des Abgeordneten 
Ungerer, betr. die Veſchränkung des Gewerbes der Agenten und Commiſ⸗ 
ſtonaire, 6. Abth. Antrag des Abg. Baum auf genügenden Schutz der in⸗ 
ländiſchen Induſtrie vermittelſt erhöhter Zölle in Verbindung mit Rückzöllen 
und Differenzial⸗Zöllen, fo wie auf gründliche Reviſton des Zoll-Tarifs unter 
Zuziehung von Sachverſtändigen, 6. Abth. Antrag des Abg. v. Zakrzewski, 
daß es den der deutſchen Sprache nicht vollkommen kundigen Landtags-⸗Ab⸗ 
geordneten aus dem Großherzogthum Poſen geſtattet werde, ihre Reden ab⸗ 
Juleſen, 4. Abth. Antrag des Abg. Krauſe aus Chalupsko auf Einführung 
einer allgemeinen Feld⸗ und Hütungs⸗Ordnung, 8. Abth. Antrag des Abg. 
Schult auf gleichmäßige Veſteuerung ſämmtlicher Provinzen der Monarchie, 
7. Abth. Antrag des Abg. Siebig um Verbeſſerung des Volesſchulweſens 
a) durch Herſtellung des dreijährigen Kurſus in den Seminarien, b) durch 
Erhöhung der Lehrergehälter, bei dürftigen Kommunen mittelſt Beihülfe aus 
Staatsfonds, 8. Abth. Antrag des Abg. Wengboffer, daß im Allge⸗ 
meinen, wo ſich das Bedürfniß herausſtellt, beſonders aber die in Litthauen 
und Mafuren bereits in Angriff genommenen Chauſſee-Wege vorzugsweiſe 
und noch in dieſem Jahre für Staats-Rechnung ausgebaut werden, 8, Abth. 
Antrag mehrerer Abg. der Land⸗Gemeinde, Hein zc., betreffend den Bau, 
die Reparatur und die Unterhaltungskoſten der Schulen, 8. Abth. Antrag 
des Abg. Gries auf Feſtſtellung der rechtlichen Verhältniſſe über die Ver⸗ 
haftung von Perſonen, 5. Abth. Antrag des Abg. Fritze auf Abänderung 
des Servis⸗Regulativs vom 17. März 1810 wegen Gewährung von Natu⸗ 
ral⸗Quartier an kommandirte Militair⸗Perſonen, 7. Abth. Antrag des Abg. 
Brämer wegen allgemeiner Hagel-Verſicherungs⸗Anſtalten, 8. Abth. Antrag 
des Abg. v. Wolffs⸗Metternich betr. den zwiſchen der Krone Preußen 
und Hannover unterm 29. Juli 1843 über die Central⸗Schuldvirhältmiſſe 
des ehemaligen Köngreichs Weſtphalen abgeſchloſſenen, ſeitens der hannöver⸗ 


625 


ſchen Regierung unerfüllt gelaſſenen Staats⸗Vertrag, 7. Abth. Antrag des 
a 8 in a Chauſſeebaues, 8. Abth. Antrag des Abg. 
Germershauſen, betr. die Anſtellung verarmter Bürger im ſtädtiſchen Sub⸗ 
alternendienſte, 8. Abth. Antrag des Abg. Siebig auf Aufhebung des F. 
20 der Allgemeinen Gewerbe⸗Ordnung vom 17. Januar 1845, 6 Abth. An⸗ 
trag des Abg. Dahlſtroem auf Vermehrung der Communikationsmittel in 
Preußen, Pommern und Poſen durch Anlegung einer Verbindungs⸗Chauſſee 
zwiſchen der Berlin⸗Königsberger und der Bromberg⸗Ruſchendorfer und durch 
Schiffbarmachung des Küdow⸗Fluſſes, 8. Abth. Antrag des Abg. Illigens 
um Aufhebung des Lotteriefpiels event. andere Vertheilung der Gewinne, f. 
Abth. Antrag des Abg. Meviſſen um Ernennung der Landtags⸗Marſchälle 
durch die Wahl der Stände, 4. Abth. Antrag des Abg. v. Donimierski, 
die Abhülſe des jetzt herrſchenden Nothſtandes beir., 6. Abth. Antrag des 
Abg. v. Saucken⸗Julienfelde, die größere Sicherung der perſönlichen 
Freiheit betr., 5. Abth. Antrag des Abg. v. Sauden-Julienfelde um 
Zurücknahme des Geſetzes vom 29. März 1844 über die Abſetzbarkeit der 
Richter oder wenigtiens Beſchränkung willkürlicher Verſetzungen der Richter 
und Juſtiz-Kommiſſarien, 5. Abth. Antrag des Abg. Camphauſen auf 
Einberufung des Vereinigten Landtages von 2 zu 2 Jahren, l. Abth. Ans 
trag der Abg. Holzklau und Krämer auf Ermäßigung reſp. Gleichſtellung 
der Bergbau-Abgaben, 6. Abth. Antrag des Abg. Tſchocke, betr. das Pa⸗ 
tent vom 30. März 1847 über die Bildung neuer Religions-Geſellſchaften ꝛc., 
8. Abth. Antrag des Abg Thiel-Ranten, die Königlichen Haupt⸗ und 
Landgeſtüte betr., 9. Abth. Antrag des Abg. Abegg um Ermäßigung der 
Eingangszölle auf Eiſen, 6. Abth. Antrag des Abg. Fabricius, betr. die 
Ausführung der Allerhöchſten Kabinets-Ordre vom Il. April 1846 wegen 
Errichtung von Privatbanken, 6. Abth. Antrag mehrerer Abg. der Ritter⸗ 
ſchaft, v. Reiche ꝛc. auf Verbeſſerung der Landes-Pferdezucht, 9. Abth. An⸗ 
trag des Abg. Gadegaſt auf Emanation eines Geſetzes, das dem bisherigen 
unſtcheren Zuſtande der Beſitzrechte nicht privilegirter Apotheken ein Ende 
macht, 6 Abth. Antrag des Abg. Peter Conze, die Aufhebung der den 
kleineren ländlichen Brennereien bewilligte Steuer-Vegünſtigung betr, 6. Abth. 

Mrag des Abg. v. Vincke und Anderer auf eine Erklärung des Landtags, 
et. die von den Vereinigten Kurien bei Seiner Majeſtät dem König einges 
reichte Dankadreſſe. 0 8 ie 

Marſchall: Da diefer Antrag ohne Zweifel zu derjenigen Verhand⸗ 
lung gehört, welche von den Vereinigten Kurien geführt worden iſt, ſo werde 
ich denſelben ebenfalls dem Herrn Marſchall des Herrenſtandes zuſtellen. 

„Abg. Frhr. v. Binde: Ich bitte um das Wort. 
: Marſchall: Ich werde hernach das Wort geben, ich will nur voll⸗ 
enden: 

Antrag des Abg. Gießler, betreffend die Ablöſung der Jagden 8. Abthl. 

Marſchall: Ich werde mit der Vertheilung der zahlreichen Anträge, 
welche noch vorhanden ſind, in der nächſten Sitzung fortfahren und gebe 
jetzt den Herren Mitgliedern, welche ſich um das Wort gemeldet haben, daſſelbe. 

Abg. v. Merveldt: Wie ich vernommen habe, iſt in der Allg. Preuß. 
Ztg. ein von mir eingereichter Antrag unrichtig rubrizirt worden. Ich habe 
nämlich nicht, wie es in der Zeitung heißt, auf ein Verbot der Bewegung 
der Deutſch⸗Katholiken angetragen, ſondern auf ein Verbot der Venennung: 
„Deutſch⸗ oder Chriſt-Katholiken anſtatt Diſſidenten“. Ich bitte eine Berich⸗ 
tigung in dieſer Beziehung zu veranlaſſen. e 
a War : Wird in 
men be Wird a 1 & 

Abg. Graf v. in: Ich habe mir erlauben wollen, meine Herren, 
bevor wir zur en, Ihre Aufmerkſamkeit auf einen Ge⸗ 
genſtand zu lenken, der gewiß für uns Alle von gleichem Intereſſe iſt. Ich 
meine die ſtenographiſche Aufzeichnung unſerer Verhandlungen und die Pu⸗ 
blikation derfelben durch die Zeitung. Sie werden gewiß nicht minder, wie 

ich, die Erfahrung gemacht haben, daß die Adreß⸗ und die anderen Verhand⸗ 
lungen, wie ſie in der Zeitung erſcheinen, nicht das ſind, was ſie fein ſollen, 
d. h. ſie geben nicht ein treues Bild deſſen, was verhandelt wird. Ich darf 
mir nur erlauben, auf die Publikation, welche geſtern Abend erſchienen iſt, 
aufmerkſam zu machen. Es ſind darin viele Reden ſo korrumpirt, daß ſie 
nicht wiederzuerkennen ſind. Ich will nicht von dem ſprechen, was ich ge⸗ 
ſagt habe, obgleich auch da Vorderſätze von den Nachſäten durch Punkte von 
einander getrennt ſind, ſo daß der Sinn kaum wiederzuerkennen iſt. Ich be⸗ 
rufe mich auf das, was der Herr Marſchall aus Preußen geſagt hat. Er 
wird ſeine Rede nicht wieder erkennen, und ich glaube deshalb, daß jedenfalls 
Vorkehrung getroffen werden muß, daß eine genaue Aufzeichnung künftig 
ſtattfinde. Es hat ein geehrtes Mitglied der Herren-Kurie Vorſchläge ge⸗ 
macht. Ich weiß nicht, ob dieſe ausführbar ſind, aber ich glaube, daß es 
durchaus von der höchſten Nothwendigkeit iſt, daß der Gegenſtand in nähere 
Erwägung gezogen und auf eine beſſere Mittheilung unſerer Verhandlungen 
hingewirkt werde. Wir wollen nicht in einem beſſeren Lichte erſcheinen, als 
in demjenigen, in dem wir hier natürlich uns darſtellen, aber es kann uns 
nicht gleichgültig ſein, in einem ſchlechteren Lichte dargeſtellt zu werden, als 
es in der Wirklichkeit der Fall iſt. . m: . f 

Eine Stimme: Ich erlaube mir die Bitte, daß Herr Profeſſor Wir 
gard ſich darüber ausſpreche. f Fr 

Marſchall: Hier doch nicht. Ich ſchlage vor, daß eine Abtheilung 
ſich damit beſchäftige und mit den Stenographen in Verbindung trete. Ich 
würde dazu die vierte Abtheilung erſuchen. 

Abg. TCamphauſen: Ich möchte mir den Vorſchlag erlauben, daß die 
cent u Korrektur der Stände öffentlich ausgelegt würden. Es 
ſchein, mir abr Awedmägig, daß dies geſchehe. 

Marks enn Dieſem“ Vorſchlage trete ich gern bei. Alſo hiernach foll 
Lace werden, daß die Niederſchriſten hier im Secretariat eine Zeit lang 
bereit liegen. a 

Abg. Frhr. v. Patow (vom Platz): Ich erlaube mir den Vorſchlag, 
daß die Atheilung zuſammentrete und die Secrctaire dieſer Abtheilung hinzu⸗ 
treten und der Verathung beiwohnen. Die Secretaire find ſehr bei dieſer 
Verhandlung betheiligt, ſie können aber, fie ſollen nicht Alles thun. Thun 
fie nur Einiges, ſo wird die Sache bald geordnet werden. 8 
Marſchall: Ich bitte die Herren Secretaire, ſich für dieſen Zweck mit 
der Abtheilung vereinigen zu wollen. 


dem heutigen ſtenographiſchen Bericht aufgenom- 


Secretair Siegfried (vom Platz): Der Antrag iſt von den Secretai⸗ 
ren bereits erwogen worden, und fie hatten beſchloſſen, daß die ſtenographi⸗ 
ſchen Berichte ausgelegt werden ſollen. Es hat dies aber nicht zur Ausfüh⸗ 
rung kommen können, weil die Berichte nicht den ganzen Tag ausliegen können. 

Eine Stimme: Der zweckmäßigſte und beſte Vorſchlag ſcheint der zu 
ſein, daß während der Sitzung ein Tiſch hingeſtellt wird und, ſobald die 
Stenographen den Bericht abgefaßt haben, die Redner hinzutreten und prü⸗ 
fen, ob ihre Reden richtig niedergeſchrieben ſind. 

Abg. v. Brünneck: Ich glaube, meine Herren, es liegt in unſerem 
allſeitigen Intereſſe, und ich beſonders halte mich dem geehrten Abgeordneten 
aus der Provinz Pommern dankbar verpflichtet, daß der Gegenſtand zur 
Sprache gebracht worden iſt. Ich würde auch gar nicht darüber ſprechen, 
wenn es nicht das einzige Mittel wäre, eine Korrektur deſſen hervorzurufen, 
was ganz unverſtändlich dargeſtellt worden iſt. Geſtern Abend habe ich den 
Bericht flüchtig geleſen, habe aber den Sinn meiner Aeußerung vom 30ſten 
April nicht wiederfinden können. Ich ſoll z. B. von einer Landordnung ge⸗ 
ſprochen haben. Davon iſt gar nicht die Rede geweſen, denn ich kenne keine 
Landordnung. Ich ſoll unter Anderem auch geſagt haben, daß, ſo lange es 
irgend möglich ſei, ich das Geſetz für richtig halte. Ich habe aber im Ge⸗ 
gentheile geſagt, ich glaube, daß wir den Geſetzen und Richtern vertrauen 
können und müſſen, ſo lange es irgend möglich ſei, und habe mich in dieſem 
Sinne weiter geäußert. Daher würde ich ebenfalls ganz dafür ſtimmen, daß 
die ſtenograhiſchen Berichte denjenigen, wel he geſprochen haben, vorher mit⸗ 
getheilt würden. Es iſt auch in der Herren-Kurie ein Vorſchlag in dieſer 
Beziehung gemacht, aber es könnten wenigſtens die Verichte in der Expedi⸗ 
tion oder Kanzlei niedergelegt werden, damit ſich ein Jeder vorher überzeu⸗ 
gen könnte, ob das, was darinnen ſieht, wirklich von ihm geſprochen worden 
iſt. So weit es blos eine Perſon betrifft, z. B. wie mich, ſo würde ich mich 
darüber wegſetzen. Aber nachdem dasjenige, was ich geſprochen habe, ſo 
dargeſtellt worden iſt, daß es dem Unſinn näher liegt, als einer verſtändigen 
Aeußerung, und daß dennoch hinterher ein Bravo der ganzen Verſammlung 
folgt, das ſcheint der hohen Verſammlung ſelbſt nicht gleichgültig fein zu 
können. 

Staats⸗Miniſter v. Thiele: Ich habe auch wenige Worte zu dem hin⸗ 
zuzufügen, was geſagt worden iſt. Ich gehöre auch mit unter diejenigen, 
welche bei dem geſtellten Antrage betheiligt find. Die Aeußerungen, welche 
ich in der Sitzung vom 29. April gethan habe, finden ſich ebenſo verſtüm⸗ 
melt wieder, wie von mehreren Rednern erwähnt worden iſt, daß ſie kaum 
wieder zu erkennen ſind, und daß, wo Sinn darin lag, keiner mehr darin liegt. 

Staats-Miniſter Uhden: Selbſt bei den wenigen Worten, welche ich 
geſagt habe, iſt viel weggelaſſen worden, was der Sache einen anderen An⸗ 
ſtrich giebt, als ich geſprochen habe. . 

Abg. v. Binde: Herr Landtags⸗Marſchall! Ich habe eben bei Ver⸗ 
leſung der Anträge und bei Beſtimmung der Abtheilungen, an welche die ein⸗ 
zelnen Anträge verwieſen werden ſollen, bemerkt, daß der Antrag, den ich 
mit 137 anderen Mitgliedern zuſammengeſtellt habe, der Vereinigten Kurie 
überwieſen werden ſoll. Ich kann nicht zugeben, daß dieſes Verfahren in 
einer geſetzlichen Beſtimmung begründet iſt, und ich erlaube mir daher, mich 
auf die geſetzliche Veſtimmung zu beziehen und darauf zu rekurriren. Es 
heißt §. 14. der Verordnung vom 3. Februar .: »Wenn der Vereinigte 
Landtag über eine Propofition wegen Aufnahme neuer Staats-Anleihen (§. 5.) 
oder wegen Einführung neuer Steuern oder Erhöhung der beſtehenden Steuer- 
ſätze §. 9.) zu beſchließen hat, ſo tritt der Herrenſtand mit den übrigen 
Ständen zu gemeinſchaftlicher Berathung und Beſchlußnahme zuſammen. In 
allen anderen Fällen erfolgt auf dem Vereinigten Landtage die Verathung 
und die Abſtimmung des Herrenſtandes in abgeſonderter Verſammlung.« Ich 
glaube aus den ausdrücklichen Worten des Geſetzes ſchließen zu können, daß 
nur in den beiden ſpeziell vorgeſehenen Fällen eine Berathung der Vereinig⸗ 
ten Kurien zuläſſig iſt, und da dem Landtags-Marſchall nach §. 29. der 
Geſchäfts-Ordnung nur die Auslegung der Vorſchriften in den 88. 4— 28. 
der Geſchäfts-Ordnung, keinesweges aber die Auslegung der Verordnung 
vom 3. Februar c. überwieſen worden ift, fo glaube ich daraus folgern zu 
dürfen, daß ich mich auf geſetzlichem Boden befinde, wenn ich einen Antrag 
dahin richte, daß dieſe Erklärung, die ich im Verein mit anderen Mitglie⸗ 
dern überreicht habe, lediglich an eine Abtheilung unſerer Kurie der drei 
Stände verwieſen werde. Darauf anzutragen habe ich mir erlauben wollen. 

Abg. v. Bardeleben: Ich unterſtütze den Antrag. 

Marſchall: Ich kann meine Ueberzeugung nicht ändern Es iſt ge⸗ 
ſagt worden, für mich ſei blos die Geſchäſts-Ordnung Grundlage deſſen, was 
ich hier auszuführen habe. Dem muß ich widerſprechen. Wo geſetzliche Be⸗ 
ſtimmungen vorhanden ſind, müſſen ſie mir ebenfalls zur Grundlage dienen, 
weil ich meine Mitwirkung zu etwas, was geſetzlich nicht ausführbar ſcheint, 
nicht eintreten laſſen darf. Indeß abgeſehen davon, dieſe Angelegenheit ift 
eine ſolche, die mit Zuſtimmung der ganzen Verſammlung in den Vereinig⸗ 
ten Kurien vorgenommen worden iſt. Se. Majeſtät der König hat vom 
Throne aus zu der ganzen Verſammlung, zu den Vereinigten Kurien geſpro⸗ 
chen. Die Vereinigten Kurien haben darauf eine Adreſſe an Se. Majeſtät 
den König gerichtet. Auf dieſe Adreſſe haben Se. Majeſtät der König zu 
antworten geruht. Jetzt ſoll dieſe Verhandlung fortgeſetzt werden. Wenn 
gemeint werden ſollte, daß dies keine Fortſetzung dieſer Verhandlung wäre, 
ſo werde ich den Herrn Seeretair bitten, den Antrag hier zu verleſen. ” 

(Die Verleſung erfolgt.) 5 

„In der am Löten d. Mi. ſtattgefundenen Plenar⸗Sitzung des Vereinig⸗ 
ten Landtages hat derſelbe eine Adreſſe an des Königs Majeſtät beſchloſſen 
und in dieſer mit Vezug auf die von vielen ſeiner Mitglieder vermißte volle 
Uebereinſtimmung der Verordnung vom 3. Februar d. J. mit den älteren 
Geſetzen zur Wahrung der ſtändiſchen Rechte eine ehrfurchtsvolle Erklärung 
am Throne niedergelegt. Wenn es nicht angemeſſen gehalten wurde, in der 
erwähnten Adreſſe, welche zugleich den Dank für die Zuſammenberufung des 
Landtags enthielt, die ſpeziellen Puukte anzuführen, in welchen die erwähnte 
Uebereinſtimmung vermißt wird, ſo erſcheint es um ſo mehr gebotene Pflicht, 
daß der Landtag über dieſes fi verſtändige und ſie zur Vermeidung jedes 
Mißpverſtändniſſes näher bezeichne. Zu dieſem Ende beehren ſich die Unter⸗ 
zeichneten, Ew. Hochwohlgeboren die anliegende Erklärung zu überreichen, 
mit dem Antrage, dieſelbe einer Abtheilung zur gründlichen Erörterung über⸗ 
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weiſen zu wollen, damit ſie demnächſt von der hohen Kurie der drei Stände 
zum Beſchluß erhoben und im Protokoll niedergelegt werde. 

Berlin, den 26. April 1847.4 N (Unterſchriften.) 

Es ſcheint hiernach gar kein Zweifel zu ſein, daß es eine Fortſetzung, 
eine weitere Ausführung, eine Wiederaufnahme der Verhandlung über die 
Adreſſe iſt. Eine ſolche Verhandlung, die in den Vereinigten Kurien ſtatt⸗ 
gefunden hat, in dieſer Kurie allein wieder aufzunehmen, ſcheint mir ganz 
unſtatthaft und ein ganz falſcher Geſchäftsgang, eine ganz falſche Form. 
Für die richtige Form aber zu wachen, damit bin ich beauftragt. Auf das 
Materielle kann ſich meine Bemerkung nicht beziehen, darüber habe ich nichts 
zu ſagen. Ob es nothwendig, ob es nützlich, ob es angemeſſen ſei, eine 
ſolche Verhandlung wieder aufzunehmen, darüber ein Wort zu ſagen, ſteht 
mir nicht zu, aber wohl darüber, iu welcher Form ſie ſtattfinden ſoll. Und 
wie ich die Form für unrichtig halte, ſo halte ich ſie auch für eine ſolche, 
die einen Mangel an Achtung gegen die Kurie des Herrenſtandes bezeigt. 
Wenn wir etwas, was in der gemeinſchaftlichen Kurie verhandelt worden iſt, 
dieſer gemeinſamen Verſammlung entziehen und darüber für uns weier beſin⸗ 
den wollen, ſo iſt dies offenbar ein Mangel an Achtung, zu dem mitzu⸗ 
wirken ich mich nicht für befugt halte. Deshalb muß ich bei meiner Mei⸗ 
nung bleiben und glauben, daß ich mich ganz in meinem Rechte befinde, 
wenn ich dieſen Antrag dem Herrn Marſchall der Herren-Kurie mit der 
Vitte zuſende, ihn in gemeinſchaftlicher Kurie zur Verathung zu bringen. 

Abg. v. Auerswald: Nur zwei Worte darüber, ob nicht vielleicht ein 
Mißverſtändniß ſtattſindet. Der Herr Marſchall hält dieſe Eingabe für eine 
Fortsetzung deſſen, was bei der Adreß⸗Debatte ſtatigeſunden hat. Ich möchte 
mir die gehorſamſte Bemerkung erlauben, daß gerade hier, in dieſer Eingabe, 
von denjenigen Gegenſtänden die Rede iſt, die man in der Vereinigten Kurie 
nicht für geeignet gehalten hat, in die Adreſſe aufzunehmen, daß alſo gerade 
dasjenige, wovon wir mit überwiegender Majorität beſchloſſen haben, in der 
Adreſſe keine Erwähnung zu thun, und was durch den Beſchluß auf einen an⸗ 
deren Weg hingewieſen worden iſt, daß alles dasjenige, ſage ich, hier enthal⸗ 
ten iſt, nämlich die Spezialitäten, diejenige Wahrung, welche in der Adreſſe 
nur im Allgemeinen ehrfurchtsvoll niedergelegt worden iſt Wenn alſo hier⸗ 
nach gerade derjenige Weg eingeſchlagen iſt, der auf dem Wege der Adreſſe 
uns nicht zuläſſig erſchien, fo muß ich aufrichtig bekennen, daß mir ein Miß⸗ 
verſtändniß obzuwalten ſcheint, und muß ich mich aus dieſem Grunde dem 
Antrage des geehrten Abgeordneten aus Weſtphalen anſchließen. N 

Marſchall: Diejenigen, welche in der Vereinigten Kurie nicht haben 
beſchließen wollen, Spezialitäten aufzunehmen, haben auch wahrſcheinlich den 
Beſchluß nicht fo verſtanden, daß Spezialitäten nachträglich auf irgend eine 
Weiſe aufgenommen werden ſollen. Wenn alſo darüber noch nachträglich 
ein anderweiter Befchluß gefaßt werden ſoll, fo muß er in derſelben Verſamm⸗ 
lung gefaßt werden, die zuerſt über den Gegenſtand berathen hat. 

Abg. v. Vincke: Ich habe mich hauptſächlich gegen den Vorwurf zu 
verwahren, als ob es irgend in meiner Abſicht gelegen haben könnte, in dem 
Antrage, den ich gemacht habe, Mangel an Achtung gegen die Herren-Kurie 
auszuſprechen. Ich glaube, gerade in der Form des Antrages, die ich ge⸗ 
wählt habe, bewieſen zu haben, daß ich die höchſte Achtung gegen die Herren⸗ 
Kurie hege. Ueber die Begründung diefer fpeziellen Punkte kann aber eine große 
Meinungsverſchiedenheit zwiſchen unſerer Verſammlung und der Herren-Kurie 
beſtehen. Die Herren⸗Kurie kann die Gegenſtände, die hierbei zur Sprache 
zu bringen ſind, in anderer Weiſe auffaſſen, und darum habe ich durch mei⸗ 
nen Antrag die Selbſtſtändigkeit der Herren-Kurie erhalten wollen, damit 
ſie nicht genöthigt werde, mit uns gemeinſchaftlich zu berathen, ſondern 
damit wir die eigene Anſicht ihr freilaſſen. en 

Abg. Sperling: Die Eingabe ift einmal an die Kurie der drei Stände 
gerichtet, daher glaube ich, daß fie allein darüber zu entſcheiden hat, ob fie 
auf den Inhalt derſelben weiter eingehen wolle oder nicht. Dieſe Entſchei⸗ 
dung kann ſie aber erſt dann treffen, wenn die Eingabe von einem Aus⸗ 
ſchuſſe vorberathen worden iſt. Ich glaube daher, daß der Antrag, der dahin 
geht, die Eingabe einem Ausſchuſſe zu überweiſen, ganz in der Ordnung iſt. 
Ich finde auch nirgends, daß dem Marſchall die Befugniß eingeräumt wäre, 
eiwas wegzuweiſen, was an die Verſammlung gerichtet iſt. 5 

Abg. Tſchocke: Ich glaube, ganz abgeſehen davon, daß ſchon bei der 
Berathung der Adreſſe von mehreren Mitgliedern der Kurie der drei Stände 
Zweifel und Bedenklichkeiten darüber obwalteten, ob dieſe Berathung von 
den Vereinigten Kurien vorgenommen werden ſoll, daß der vorliegende Ge⸗ 
genſtand ſich noch dadurch unterſcheidet, daß die Adreſſe gemeinſchaftlich an 
Se. Majeſtät den König gerichtet werden ſollte, während der vorliegende Ge⸗ 
genſtand allein und ausſchließend die Anſichten der zweiten Kurie begründen 
und dieſe nur zu Protokoll gebracht, aber nicht an Se. Majeſtät den König 
eingereicht werden follen. Ich glaube, dieſer Moment müßte dafür entſchei⸗ 
dend ir daß der Gegenſtand nur von der Kurie der drei Stände zu bes 
rathen ſei. 

. Abg. v. Manteuffel L: Was ich von dem vorliegenden Schriftſtücke 
vernommen habe, ſo ſcheint es mir keine Petition zu ſein. Wäre es eine Pe⸗ 
tition, ſo würde es ganz unzweifelbaft vor die Kurie der hier verſammelten 
drei Stände gehören. Was iſt es denn? Ein Gutachten iſt es auch nicht über 
eine Königl. Propoſition. Es iſt alſo etwas, was ich in keiner Weiſe in die 
Kategorieen der Gegenſtände bringen kann, womit die Stände ſich zu beſchäf⸗ 

tigen haben. Es kann alſo nichts Weiteres ſein, als eine Anknüpfung an 
eine bereits ſtattgehabte Verhandlung. Als ein ſolches Schriftſtück hat der Herr 
Landtags⸗Marſchall auch die Eingabe bezeichnet, und ich kann ihm hierin nur 
beiſtimmen. 

f Abg. v. Beckerath: Wenn ich auch nicht die Ehre habe, zu den An⸗ 


tragſtellern zu gehören, ſo halte ich mich doch dadurch nicht der Verpflichtung 


entbunden, mich vom Standpunkte des Intereſſes der Verſammlung aus über 
die vorliegende Frage zu äußern. Die Adreſſe ift allerdings von den Verei⸗ 
nigten Kurien verhandelt und beſchloſſen worden; durch die Beſchlußnahme 
über die Adreſſe iſt aber auch dieſe ganze Verhandlung zum Schluſſe gebracht 
worden, und es war in dieſem Beſchluſſe keinesweges die Abſicht enthalten, 
daß alles dasjenige, was ſich ſpäterhin im Laufe der Verhandlungen noch in 
Bezug auf diefelben Materien in den Kurien des Vereinigten Landtages er⸗ 
geben würde, abermals von den vereinigten Kurien zu verhandeln ſei. Es 
konnte im Gegentheil, wenn von einer weiteren Entwickelung dieſer Materien 


die Rede war, immer nur an den Weg der Bitte und Beſchwerde gedacht 
werden, den verfaſſungsmäßig jede einzelne Kurie für ſich einzuſchlagen hat, 
und ich denke mir, daß einer der Beweggründe, welche die Antragſteller zu 
ihrer Eingabe veranlaßt haben, darin beſteht, daß in Folge der bei der Kurie 
der drei Stände eingelaufenen, die Verfaſſung betreffenden verſchiedenen An⸗ 
träge der Weg der Bitte und Beſchwerde von unſerer Kurie eingeſchlagen 
werden wird. Da dies geſchehen wird, da die Rechte, welche in der Adreſſe 
im Allgemeinen verwahrt worden ſind, nunmehr in Folge der Anträge zum 
Gegenſtande von Petitionen gemacht werden ſollen, ſo liegt die Beſorgniß 
nahe, daß dadurch dieſe Rechte gewiſſermaßen in Frage geſtellt werden, und 
in dieſem Sinne ſcheint es mir ganz angemeſſen, daß diejenige Kurie, die 
ſich zu ſolchen Petitionen entſchließt, ſich auch gleichzeitig darüber erkläre, in 
welchem Sinne, mit welchem Bewußtſein fie den Weg der Bitte und Be⸗ 
ſchwerde betrete. Ich ſchließe mich den anderen Rednern an, welche für die 
Berathung des Gegenſtandes in dieſer Kurie geſprochen haben, und verlange, 
daß die abgegebene Erklärung zum Gegenſtande der alleinigen Berathung 
unſerer Kurie gemacht werde. P 
Abg. Graf v. Schwerin: Ich gehöre auch nicht mit zu den Unter⸗ 
zeichnern des Antrags, über deſſen Berathung wir uns gegenwärtig verſtän⸗ 
digen wollen, und zwar nicht, weil ich mit dem materiellen Inhalte deſſelben 
nicht einverſtanden ſei, ſondern weil ich glaube, daß die Form nicht richtig 
gewählt iſt, in der er eingebracht worden iſt. Das hindert mich aber nicht, 
der Anſicht beizutreten, daß es nicht in der Befugniß des Landtags⸗-Mar⸗ 
ſchalls liege, den Antrag zurückzuweiſen, ſondern ich glaube, daß, wenn ein⸗ 
mal der Antrag bei der Verſammlung hier geſteilt worden iſt, lediglich der 
Weg einzuſchlagen ſei, welcher in der Geſchäfts-Ordnung vorgeſehen worden 
iſt. Der Antrag muß einer Abtheilung überwieſen werden, und die Abthei⸗ 
lung wird dann fehen, ob er ſich zur Berathung in einer beſonderen Kurie 
oder zur Berathung des Vereinigten Landtags eignet. Wenn der Herr Land⸗ 


tags⸗Marſchall die Befugniß in Anſpruch nimmt, mit einem ſolchen Antrag 


zu machen, was ihm beliebt, ſo glaube ich, bewegt er ſich nicht innerhalb der 
Geſchäfts-Ordnung 

Abg. Meviſſen: Ich vermag die Folgerichtigktit, die darin liegen ſoll, 
daß deshalb, weil die Adreſſe von dem Vereinigten Landtage berathen worden 
iſt, nun alle Anträge, die mit der Adreſſe in näherer oder entfernterer Ver— 
bindung ſtehen, auch von dem Vereinigten Landtage berathen werden ſollen, 
nicht anzuerkennen. Es iſt ſchon geſagt worden, daß Petitionen, die in ihrem 
Inhalte nothwendig auf die Adreſſe zurückverweiſen, alſo mehr oder weniger 
auch dem Inhalte der Adreſſe entſprechen, zur Diskuſſton der drei Stände 
geſtellt worden ſind. Würde die Stimmenzahl der Herren-Kurie wieder bei 
der gemeinſchaftlichen Berathung dieſes Gegenſtandes ausgedehnt werden, ſo 
würden wir ein irriges Reſultat erzielen und nicht erfahren, was wahrhaft 
die Meinung der Provinzial-Landſtände iſt, die auf ihre alten Rechte ſich 
beziehen, und die dieſe Rechte verwahren wollen. Ich glaube, daß der Antrag 
des Abgeordneten der Provinz Weſtphalen in jeder Beziehung gerechtfertigt 
iſt und zur Berathung dieſer Kurie gehört. (Von einigen Seiten ertönt der 
Ruf zur Tages⸗Ordnung.) a 
Abg. Sperling: Ich bitte die Verſammlung, nur zu erwägen, daß ſte 
gegenwärtig ein Urtheil über eine Eingabe fällen ſoll, die ſie noch nicht kennt. 
Sie kann fie erſt kennen lernen, wenn die Eingabe durch eine Abtheilung 
vorberathen worden iſt. Es iſt kein Grund vorhanden, hier eine Ausnahme 
von einer Regel zu machen, die ſchon in dem gewöhnlichen Leben ſtattfindet. 
Wenn Jemand einen Antrag ſtellt, ſo giebt es nur zwei Wege, entweder 
man geht darauf ein oder weiſt ihn zurück; ein Medium, daß man einem 
Dritten den Antrag übergiebt, damit er mit demſelben machen könne, was 
er wolle, exiſtirt nicht. 

Abg. Graf v. Finkenſtein: Es iſt von einem geehrten Redner der 
vorliegende Autrag immer Bitte und Beſchwerde genannt worden; der An⸗ 
trag nennt ſich aber ſelbſt eine Erklärung, und zwar eine von 137 Mitglie⸗ 
dern unterſchriebene Erklärung. Er tritt alſo dadurch ganz und gar aus der 
Reihe der Vitten und Beſchwerden, von welchen das Geſetz handelt, heraus. 
Und wenn wir dies annehmen, ſo dürfte allerdings den beiden Vereinigten 
Kurien, alſo der Herren-Kurie mit, zuſtehen, dieſen Gegenſtand zu berathen. 

(Der Ruf auf Tagesordnung wiederholt ſich.) 

Abg. Grunau (aus Elbing): Mit Bezug auf das, was der ge⸗ 
ehrte Redner vor mir geſprochen hat, erlaube ich mir hinzuzufügen, daß es 
nicht auffallen darf, hier eine Eingabe von 137 Mitgliedern zu erblicken. 
Es iſt dieſe Eingabe nicht als eine Petition zu betrachten, ſondern fie iſt 
ſchlechtweg nur eine Declaration. Die hohe Verſammlung hat damals bei der 
Berathung des Adreß⸗Entwurfs geradezu erklärt, daß fie alte Rechte zu res 
ſerviren habe. Es wurde aber von Vielen beliebt, dieſe alten Rechte nicht 
ſpeziell aufzuführen und zu nennen, und wir haben auf die Dank-Adreſſe 
eine Antwort von Sr. Majeſtät dem Könige erhalten, die wenigſtens Vielen 
von uns nicht befriedigend erſchienen iſt. (Gemurmel von verſchiedenen Sei⸗ 
ten.) Wir ſind dieſe Erklärung nicht ſowohl uns, als unſeren Kommitten⸗ 
ten ſchuldig, und wir ſprechen in dieſer Eingabe, die von dem Mitgliede der 
Provinz Weſiphalen geſchehen iſt, nicht von einer Petition, aber auch von 
weiter nichts, als von einer Declaration. Jene Rechte, die wir nicht gewagt 
haben, oder von denen wir nicht für ſchicklich fanden, in der Dank ⸗Adreſfe 
zu erwähnen, hielten wir uns verpflichtet, um einerſeits unſerem Gewiſſen 
Genüge zu thun, und um andererfeits unferer Pflicht gegen unſere Kommit⸗ 
tenten treu zu bleiben, in dieſer Declaration näher zu ſpecialiſiren und nie⸗ 
derzuſchreiben. Bedenken Sie, daß dieſer Körper des Vereinigten Landtags 
nie wiederkehrt ... (Viele Stimmen: Oho!) 4 

Verſtehen Sie mich recht, meine Herren. Wenn dieſelbe Körperſchaft 
nach ſechs Monaten ſchon wiederkehren ſollte, ſo iſt es doch nicht mehr die⸗ 
ſelbe Körperſchaft; denn es find dann einzelne Mitglieder aus ihr ausgeſchie⸗ 
den und andere eingetreten. Und doch können wir allein nur wiſſen und 
betheuern und bezeugen, in welchem Sinne wir die Verwahrung nirdergelegt 
haben. Wer will es nach uns wagen, zu ſagen, welche Rechte wir wahren 
wollten und welche nicht? Was wird eine Verſammlung nach uns ſagen, 
die in dem Protokolle lieſt, daß wir eine Dank-Adreſſe beſchloſſen haben, und 
welche aus dem Protokolle erſteht, daß der Erſte Vereinigte Landtag auch ge⸗ 
wiſſe Rechte verwahren wollte. 5 

(Schluß folgt.) 


